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1 Zusammenfassung 

1.1 Abstract  

Ziel dieser Arbeit war die Verbesserung und Verbreitung des Wissens über die „Support 
Measures“ (= fiskalische und ordnungspolitische Unterstützungsmaßnahmen) der öffentlichen 
Hand (Bund, Länder, Gemeinden) für den Wohnbau in Österreich, insbesondere für die 
Einfamilienhaus-Siedlungen und der mit diesen in Verbindung stehenden Infrastruktur, um 
damit einen öffentlichen-politischen Diskurs über eine „Ökologisierung“ von Förderungen und 
anderen Support Measures, die die Zersiedelung antreiben, anzustoßen. 
Die Support Measures setzen ausschließlich an der „Angebotsseite“ an. Daher wurde in einem 
ersten Schritt analysiert, inwieweit sich das Phänomen der Zersiedelung durch die 
„Nachfrageseite“ erklären lässt, also: Wird Zersiedelung nicht vielmehr nachfrageseitig durch 
eine Präferenz für das Haus im Grünen, steigende Haushaltseinkommen oder 
Bevölkerungswachstum getrieben, als durch die öffentliche Subventionierung von 
Infrastruktur, Mobilität und Einfamilienhaus? Es zeigte sich, dass diese Faktoren wesentlichen 
Einfluss auf die Entscheidungen der Menschen haben, wo sie sich ansiedeln.  
Vor diesem Hintergrund der Nachfragesituation sind nun die öffentlichen Support Measures zu 
sehen, die wesentlich das Angebot, also die Verfügbarkeit und Kosten von Siedlungsoptionen 
beeinflussen und dieses Bevölkerungssegment potenziell in zersiedelte Strukturen „ziehen“ 
können. Dabei sind zu unterscheiden: 

• Support Measures, die für die Zersiedelung zwingend notwendig sind: Ohne laufende 
Ausweisung von neuem Bauland außerhalb der bestehenden Siedlungsgrenzen wäre 
eine Zersiedelung nicht möglich. Ähnlich wichtig ist die öffentliche Bereitstellung 
technischer Infrastruktur, insbesondere Straßen, Wasser, Kanalisation, Strom, Gas, 
etc. Gemeinsam ist beiden Aspekten, dass sie fast ausschließlich von der öffentlichen 
Hand bereit gestellt werden. 

• Support Measures, die sich auf die relativen Preise, also die Leistbarkeit und die 
Attraktivität der Zersiedelung auswirken und deshalb Zersiedelung fördern. Dazu 
zählen etwa die Wohnbauförderung, Mobilitätsförderung (Pendlerpauschale, 
Kilometergeld und Co) und die nicht kostendeckende Bereitstellung der sozialen 
Infrastruktur (Kindergärten, Schulen, Freizeitangebote, Kultur, Sport, 
Gesundheitsdienste, Altenpflege etc.) 

Als wesentlich stellte sich die Rolle der Gemeinden heraus. Sie entscheiden über die 
Flächenwidmung und sind für die Finanzierung weiter Teile der technischen und sozialen 
Infrastruktur zuständig (z.B. Wasser/Abwasser, Erschließungsstraßen, Schulen). Problematisch 
dabei ist, dass einerseits häufig keine Kongruenz zwischen Entscheidungs- und 
Finanzierungsverantwortung besteht und andererseits bei den Entscheidungen auch 
sachfremde Überlegungen eine Rolle spielen (z.B. budgetäre oder politische Überlegungen, 
Erschwernis für unpopuläre Entscheidungen durch den direkten Kontakt und die Abhängigkeit 
der Gemeindepolitik vom "Wähler"). 
Insgesamt wurden elf Maßnahmen bzw. Maßnahmenfelder auf ihre Zersiedelungswirkung hin 
analysiert, qualitativ bewertet und der jeweilige jährliche Mittelbedarf aus den öffentlichen 
Budgets abgeschätzt. Es zeigte sich, dass die wesentlichen Handlungsfelder für eine 
Ökologisierung des Siedlungswesens die Bereiche Baulandwidmung, technische Infrastruktur 
(Straßen, Wasser/Abwasser), Wohnraumschaffung und Mobilität sind. Für diese wurden 
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Handlungsempfehlungen entwickelt, die auf Maßnahmen wie z.B. auf eine Neufestlegung der 
Kompetenzen im Bereich der Raumordnung und der Flächenwidmung, die Schaffung von 
Kostenwahrheit für Infrastrukturen, finanzielle Instrumente zur Beteiligung der Grund-
/Gebäudeeigentümer, entsprechende Anpassungen im Finanzausgleich, strengere Kriterien in 
der Wohnbauförderung und die bedarfsberechte und verkehrslenkende Umgestaltung der 
Förderungen im Mobilitätsbereich hinaus laufen. 
 

1.2 Politikempfehlungen  

In der vorliegenden Arbeit wurden „Support Measures“, also finanzielle Subventionen und 
ordnungspolitische Maßnahmen identifiziert, beschrieben und bewertet, die zu Zersiedelung 
führen. Die Abbildung zeigt die qualitative Bewertung, also die Stärke der Wirkung von 
Support Measures auf die Zersiedelung, und die Abschätzung der Finanzmittel, die jährlich aus 
öffentlichen Haushalten in die fortschreitende Zersiedelung bzw. in die Aufrechterhaltung 
bereits zersiedelter Strukturen fließen. Eine Ausnahme bildet hier die Baulandwidmung: hier 
besteht die Subvention darin, dass die öffentliche Hand idR nicht an den Widmungsgewinnen 
beteiligt ist und die Wertsteigerung ausschließlich den Grundeigentümern zugutekommt.  
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Aus den Einzelbewertungen wurden prioritäre Handlungsfelder abgeleitet, die aufgrund ihres 
Wirkungszusammenhangs und ihres Volumens signifikante Wirkung auf die Zersiedelung 
haben. Für die Support Measures in diesen Handlungsfeldern wurden die folgenden 
Reformoptionen vorgeschlagen. Viele davon können mit einer Neugestaltung des 
Finanzausgleichs umgesetzt werden:  
Handlungsfeld Baulandwidmung: 

o Schaffung einer übergeordneten Raumordnungskompetenz auf Bundesebene: 
Bundesraumordnungsgesetz für Österreich zur Festschreibung der räumlichen 
Entwicklung 

o Stärkung der Kooperation zwischen Gemeinden um Konkurrenz und ein Überangebot 
an Bauland zu verringern 
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o Nutzung des Flächenwidmungsplans zur Erreichung raumordnerischer Ziele durch 
strenge Kriterien und eine Kompetenzverlagerung hin zu übergeordneten Instanzen. 

o Verknüpfung von Entscheidungskompetenz zur Baulandausweisung und Finanzierung 
der notwendigen Infrastruktur 

o Regelmäßiges Monitoring der räumlichen Entwicklung durch eine übergeordnete Stelle 
o Reduktion des ausgewiesen Baulands durch Bedarfsnachweis 
o Verstärkte Baulandmobilisierung, etwa durch Verteuerung gewidmeter, aber 

unbebauter Grundstücke oder verpflichtende Bebauung innerhalb einer Frist 
o Beteiligung der öffentlichen Hand am Widmungsgewinn, etwa durch steuerliche 

Maßnahmen oder Verpflichtungen der Grundeigentümer zu Gegenleistungen 
Handlungsfeld öffentliche Straßeninfrastruktur und Siedlungswasserwirtschaft:  

o Verringerung des Mobilitätsbedarfs 
o Umweltschonende Mobilität durch Umschichtung der Subventionen für 

umweltschonende Verkehrsinfrastruktur 
o Mehr Kostenwahrheit für die Mobilität, z.B. durch kilometerabhängige 

Straßenbenutzungsgebühren (gilt auch für Wasser-/Abwasserinfrastruktur) 
o Stärkung des Verursacherprinzips und Planungssicherheit für private Haushalte durch 

ihre stärkere Beteiligung an den Erschließungskosten (gilt auch für Wasser-
/Abwasserinfrastruktur) 

Handlungsfeld Wohnraumschaffung: 
o Wohnbauförderung: Reduktion der Mobilitäts-Folgekosten im Wohnungsbau durch die 

Aufnahme von Raumordnungskriterien (z.B. Nähe zu öffentlichen Verkehrsmitteln) 
o Wohnbauförderung: Umschichtung der Mittel vom Neubau in die Sanierung 
o Wohnbauförderung: Gezielte Lenkung des Neubaus in kompakte Siedlungsformen 

durch entsprechende Zu- und Abschläge, Prüfung der Förderung von 
Einfamilienhäusern 

o Bausparen: Zweckwidmung der Mittel, Integration von ökologischen und 
Raumordnungs-Kriterien 

Handlungsfeld Mobilität: 
o Anreize zur Reduktion der Pendelwege 
o Pendlerförderung: Verstärkter Anreiz zur Nutzung ÖPNV und von Fahrgemeinschaften 

durch Umgestaltung der Pendlerpauschale 
o Schaffung von Anreizen für Betriebe zur Reduktion von Pendelwegen ihrer 

MitarbeiterInnen 
o Bedarfsgerechte soziale Gestaltung der Pendlerförderung 

 

1.3 Projektabriss  

In dieser Arbeit wurde der Zusammenhang untersucht zwischen: 
• öffentlichen „Support Measures“ (= fiskalische und ordnungspolitische 

Unterstützungsmaßnahmen der öffentlichen Hand, u.a. für Wohnraumschaffung, 
Mobilität oder Infrastruktur) 

• und der österreichischen Siedlungsentwicklung, die geprägt ist von Zersiedelung 
(Einfamilienhaus-Ansammlungen, geringe Siedlungsdichten, hoher Flächenverbrauch 
etc.).  
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Es wurde beantwortet, welche Support Measures die Zersiedelung besonders stark mit 
verursacht haben und wie diese so umgestaltet werden könnten, so dass die umweltkontra-
produktiven Effekte reduziert werden. 
 
Teil 1: Die Nachfrageseite 
Bevor die einzelnen Support Measures hinsichtlich ihrer Wirkung auf die Zersiedelung 
untersucht wurden, musste die Frage beantwortet werden: Wird Zersiedelung nicht vielmehr 
nachfrageseitig durch eine Präferenz für das Haus im Grünen, steigende Haushaltseinkommen 
oder Bevölkerungswachstum getrieben, als durch die öffentliche Subventionierung von 
Infrastruktur, Mobilität und Einfamilienhaus? 
Umfangreiche Regressionsmodelle für Deutschland zeigen: Das zu beobachtende Ausmaß an 
Zersiedelung kann nicht allein durch steigende Nachfrage nach Siedlungsfläche erklärt werden. 
Vielmehr spielen Support Measures der öffentlichen Hand, die das Angebot an 
Siedlungsmöglichkeiten im Grünen beeinflussen eine gewichtige Rolle für die Zersiedelung.  
Die Fragestellung nach dem Einfluss vorwiegend angebotsseitig wirkender Support Measures 
auf die Zersiedelung ist also gerechtfertigt. Da nachfrageseitige Aspekte wichtig sind, um die 
Wirkung der öffentlichen Support Measures zu verstehen, wurden aber auch sie untersucht: 
Wohnpräferenz: Es wird in der Literatur oft davon ausgegangen, dass es eine starke und 
allgemeingültige Präferenz für das „Haus im Grünen“ gibt. Entscheidend sind jedoch die 
individuellen Wohnwünsche (Wohnungsgröße, soziales Umfeld, saubere Luft, Natur etc.). 
Tatsächlich resultiert aus diesen Wohnwünschen nicht zwingend eine allgemeine Präferenz für 
das „Haus im Grünen“. Diese ergibt sich erst im Zusammenhang mit finanziellen Restriktionen 
(die Wohnwünsche sind im urbanen Gebiet nicht verfügbar oder leistbar) und mit fehlenden 
urbanen Alternativen (saubere Luft, Sicherheit, Natur etc.). Das heißt: Neben all jenen, die 
sich nur Stadt oder nur Land als Wohnort vorstellen können, gibt es ein großes 
Bevölkerungssegment, für das bei Verfügbarkeit und finanzieller Leistbarkeit das urbane 
Gebiet eine Option, oft sogar die erste Wahl wäre. 
Steigende Einkommen: Steigende Haushaltseinkommen machen es verstärkt möglich, die 
Wohnwünsche nach dem „Haus im Grünen“ zu realisieren und sind somit relevant für die 
Entwicklung der Zersiedelung. Umgekehrt können sie durch Lockerung der Budgetrestriktionen 
auch die teurere Realisierung der Wohnwünsche im urbanen Kerngebiet möglich machen. Der 
Effekt von steigendem Wohlstand auf die Zersiedelung ist daher ambivalent, entscheidender 
sind die relativen Preise von urbanem und suburban/ländlichem Wohnen. 
Demografische Entwicklung: Statistiken zeigen, dass die Bevölkerungszahl keinen 
wesentlichen Einfluss auf die Zersiedelung hat, sehr wohl aber Verschiebungen in der 
Bevölkerungsstruktur (starke Jahrgänge im „eigenheimrelevanten“ Alter) und der Trend zu 
geringeren Haushaltsgrößen (Stichwort: Singlehaushalt), der sich durch die alternde 
Gesellschaft in Zukunft noch verstärken wird. 
Die Nachfrageseite stellt sich zusammengefasst also so dar: Es gibt ein Bevölkerungssegment, 
welches zur Erfüllung der Wohnwünsche potenziell auch den suburbanen/ländlichen Raum in 
Betracht ziehen. Dieses Segment kann absolut durch demografische Verschiebungen wachsen. 
Die Entscheidung Einzelner hängt wesentlich davon ab, wo die die Erfüllung ihrer 
Wohnwünsche am besten möglich und leistbar ist. 
 
Teil 2: Die Angebotsseite 
Vor diesem Hintergrund der Nachfragesituation sind nun die öffentlichen Support Measures zu 
sehen, die wesentlich das Angebot, also die Verfügbarkeit und Kosten von Siedlungs-
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möglichkeiten beeinflussen. Eine systematische Untersuchung hat gezeigt, dass es zwei 
Kategorien an Support Measures gibt: einerseits jene die für die Zersiedelung zwingend 
notwendig sind („must have“) und jene die eine Zersiedelung vereinfachen oder vergünstigen 
(„nice to have“). 
„Must have“: Der wichtigste Aspekt ist die Bereitstellung von Bauland. Ohne laufende 
Ausweisung von neuem Bauland außerhalb der bestehenden Siedlungsgrenzen wäre eine 
Zersiedelung nicht möglich. Ähnlich wichtig ist die öffentliche Bereitstellung technischer 
Infrastruktur, insbesondere Straßen, Wasser, Kanalisation, Strom, Gas etc. Beide Aspekte, 
Bauland und technische Infrastruktur, sind zwingende Voraussetzungen für Zersiedelung und 
werden fast ausschließlich von der öffentlichen Hand bereitgestellt. 
Rolle der Gemeinden: Die Entscheidungen über die „must have“ Support Measures werden 
hauptsächlich auf Gemeindeebene getroffen, obwohl die Finanzierung vorwiegend auf den 
Bund abgewälzt wird. So ist die Flächenwidmungsplanung in der Kompetenz der 2.359 
BürgermeisterInnen mit ihren GemeinderätInnen – mit allen Problemen, die der direkte 
Kontakt und die Abhängigkeit der Gemeindepolitik vom "Wähler" aufwerfen. Eine regionale 
Koordination durch die Länder oder eine bundesweite Raumordnung fehlt weitgehend. Die 
Gemeinden befinden sich in einer Konkurrenzsituation zueinander: sie profitieren von 
Neuansiedelungen, je nachdem ob Haushalt oder Betrieb über den Finanzausgleich oder 
höhere Kommunalabgaben. Die Infrastruktur wird besser ausgelastet, der letzte Meter für den 
neuen Anschluss ist kostengünstig, bringt aber keine zusätzlichen Gebührenzahler. Aus dieser 
Konkurrenzsituation, der Kompetenzverteilung und mangelnder übergeordneter Planung und 
Kontrolle entsteht eine Situation in der Gemeinden mit dem Angebot an (günstigem) Bauland 
und technischer Infrastruktur um jenes Bevölkerungssegment konkurrieren, das für die 
Erfüllung ihrer Wohnwünsche sowohl Stadt als auch Umlandgemeinden in Betracht zieht.  
„Nice to have“: Zusätzlich zu dieser Politik der Gemeinden, welche die Verfügbarkeit von 
Siedlungsmöglichkeiten im suburban/ländlichen Raum erhöht, gibt es eine Reihe weiterer 
Maßnahmen, die sich auf die relativen Preise, also die Leistbarkeit und die Attraktivität der 
Zersiedelung auswirken. Darunter fallen die Support Measures Wohnbauförderung 
(Zersiedelung bedeutet immer Schaffung von neuem Wohnraum, diese wird durch die WBF 
vereinfacht), Mobilitätsförderung (Zersiedelung bedeutet meist Zwangsmobilität, diese wird 
durch Pendlerpauschale, Kilometergeld und Co vergünstigt),nicht kostendeckende 
Bereitstellung von sozialer Infrastruktur (Kindergärten, Schulen, Freizeitangebote, Kultur, 
Sport, Gesundheitsdienste, Altenpflege, etc. in räumlicher Nähe machen einen 
suburban/ländlichen Standort attraktiver, allerdings kann die räumliche Nähe durch Mobilität 
substituiert werden). 
All diese "nice to have" Support Measures, verschieben die relativen Preise, somit kann man 
sich im ländlich/suburbanen Raum MEHR seiner Wohnwünsche erfüllen als in der Stadt. 
Für die Support Measures wurde ein Bewertungssystem entwickelt, anhand dessen sie nach 
folgenden Kriterien untersucht und mit Punktezahlen von 1 bis 10 bewertet wurden: 

o Wirkungszusammenhang: Wie stark wirkt die einzelne Support Measures in einem 
bestimmten Bedürfnisfeld auf Zersiedelung? 

o Finanzielles Volumen? 
o Relevanz: Ergibt sich aus dem Wirkungszusammenhang und dem Volumen 
o Historische Bedeutung: Betrachtungszeitraum ab den 1960er Jahren 
o Gesamtbewertung: Ergibt sich aus der Relevanz und der historischen Bedeutung 

Die Tabelle zeigt die Ergebnisse der Bewertung, die zentralen Support Measures sind farblich 
unterlegt. 
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Wirkungs-
zushg.

Volumen Relevanz Histor. 
Bedeutung

gesamt budget-
relevant

Baulandwidmung 10 10 10 10 10 2 * )
Ausbau der öffentl. Straßeninfrastruktur 8 10 8 10 8 3 3
Ausbau der Siedlungswasserwirtschaft 8 2 1,6 8 1,28 0,4 0,4
Wohnbauförderung 4 4 1,6 10 1,6 0,75 0,75
Förderung Bausparen 2,4 0,5 0,12 5 0,06 0,08 0,08
Pendlerförderung 4,8 1 0,48 7 0,34 0,2 0,2
Amtliches Kilometergeld 2,4 0,3 0,07 5 0,04 0,06 0,06
Stellplatzverpflichtung 1,6 0,4 0,06 5 0,03 0,08 0,08
Öffentliche Mobilitätsangebote 0 10 0 5 0 2 2
Ausbau Kindergärten und Schulen 4 2,5 1 10 1 0,5 0,5
Ausbau mobiler Dienste 3,5 0,75 0,26 7 0,18 0,15 0,15
* ) Die Förderung kommt hier durch die privatisierten Widmungsgewinne zustande

Bewertung Volumen

0 bis 10 Punkte
Support Measure

in Mrd. Euro p.a.

Gesamt-
bewertung

 
 
Teil 3: Die Reformoptionen 
Aus den Einzelbewertungen wurden prioritäre Handlungsfelder abgeleitet, die aufgrund ihres 
Wirkungszusammenhangs und ihres Volumens signifikante Wirkung auf die Zersiedelung 
haben. Für die Support Measures in diesen Handlungsfeldern wurden die folgenden 
Reformoptionen vorgeschlagen: 
Handlungsfeld Baulandwidmung: 

o Schaffung einer übergeordneten Raumordnungskompetenz auf Bundesebene: 
Bundesraumordnungsgesetz für Österreich zur Festschreibung der räumlichen 
Entwicklung 

o Stärkung der Kooperation zwischen Gemeinden und Konkurrenz und ein Überangebot 
an Bauland zu verringern 

o Nutzung des Flächenwidmungsplans zur Erreichung raumordnerischer Ziele durch 
strenge Kriterien und eine Kompetenzverlagerung hin zu übergeordneten Instanzen. 

o Verknüpfung von Entscheidungskompetenz zur Baulandausweisung und Finanzierung 
der notwendigen Infrastruktur 

o Regelmäßiges Monitoring der räumlichen Entwicklung durch eine übergeordnete Stelle 
o Reduktion des ausgewiesen Baulands durch Bedarfsnachweis 
o Verstärkte Baulandmobilisierung, etwa durch Verteuerung gewidmeter, aber 

unbebauter Grundstücke oder verpflichtende Bebauung innerhalb einer Frist 
o Beteiligung der öffentlichen Hand am Widmungsgewinn, etwa durch steuerliche 

Maßnahmen oder Verpflichtungen der Grundeigentümer zu Gegenleistungen 
Handlungsfeld öffentliche Straßeninfrastruktur und Siedlungswasserwirtschaft:  

o Verringerung des Mobilitätsbedarfs 
o Umweltschonende Mobilität durch Umschichtung der Subventionen für 

umweltschonende Verkehrsinfrastruktur 
o Mehr Kostenwahrheit für die Mobilität, z.B. durch kilometerabhängige 

Straßenbenutzungsgebühren (gilt auch für Wasser-/Abwasserinfrastruktur) 
o Stärkung des Verursacherprinzips und Planungssicherheit für private Haushalte durch 

ihre stärkere Beteiligung an den Erschließungskosten (gilt auch für Wasser-
/Abwasserinfrastruktur) 

Handlungsfeld Wohnraumschaffung: 
o Wohnbauförderung: Reduktion der Mobilitäts-Folgekosten im Wohnungsbau durch die 

Aufnahme von Raumordnungskriterien (z.B. Nähe zu öffentlichen Verkehrsmitteln) 
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o Wohnbauförderung: Umschichtung der Mittel vom Neubau in die Sanierung 
o Wohnbauförderung: Gezielte Lenkung des Neubaus in kompakte Siedlungsformen 

durch entsprechende Zu- und Abschläge, Prüfung der Förderung von 
Einfamilienhäusern 

o Bausparen: Zweckwidmung der Mittel, Integration von ökologischen und 
Raumordnungs-Kriterien 

Handlungsfeld Mobilität: 
o Anreize zur Reduktion der Pendelwege 
o Pendlerförderung: Verstärkter Anreiz zur Nutzung ÖPNV und von Fahrgemeinschaften 

durch Umgestaltung der Pendlerpauschale 
o Schaffung von Anreizen für Betriebe zur Reduktion von Pendelwegen ihrer 

MitarbeiterInnen 
o Bedarfsgerechte soziale Gestaltung der Pendlerförderung 
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2 Studie im Detail 

2.1 Einleitung 

Es ist paradox, dass der Staat einer der Hauptakteure der aktiven Unterstützung des 
„urban sprawl“1 ist – einerseits bewusst und gezielt durch Einzelmaßnahmen, mit denen 
eine nicht nachhaltige Entwicklung erzeugt und unterstützt wird (wenn auch als 
unbeabsichtigte, gleichwohl bekannte „Nebenfolge“  Nicht-Nachhaltigkeit wird billigend 
in Kauf genommen) – andererseits indirekt durch Unterlassen geeigneter government- 
und governance-Strukturen im Rahmen der Strategie Nachhaltiges Österreich. In diesem 
Feld ist es besonders schwierig, die Ziele einer nicht-nachhaltigen Siedlungsentwicklung 
zu formulieren [..] resp. [..] durchzusetzen. 

Dangschat (2006) 
 

2.1.1 Hintergrund, Motivation 

In Österreich gibt es traditionell eine Vielzahl öffentlicher „Support Measures“2, also fiskalische 
und ordnungspolitische Unterstützungsmaßnahmen der öffentlichen Hand, u.a. für die 
Wohnraumschaffung, die individuelle Mobilität, sowie im Bereich der technischen und sozialen 
Infrastruktur (von Straßen, Wasser und Kanalisation bis hin zu Kinderbetreuung und 
Gesundheitsdiensten). Darüber hinaus ist der Staat auf den verschiedenen Verwaltungsebenen 
(Bund, Länder, Gemeinden) wesentlich für die räumliche Entwicklung verantwortlich und 
bestimmt diese durch Raumordnungsgesetzgebung und nicht zuletzt durch die 
Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung.   
Gleichzeitig ist zu beobachten, dass die österreichische Siedlungsentwicklung der 
Vergangenheit und Gegenwart in vielen Regionen von Einfamilienhaus-Ansammlungen, 
geringer Siedlungsdichte und hohem Flächenverbrauch geprägt ist – Merkmale die unter dem 
Überbegriff „Zersiedelung“ zusammengefasst werden können.  
 

2.1.2 Forschungsfragen 

Ziel dieser Arbeit ist die Vertiefung des Wissens über die Zusammenhänge zwischen Support 
Measures der öffentlichen Hand (Bund, Länder, Gemeinden) und der Zersiedelung in 
Österreich. Dazu werden folgende Forschungsfragen bearbeitet: 

• Welche Support Measures treiben die Zersiedelung direkt oder indirekt an? 

• Wie stark wirkt die jeweilige Support Measure auf die Zersiedelung? (Betrachtung 
des Wirkungszusammenhangs, des finanziellen Volumens und der historischen 
Bedeutung) 

• Wie können jene Support Measures, die besonders relevant für die Zersiedelung 
sind, umgestaltet werden, um die umweltkontraproduktiven Effekte zu reduzieren 
(ohne dabei den positiven intendierten Effekt zu schmälern)? 

                                          
1 urban sprawl = Suburbanisierung 

2 Für eine exakte Definition der Begriffe „Support Measures“ und „Zersiedelung“ siehe Kapitel 2.1.5.1 
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2.1.3 Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes und 
Vorbemerkungen 

Das umweltpolitisch brisante Problem der zunehmenden Zersiedelung ist auf eine Reihe von 
Einflussfaktoren (Treibern) zurückzuführen. Dabei liegt der Fokus im Rahmen dieser Arbeit auf 
jenen Treibern, die direkt oder indirekt mit der Struktur der öffentlichen Verwaltung oder 
(fiskalischen oder ordnungspolitischen) Maßnahmen und Aktivitäten der öffentlichen Hand 
zusammenhängen.  
Gesamter Ursachen-Mix der Zersiedelung: Im Zuge der Bearbeitung der zentralen 
Fragestellung (welche Support Measures haben die Zersiedelung gefördert?), hat sich 
herausgestellt, dass ein signifikanter Einfluss der Support Measures im gesamten Ursachen-
Mix nicht einfach vorausgesetzt werden kann. Deshalb wurde der Untersuchungsgegenstand 
nicht von vornherein auf die Support Measures eingeschränkt, sondern vorweg eine 
Abschätzung vorgenommen, wie entscheidend die Support Measures der öffentlichen Hand im 
gesamten Ursachen-Mix für die Erklärung der Zersiedelung sind. Dazu wurde ein möglichst 
vollständiges Bild der Treiber dargestellt, welches auch makroökonomische und demografische 
Treiber (Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum, technologischer Fortschritt, Trend zum 
Singlehaushalt), sowie sozio-kulturelle Einflussfaktoren (veränderte kulturelle und soziale 
Wertesysteme, neue Lebensstile) beinhaltet.  
Die Arbeitshypothese war, dass es zwar einen Trend zur Zersiedelung gibt, der von den 
Maßnahmen der öffentlichen Hand unabhängig ist (ausgelöst durch Wohnpräferenzen, 
steigende Haushaltseinkommen oder demografische Verschiebungen), die politischen 
Rahmenbedingungen jedoch die bestehende Nachfrage nach suburban-ländlichen 
Siedlungsmöglichkeiten verstärken können (bspw. durch subventionierte Mobilität) und 
insbesondere das Angebot wesentlich beeinflussen (bspw. durch Bereitstellung von Bauland 
und Infrastruktur).  
Dass nur jene Treiber, die tatsächlich mit Support Measures der öffentlichen Hand in 
Zusammenhang stehen, detailliert analysiert und quantifiziert werden können, ist dem Umfang 
und der Fragestellung des Projekts, sowie der Tatsache geschuldet, dass die Ausgestaltungen 
(auf kommunaler Ebene) in der Regel fallspezifisch und die Wirkungszusammenhänge oft sehr 
komplex sind.  
Betrachtete Sektoren:. Grundsätzlich umfasst das Phänomen der Zersiedelung nicht nur die 
Ansiedelung privater Haushalte sondern auch Dienstleistungs-, Gewerbe- und 
Industriebetriebe, sowie die dazu gehörende Infrastruktur. Der betriebliche Sektor wird im 
Rahmen dieser Arbeit insofern berücksichtigt, als er auch für die Zersiedelung im Wohnbereich 
relevant ist. Grundsätzlich ist das gewerbliche Segment aber nicht Untersuchungsgegenstand 
dieser Arbeit. 
Die vorliegende Arbeit soll auch zur Quantifizierung der Zersiedelungsursachen 
beitragen: Dabei stellt sich einerseits die Herausforderung, Daten zu sammeln die eine 
Quantifizierung der Support Measures zulassen (bspw. finanzielles Volumen der 
Pendlerpauschale, Volumen der Subvention von Abwasserinfrastruktur, etc.). Die 
Datenerhebung entpuppt sich insbesondere dann als nicht trivial, wenn ein historischer 
Rückblick erstellt werden soll oder eine lokale Differenzierung (auf Landes- oder 
Gemeindebene) erforderlich ist. Abseits der Datenbeschaffung und der Schließung von 
Datenlücken, die sehr wohl Teil des Projektes ist, war es auch notwendig die Wirkung der 
Support Measures auf die Zersiedelung abzuschätzen. Ein großes finanzielles Volumen bspw. 
im Bereich der Infrastruktursubventionierung muss per se noch keine starke Wirkung auf die 
Zersiedelung haben. Die Korrelation zwischen Support Measures als erklärende Variable und 
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Zersiedelung als zu erklärender Größe kann im Rahmen dieses Projektes nicht statistisch 
untersucht werden, sehr wohl aber wird sie auf Basis von Literatur und qualitativen 
Argumenten abgeschätzt.  
 

2.1.4 Aufbau der Arbeit 

Beginnend mit Begriffsklärungen und einem kurzen Überblick über den Status Quo und 
aktuelle Trends der Zersiedelung, folgt ein kurzer Abriss der ökologischen und ökonomischen 
Folgen. Im nächsten Abschnitt wird zunächst der gesamte Ursachen-Mix dargestellt um dann 
die tatsächliche Bedeutung der so genannten „Environmentally Counterproductive Support 
Measures (ECSM)“ in diesem Gesamtbild darzustellen. Anschließend werden die wesentlichen 
nachfrageseitigen Treiber behandelt. Der Schwerpunkt der Arbeit liegt dann auf der Analyse 
angebotsseitig wirkender ECSM, also jenen Treibern, die im (direkten) Zusammenhang mit der 
öffentlichen Hand stehen. Diese werden einzeln beschrieben und hinsichtlich ihrer Bedeutung 
und Wirkung analysiert. Im letzten Abschnitt werden Handlungsoptionen und 
Verbesserungsmöglichkeiten diskutiert, wie die identifizierten Support Measures in 
ökologischer Hinsicht sinnvoller gestaltet und die umweltkontraproduktiven Effekte reduziert 
werden können. 
 

2.1.5 Begriffsdefinitionen 

2.1.5.1 Zersiedelung 

Dass der Mensch die Landschaft zunehmend besiedelt und sie dabei umgestaltet und 
versiegelt, ist ein fast selbstverständlicher Vorgang, den man nicht per se als Zersiedelung 
bezeichnen kann. Zumal der Begriff „Zersiedelung“ oft wertend eingesetzt wird, im Sinne einer 
negativen Siedlungsentwicklung. Ab wann also kann bei diesem Prozess von Zersiedelung 
gesprochen werden? Eine einfache Faustregel des Schweizer Bundesamts für 
Raumentwicklung (Kellenberger, 2010) liefert eine mögliche Definition: „Von Zersiedelung 
kann gesprochen werden, wenn die Siedlungsfläche schneller wächst als die Bevölkerung“, 
also die für Siedlungen in Anspruch genommene Fläche (Bau- und Verkehrsfläche) pro Kopf 
größer wird – Abbildung 1 zeigt diese deutliche Entwicklung für Österreich.  



Pro jekt  ZERs iede l t  (K l ima- und  Energ ie fonds,  Neue  Energ ien 2020,  P ro jekt  Nr .  822099),  www.zers iede l t .a t  

 

E rmi t t lung  der  „Suppor t  Measures“  für  den  Wohnbau     Se i te  14  von 153 
 

 

Abbildung 1: Entwicklung der Siedlungsfläche pro EinwohnerIn, 1950 bis 2010, Quelle: UBA (2010) 

Der österreichische Verwaltungsgerichtshof (VwGH) definierte den Begriff der Zersiedelung im 
Jahr 1974. Demnach meint „Zersiedlung“ pauschal ausgedrückt, einerseits das Ausufern 
städtischer Bebauung in den vorstädtischen und agrarischen Raum hinein, andererseits das 
ungeregelte Wachstum sporadischer Siedlungsansätze in ländlichen Gebieten. In dieser 
Definition hat das Konzept der Zersiedelung zwei Komponenten: Einerseits das Ausufern der 
bestehenden Siedlungsränder, gleichzeitig aber auch das Entstehen isolierter Siedlungsansätze 
(sogenannter Baulandsplitter) im Grünland. Zum Aspekt der großflächigen 
Siedlungsausdehnung mit hohem Flächenverbrauch kommt also die punktuelle Bebauung im 
Freiland, wobei die Summe dieser beiden Aspekte als Zersiedlung angesehen wird (vgl. 
Kanonier, 2004, S. 58). 
In der Wissenschaft herrscht dennoch kein Konsens über die genaue Bedeutung des Begriffs 
„Zersiedelung“. Siedentop (2005, S. 24) unterscheidet fünf verschiedene 
Definitionsmöglichkeiten: 

• Zersiedlung als Dominanz gering verdichteter Siedlungsformen, verbunden mit einer 
Entdichtung und funktionalen Entmischung des Siedlungsraumes insgesamt; 

• Zersiedlung als Dekonzentrationsprozess städtischer Funktionen, verbunden mit einer 
räumlichen Expansion städtischer Nutzungen in ländlich geprägte Räume; 

• Zersiedlung als Formbildungsprozess, der eine monozentral-kompakte räumliche 
Struktur in eine räumlich ausgreifende, diskontinuierliche, polyzentrisch-disperse 
Siedlungsstruktur überführt; 

• Zersiedlung als Flächennutzungsmuster mit bestimmten negativen gesellschaftlichen 
relevanten Wirkungen, wie bspw. verkehrsinduzierende Wirkungen oder Verlust von 
ertragreichen Böden; 

• Zersiedlung als Siedlungsentwicklung, die den expliziten oder impliziten Zielen der 
räumlichen Planung zuwider läuft. 
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Im Kontext dieses Projekts wird das Konzept der Zersiedelung als Sammelbegriff 
verstanden, der eine Entwicklung beschreibt, die folgende Aspekte aufweist: 

• Suburbanisierung: Abwanderung der Bevölkerung vom urbanen Kerngebiet in den 
suburbanen oder ländlichen Raum; 

• Ausdehnung von Siedlungsbildern die von Ein- und Zweifamilienhäusern geprägt sind; 

• Großer Flächenverbrauch (insb. für Bau- und Verkehrszwecke) pro Kopf oder 
Wohneinheit mit steigender Tendenz; 

• Grosse Entfernungen zwischen den Wohneinheiten und damit verbunden längere 
Verbindungswege für die zur Erschließung erforderliche Infrastruktur;  

• Erhöhtes Verkehrsaufkommen, induziert durch die lose Siedlungsstruktur, die das 
Zurücklegen weiter Wege durch die AnwohnerInnen notwendig macht; 

• Räumliche Entmischung von Arbeit, Wohnen und Freizeit; 

• Resultat ist ein insgesamt erhöhter Ressourcenverbrauch (neben Boden auch Energie 
und andere Rohstoffe) und 

• hohe und weiter steigende Infrastrukturkosten. 

Zersiedelung als Sammelbegriff über diese Aspekte erlaubt zwei Lesearten: Zersiedelung 
als Zustand und Zersiedelung als Prozess. In der vorliegenden Arbeit wird der Begriff für 
beides gleichermaßen eingesetzt, mit dem Verständnis, dass die Zersiedelung als 
Entwicklung zu einem von Zersiedelung geprägten Zustand führt. 
Da Zersiedelung ein mehrdimensionales Phänomen ist, können verschiedene Indikatoren zu 
ihrer Messung herangezogen werden. Ein in der Literatur häufig verwendeter Indikator, 
insbesondere im Zusammenhang mit einem Verständnis von Zersiedelung, das auf der 
Dominanz gering verdichteter Siedlungsformen beruht, ist der Flächenverbrauch (vgl. 
Neumann, 2009). Da in der vorliegenden Arbeit der Aspekt der Entdichtung und Entmischung 
des Siedlungsraumes und der damit verbundene erhöhte Ressourcenbedarf im Vordergrund 
steht, wird der Flächenverbrauch an verschiedenen Stellen als Indikator für die Zersiedelung 
verwendet. Darüber hinaus sind entlang der oben angeführten Aspekte der Zersiedelung 
verschiedene weitere Indikatoren möglich (Siedlungsdichte, Entfernung zwischen 
Wohneinheiten, Infrastrukturausdehnung und -kosten, Ressourcenverbrauch, Anteil 
freistehender Ein- und Zweifamilienhäuser, etc.), die allerdings oft schwer messbar und mit 
Daten hinterlegbar sind.     

2.1.5.2 Definition "Environmentally Counterproductive Support Measures" 

Die Wettbewerbsfähigkeit bestimmter Produkte, Prozesse oder Regionen durch verschiedene 
Maßnahmen zu stärken, ist in vielen Ländern wirtschaftspolitische Normalität. Darüber hinaus 
werden die Aktivitäten privater Haushalte durch eine Vielzahl an finanziellen Subventionen und 
ordnungspolitischen Maßnahmen unterstützt bzw. angereizt und gleichzeitig beschränkt. 
Neben einem Einkommenseffekt haben solche Markteingriffe immer auch Lenkungseffekte, die 
– direkt oder indirekt, gewollt oder ungewollt – auch umweltrelevante Konsequenzen nach sich 
ziehen können. Die OECD3, hat im Rahmen mehrerer Forschungsarbeiten die beträchtlichen 
                                          
3 Organisation for Economic Co-operation and Development 
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Vorteile herausgestrichen, die aus einer Reform bzw. Elimination jener „Support Measures“ 
erwachsen können, die signifikante umweltkontraproduktive Nebenwirkungen haben (vgl. 
Prettenthaler, 2004).  
OECD (1998, S. 7) definiert ECSM als: 

"the benefits and costs of all kinds of financial supports and regulations that are put in 
place to enhance the competitiveness of certain products, processes or regions, and 
that, together with the prevailing taxation regime, (unintentionally) discriminate 
against sound environmental practices." 

 
Und kommt zu folgender Schlussfolgerung (ebd.): 

“Support removal has been identified as a potential „win-win“ policy in that it may 
benefit both the economy and the environment.” 

 
Für eine Reihe von Unterstützungsmaßnahmen wird festgehalten (OECD, 1998, S. 34, nach 
Prettenthaler et al, 2004): 

“Support can have weak beneficial effects on incomes, growth and employment in the 
intended recipient sector, while having strong adverse effects on the environment.”  

 
Unabhängig vom Sektor (private Haushalte, Industrie, Gewerbe, Öffentliche Körperschaften), 
vom Ziel der Unterstützungsmaßnahme (Einkommensumverteilung, Bereitstellung öffentlicher 
Güter, soziale Absicherung, Internalisierung externer Effekte, etc.) und von der Art der 
Maßnahme (finanzielle Unterstützung oder ordnungspolitische Maßnahme), werden jene 
Unterstützungsmaßnahmen der öffentlichen Hand, die signifikante direkte oder indirekte 
negative Auswirkungen auf die Umwelt haben als Environmentally Counterproductive Support 
Measures (ECSM) bezeichnet.   
Dabei können die negativen Auswirkungen auf die Umwelt den intendierten positiven Effekt 
der Maßnahme teilweise kompensieren oder sogar monetär übersteigen. Die OECD geht davon 
aus, dass es eine Reihe an staatlichen Support Measures gibt, die zwar im Zielsektor einen 
positiven Effekt haben, dieser allerdings durch die negativen Auswirkungen auf die Umwelt 
deutlich überkompensiert wird. In der vorliegenden Studie soll der Fokus auf jenen 
Wohnbau/zersiedlungsbezogenen ECSM liegen, die einen deutlichen negativen Effekt auf die 
Umwelt haben. Ob der intendierte Effekt dabei teilweise kompensiert oder sogar überschritten 
wird, kann im Detail nicht quantifiziert werden, soll aber in Kapitel 2.3 bei der Diskussion 
möglicher Ökologisierungsmaßnahmen qualitativ mit berücksichtigt werden.  

2.1.5.3 Die verschiedenen Raumtypen und ihre Siedlungsstruktur 

Im Weiteren werden die folgenden Begriffe verwendet4: 
Urbanes Kerngebiet: Das urbane Kerngebiet besteht aus geschlossener und überwiegend 
mehrgeschossiger Bebauung. Die Flächen werden stark von Einrichtungen des tertiären und 
sekundären Sektors mit geringer Flächenbeanspruchung genutzt. Durch das entstehende 
Pendeln der Bevölkerung im Zuge der Zersiedelung (Abzug ins Umland) entsteht eine hohe 
Dichte an fließendem und ruhendem Verkehr. 
Urbanes Randgebiet: Das urbane Randgebiet hat noch immer eine relativ hohe 
Bevölkerungs-, Arbeitsplatz- und Siedlungsdichte. Man findet aber hier auch schon 

                                          
4 vgl. Königshofer (2006) 
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unterschiedliche Bebauungsintensität. Die Wohngebiete in diesem Gebiet waren früher einmal 
Dorfkerne, Viertel früherer städtischer Erweiterungen oder Neubauviertel der Nachkriegszeit. 
Im urbanen Randgebiet befindet sich eine hohe Dichte an Gewerbeeinrichtungen und immer 
noch eine große Anzahl an Verkehrsflächen. 
Inneres suburbanes Gebiet: Wie im urbanen Randgebiet befinden sich im inneren 
suburbanen Gebiet noch immer stark verstädterte Bereiche mit Wohnsiedlungen und 
Industriebetrieben. Ab hier sind aber auch land- und forstwirtschaftliche Freiflächen zu finden. 
Die Siedlungen des inneren suburbanen Gebietes sind Städte und ehemalige Dorfkerne, sowie 
neue Versorgungsstandorte mit einer zentralörtlichen Funktion. Dieses Gebiet ist das 
Hauptquellgebiet der Auspendler in den urbanen Raum. 
Äußeres Suburbanes Gebiet: Man kann das äußere suburbane Gebiet aufgrund der 
wirtschaftssektoralen Arbeitsplatzverteilung gut vom inneren suburbanen Gebiet 
unterscheiden. Im äußeren Gebiet gibt es einen nicht so stark ausgeprägten sekundären und 
tertiären Sektor. Die Land- und Forstwirtschaft ist im Vergleich zu früheren Zeiten zwar nicht 
mehr die vorwiegende Erwerbsquelle der Bevölkerung, doch ist sie noch immer ein wichtiger 
ökonomischer Faktor. Das Siedlungsbild im äußeren suburbanen Gebiet ist bestimmt durch 
Orterweiterungen und durch Ein- und Zweifamilienhäuser. 
Der ländliche Raum: Eine Siedlung wird als ländlich bezeichnet, wenn für das Ortsbild 
frühere oder heutige agrarische Wirtschaftsformen prägend sind. Eine ländliche Siedlung kann 
also auch ein Ort sein wo die landwirtschaftliche Betätigung eine untergeordnete oder auch 
keine Rolle mehr spielt. Um Siedlungen im ländlichen Raum zu beschreiben kombiniert man 
die vorkommende Siedlungs- und Flurform.  
 
Zur Vereinfachung werden im Folgenden die beiden Aspekte der Zersiedelung, nämlich die 
Ausdehnung bestehender Siedlungsgrenzen und die Entstehung von abgelegenen 
Baulandsplittern, unter dem Begriff der suburban-ländlichen Ansiedelung 
zusammengefasst. 
 

 

Abbildung 2: Raumgliederung. Abbildung nach Clemens (2001) 

Urbanes Kerngebiet 

Urbanes Randgebiet 

Inneres suburbanes Gebiet 

Äußeres suburbanes Gebiet 
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Raum 
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2.1.6 Status Quo, Trends und politische Ziele im Kontext von  
Zersiedelung 

Täglich werden neue Wohnsiedlungen, Industrie- und Gewerbebauten, Einrichtungen für 
öffentliche Zwecke, Erholungsflächen und die dazugehörige Infrastruktur, insbesondere 
Verkehrsflächen, errichtet.  

 

Abbildung 3: Flächenbedarf für Bau- und Verkehrsflächen 2002–2008 (Hektar pro Tag), Quelle: Tötzer et al (2009) nach 
Daten des Umweltbundesamtes 2008 (Grundstücksdatenbank, Stand jeweils zum 1.1. des Jahres, 
http://www.umweltbundesamt.at/umweltschutz/raumordnung/flaechenverbrauch/) 

Diese Ausdehnung der Siedlungsaktivitäten führt zu einem hohen und kontinuierlich 
wachsenden Flächenverbrauch (siehe Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden 
werden. Abbildung 4), der fast ausschließlich zu Lasten landwirtschaftlich genutzter Böden 
geht.  

 

Abbildung 4: Entwicklung der Bau- und Verkehrsfläche in Österreich 2001-2009, Quelle: UBA (2010) 

Die Zeitreihen in Abbildung 3Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. und 
Abbildung 4 zeigen einen eindeutigen Trend. Zwar hat sich die Zunahme an Bau- und 
Verkehrsfläche in den letzten Jahren von 20 ha pro Tag auf 10 bis 12 ha/Tag reduziert, ein 
deutliches Wachstum ist aber nach wie vor zu verzeichnen. Als Resultat dieses Trends, der 
auch in den vorhergegangenen Jahrzehnten zu beobachten war, sind österreichweit 16 Prozent 
des Dauersiedlungsraumes5 tatsächlich besiedelt. 

                                          
5 Der Dauersiedlungsraum besteht aus einem besiedelbaren Raum mit den Nutzungskategorien städtisch geprägte 
Flächen, Industrie-, und Gewerbeflächen und aus einem besiedelbaren Raum mit den Nutzungskategorien 
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Absolut gesehen, macht die Flächennutzung für Siedlungszwecke (Bauflächen) im Vergleich 
zur gesamtösterreichischen Fläche nur einen sehr geringen Teil aus (Abbildung 5). Dabei muss 
aber auch berücksichtigt werden, dass Österreich ein Gebirgsland ist und nur 37% der 
Gesamtfläche überhaupt für dauerhafte Siedlungstätigkeiten genutzt werden kann (Tötzer et 
al, 2009, S. 8).  
Zwar kann nicht alles, was als „Baufläche“ in den Datenbanken ausgewiesen wird, mit 
versiegelter Fläche gleichgesetzt werden6, bezogen auf die verfügbaren Siedlungsflächen wird 
es aber in einigen Bundesländern bereits eng. Bspw. werden in Wien bereits 75,8 % der 
Gesamtfläche der Stadt für Siedlungszwecke genutzt. In alpin geprägten Bundesländern wie 
Vorarlberg, Tirol und Kärnten ist zwar nur ein geringer Teil der Gesamtfläche besiedelt, aber 
bereits ein großer Anteil am Dauersiedlungsraum für Siedlungszwecke genutzt (Tötzer et al, 
2009, S. 9). 

 

Abbildung 5: Flächennutzung nach der Grundstücksdatenbank im Jahr 1991 und 2002 (km2), Quelle: Tötzer et al (2009) 

Der mit der Zersiedelung verbundene stetig steigende Flächenverbrauch für Siedlungszwecke 
und die damit einhergehende Versiegelung sowie der induzierte Ressourcenverbrauch (für 
Mobilität und Infrastruktur) zählen zu den größten Herausforderungen für eine nachhaltige 
Entwicklung in Österreich. Abbildung 6 zeigt diesen Flächenverbrauch für die einzelnen 
österreichischen Bundesländern. Er hängt unter anderem von den zur Verfügung stehenden 
Dauersiedlungsraum zusammenhängt (VCÖ, 2007), andererseits zeigt sich ein starker 
Zusammenhang mit der Art der Besiedelung – sprich dem Einfamilienhausanteil. 
 

                                                                                                                                         
Ackerflächen, Dauerkulturen, Grünland, heterogene landwirtschaftliche Flächen, Abbauflächen und den künstlich 
angelegten nicht landwirtschaftlich genutzten Flächen (z.B. städtische Grünflächen, Sport- und Freizeitflächen). 
Zum Vergleich: Nicht zum Dauersiedlungsraum gehören Wälder, Kraut/Strauchvegetation, offen Flächen ohne oder mit 
geringer Vegetation und Wasserflächen im Landesinneren. Quelle: www.statistik-
austria.at/web_de/statistiken/regionales/regionale_gliederungen/dauersiedlungsraum/index.html (Zugriff am 28.10.2010) 

6 Anders als bei Verkehrsflächen ist nur etwa ein Drittel der österreichischen Baufläche tatsächlich versiegelt, der 
größere Rest teilt sich auf unbefestigte und begrünte Nutzungen wie Hausgärten auf. 
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Abbildung 6: Flächenverbrauch und Einfamilienhausanteil. Quelle: VCÖ (2007) 

Das Leitziel 13 der Österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie (BMLFUW, 2002a)7 sieht 
dementsprechend vor, den Zuwachs des Flächenverbrauches bis 2010 auf 1/10 des Wertes 
von 2002 zu reduzieren. Diese Zielvorgabe entspricht einem täglichen Verbrauch durch Bau- 
und Verkehrsflächen von max. 2,5 ha, davon höchstens 1 ha durch Versiegelung (vgl. UBA, 
2007), wobei für 2008 noch über 10ha/Tag ausgewiesen wurden– siehe Abbildung 3. Darüber 
hinaus wird die drastische Eindämmung des Flächenverbrauches im Raumplanungsprotokoll 
zur Alpenkonvention, dem Österreichischen Raumentwicklungskonzept, der 
Bodenschutzstrategie der Europäischen Union und im Entwurf einer Bodenrahmenrichtlinie 
(BRRL) der Europäischen Union gefordert (Europäische Kommission, 2006, vgl. UBA, 2007).  
In Leitziel 14 der Österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie wird festgelegt, dass 
Mobilitätszwänge abgebaut werden sollen, die auf einer räumlichen Trennung von Wohnen, 
Arbeit und Freizeit basieren. Die Österreichische Klimastrategie (BMLFUW, 2002b) fordert die 
Vermeidung von neuen Einkaufs- und Freizeitzentren „auf der grünen Wiese“. Auch Siedlungen 
sollen sich an bestehenden Infrastrukturachsen und angrenzender Bebauung konzentrieren 
(Raumplanungsprotokoll zur Alpenkonvention) (vgl. UBA, 2007; UBA, 2010b). Die jüngst 
beschlossene Energiestrategie der Bundesregierung nimmt insbesondere Bezug auf die 
energetischen Aspekte der Raumplanung und Flächenwidmung (vgl. BMWFJ und BMLFUW, 
2010): So sieht u.a. die Maßnahmen „Energieplanung und verpflichtende Mobilitätskonzepte in 
der Raumordnung“, die „verpflichtende Verankerung von Energie- und Klimazielen in 
Raumordnungskonzepten, raumbezogenen Plänen und Programmen des Bundes, der Länder 
und der Gemeinden sowie die Einberechnung und Ausweisung der externen Kosten von 
Raumentwicklung und Verkehrsabwicklung in der überörtlichen Raumplanung und bei örtlichen 
Siedlungsentwicklungsvorhaben“ vor. Darüber hinaus soll bei „der Erschließung von 

                                          
7 Die Leitziele der Nachhaltigkeitsstrategie wurden im Ministerratsbeschluss zur Österreichischen Strategie Nachhaltige 
Entwicklung (ÖSTRAT) bekräftigt, vgl. Österreichische Bundesregierung (2010). 
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Bauflächen [soll] die Anbindung an die öffentliche Verkehrsinfrastruktur ein wichtiges 
Kriterium sein“ (ebd., S. 68f). 
Trotz dieser politischen Zielvorgaben, ist anhand der aktuellen Daten keine Trendumkehr bei 
der Zersiedelung und dem damit verbundenen Flächenverbrauch für Siedlungszwecke zu 
erkennen, der aktuell bei rund 12 ha/Tag liegt. Die deutliche Tendenz zur Zersiedelung auf 
Gemeindebene zeigt sich in den Abbildung 7 und Abbildung 8. In Abbildung 9 sind die 
Zuwächse im Flächenverbrauch für die verschiedenen Regionen Österreichs grafisch 
dargestellt. Aus allen diesen Darstellungen (insbesondere aus den Gemeinden mit 
Zersiedelungstendenzen im Wiener Umland) geht hervor, dass der Trend einer 
fortschreitenden Zersiedelung und starken Flächenzunahme insbesondere im Umfeld von 
Ballungszentren zu beobachten ist, was für den Trend der Suburbanisierung spricht. 

 

 

Abbildung 7: Zersiedelungstendenz auf Gemeindeebene in Oberösterreich, Quelle: Tötzer et al (2009) 

 

Abbildung 8: Zersiedelungstendenz auf Gemeindeebene im Wiener Umland, Quelle: Tötzer et al (2009) 
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Abbildung 9: Entwicklung der Bau- und Verkehrsflächen nach Gemeinden, Quelle: Umweltbundesamt
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2.1.7 Konsequenzen der Zersiedelung 

Die ökologischen Folgen der Zersiedelung haben mehrere Dimensionen, die sich 
insbesondere aus dem resultierenden Flächenverbrauch und dem erhöhten Energie- und 
Ressourcenverbrauch für Wohnbau, Infrastruktur und Mobilität ergeben. 
Die ökologischen Folgen des Flächenverbrauchs sind vielfältig, da die Ressource Boden eine 
Reihe an Funktionen erfüllt. Entscheidend sind insbesondere die Regulation des 
Naturhaushaltes (Stoffkreisläufe, Wasserhaushalt, Energieflüsse), die Lebensraumfunktion 
(Standort für tierische und pflanzliche Lebensgemeinschaften) und die ökologische 
Ausgleichswirkung (Filter-, Puffer- und Umwandlungsfunktionen). Darüber hinaus erfüllen 
Böden unverzichtbare Produktionsfunktionen (Biomasse, geogene Rohstoffe, 
Trinkwasserdargebot), Standorts- und Trägerleistungen (Siedlungen, Infrastruktur) und 
Schutzwirkungen (Wasserspeicherung und -rückhalt), stellen aber auch Lebens- und 
Erholungsraum für den Menschen bereit. Die verschiedenen Funktionen, welche die Ressource 
Boden erfüllt, konkurrieren teilweise miteinander, wobei sich bereits in der Vergangenheit, 
aber auch heute die Bodennutzung als Bauland aufgrund ökonomischer Anreize meist 
durchsetzt (vgl. Lexer, 2004). 
„Durch Versiegelung und Bebauung werden die vielfältige Bodenpotenziale weitgehend auf die 
monofunktionale Nutzung als Träger für Siedlungs- und Verkehrsinfrastruktur beschränkt, das 
lebende und belebte System ‚Boden’ wird denaturiert und in seiner vierdimensionalen Raum-
Zeitstruktur auf die zweidimensionale Sache "Fläche" reduziert“ (Lexer, 2004, S. 1) 
Wird im Zuge der Ausdehnung von Siedlungsflächen Boden versiegelt, gehen diese Flächen für 
andere Nutzungszwecke, wie Land- und Forstwirtschaft sowie als Lebensraum für wild lebende 
Tiere und Pflanzen dauerhaft verloren, da sie durch Rückbauten innerhalb menschlicher 
Zeitmaßstäbe meist nicht wieder hergestellt werden können.  
Darüber hinaus führen eine Zersiedelung und die dazugehörende Infrastruktur (insbesondere 
die Verkehrsflächen) zu einer weiteren Zerschneidung, Verinselung und Einengung von 
Lebensräumen. Die Fläche, die von Verkehrsinfrastruktur zerschnitten wird, ist in Relation zur 
tatsächlich verbauten Fläche, erheblich größer und erhöht weiter die ökologischen Kosten der 
Zersiedelung durch Verluste an biologischer Vielfalt (vgl. Lexer, 2004). Wie die Bodennutzung 
von der Siedlungsform abhängt, ist in Abbildung 10 (Flächenverbrauch) und Abbildung 11 
(Flächenversiegelung, Versiegelungsgrad) ersichtlich. 
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Abbildung 10: Flächenverbrauch unterschiedlicher Gebäudetypen, Quelle: Tappeiner et al (2002) 

 

Abbildung 11: Durchschnittlicher Versiegelungsgrad unterschiedlicher Bauformen, Quelle: Tappeiner et al (2002) 

Nicht nur die Bodennutzung selbst führt zu gravierenden ökologischen Konsequenzen der 
Zersiedelung. Die weitläufigen Siedlungsstrukturen und die dazugehörende Infrastruktur 
induzieren darüber hinaus auch einen signifikanten Mehrverbrauch an Energie und Rohstoffen. 
Entsprechende Vergleiche und eine Bilanzierung im Bezug auf den Wohnbau wurde in 
Arbeitspaket 2 ausführlich dargestellt.  
Das Projekt heimWERT des Österreichischen Ökologie Instituts (vgl. Tappeiner et al, 2002) 
kalkuliert die Kosten für die notwendige Infrastruktur (Kanalisation und Zufahrtswege) oder 
auch die Schadstoff-Emissionen für die zusätzliche Mobilität, die mit losen Siedlungs-
strukturen einhergeht. Als Ergebnis der Betrachtung von ökologischer Verträglichkeit und 
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ökonomischer Sinnhaftigkeit einzelner Siedlungsformen wird deutlich, dass der ökologische 
Fußabdruck und der spezifische Materialeinsatz und Energieverbrauch für Raumwärme und 
Mobilität mit dem Grad der Zersiedelung deutlich zunimmt (siehe exemplarisch Abbildung 12 
für den Energieaufwand für Mobilität und Abbildung 13 für den Materialeinsatz für die 
Errichtung unterschiedlicher Gebäudetypen). 

 

Abbildung 12: Energieaufwand für Verkehr unterschiedlicher Lagetypen, Quelle: Tappeiner et al (2002) 

 

Abbildung 13: Materialeinsatz bei Gebäudetypen (ohne Naturverbrauch), Quelle: Schmidt-Bleek (1999), nach Tappeiner 
(2002) 

Insbesondere der mit zunehmender Zersiedelung einhergehende höhere Energieverbrauch ist 
vor dem Hintergrund des Klimawandels ein kritischer Aspekt. Ein interessantes Ergebnis des 
Projektes heimWERT ist, dass die Reduktion an CO2-Emissionen die durch einen geringeren 
Heizwärmebedarf infolge ökologischen Bauens (eines Einfamilienhauses) erzielt werden kann, 
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durch die Mehremissionen des damit verbundenen Mobilitätszwangs in der Regel wieder 
zunichte gemacht wird (siehe Abbildung 14). Mit anderen Worten heißt das: ein Haus am 
Waldrand ist auch dann ökologisch problematisch, wenn es als energiesparendes Ökohaus 
ausgeführt wird. 

 

Abbildung 14: Vergleich der CO2 Belastung durch Heizwärme und Verkehr [kgCO2/a*HH], Quelle: Tappeiner et al (2002) 

Ökonomische Konsequenzen: Die Frage des Material- und Energieeinsatzes ist nicht nur vor 
dem Hintergrund der ökologischen Verträglichkeit von Siedlungsstrukturen relevant, sondern 
auch für die ökonomische Bilanz der Zersiedelung entscheidend. Obwohl nur ein Teil der 
Mehrkosten zersiedelter Strukturen internalisiert sind, können sie für einen privaten Haushalt, 
der sich für das Wohnen im suburbanen Gebiet oder im ländlichen Raum entschieden hat, ein 
gravierendes Ausmaß annehmen. Dabei spielen insbesondere Energiekosten für Raumheizung 
(und Warmwasser) und Mobilität eine wesentliche Rolle, zumal in der Zukunft deutliche 
Steigerungen der rohölabhängigen Energiepreise möglich sind. Die Kosten für die privaten 
Haushalte, die aus der Zersiedelung entstehen, auch für mögliche Hochpreisszenarien, werden 
in Arbeitspaket 4 ausführlich diskutiert. 
Neben den Mehrkosten für Energie, die von den privaten Haushalten getragen werden, führt 
Suburbanisierung, flächenhafte, disperse Siedlungsentwicklung und der anhaltende Trend zu 
flächenintensiven Bebauungsformen wie dem freistehenden Einfamilienhaus, zu enorm hohen 
volkswirtschaftlichen Kosten für die Wohnraumschaffung und die damit zusammenhängende 
Infrastruktur.  
„Zersplitterte Siedlungsstrukturen verursachen im Vergleich zu kompakten Siedlungsformen 
wesentlich höhere Kosten für Errichtung, Betrieb und Instandhaltung von technischen Ver- und 
Entsorgungsinfrastrukturen. Der Bedarf an öffentlichen Mitteln für die Neuerrichtung von 
Erschließungsstraßen und Siedlungswasserbauten ist in Streusiedlungsgebieten um das Zwei- 
bis Fünffache höher als in geschlossenen Ortschaften, und in Suburbanisierungsgebieten um 
bis zum Zehnfachen höher als in städtischen Gebieten ("Schattenkosten"). Analoges gilt in 
noch stärkerem Ausmaß für den Betrieb von öffentlichen sozialen Diensten.“ (Lexer, 2004, S. 
2) 
Ein Großteil dieser Folgekosten der Zersiedelung ist genauso wenig internalisiert wie Kosten 
aus nachgelagerten Effekten (z. B. erhöhte CO2- und Schadstoffemissionen, Verlärmung 
infolge von durch Zersiedelung induziertem Verkehrswachstum, soziale Folgekosten wie bspw. 
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Gesundheitsbelastungen). Da die deutlich höheren Folgekosten zersiedelter Strukturen 
großteils von der öffentlichen Hand getragen und damit auf die Allgemeinheit umgewälzt 
werden, kommt dies einer Quersubvention der Zersiedelung gleich. Dieser Aspekt wird als ein 
wesentlicher Treiber in Kapitel 2.2.2.3 im Detail untersucht und dargestellt. 
Eine weitere Konsequenz der Zersiedelung und Suburbanisierung im Zusammenhang mit 
Infrastruktur ist deren sinkende Rentabilität bei Abwanderung. Ein Problem, das sowohl im 
zersiedelten ländlichen Raum zu beobachten ist, als auch verstärkt in den Städten, die durch 
Abwanderung und Suburbanisierung demografisch zunehmend ausgedünnt werden. Dadurch 
wird die Infrastruktur für Länder und Kommunen immer mehr zum finanziellen Problem, dem 
viele Kommunen mit offensivem Kampf um Neuansiedlungen begegnen, der nicht selten mit 
günstigem Bauland und stark subventionierten Infrastrukturangeboten (Straße, Wasser, 
Abwasser, etc.) ausgetragen wird – eine Dynamik die wiederum zur Zersiedelung beiträgt 
(siehe dazu Kapitel 2.2.3).  
Von ökonomischer Relevanz ist auch der Verdrängungseffekt durch die Ausweitung der 
Siedlungsgebiete und den damit verbundenen Flächenbedarf, der in Österreich hauptsächlich 
zu Lasten landwirtschaftlicher Nutzflächen geht. In der Regel sind die am besten für 
Siedlungen geeigneten Räume (Tal-, Becken- und Tieflandlagen) auch gleichzeitig jene mit 
den höchsten landwirtschaftlichen Ertragspotenzialen. 
 
Zwang zur Mobilität: Mit der Zersiedelung geht, für jene Menschen, die sich den Wunsch 
vom Einfamilienhaus im Grünen erfüllt haben, auch meist die räumliche Entmischung von 
Wohnen, Arbeiten, Bildung, Konsum und Freizeit einher.  
Diese Entmischung betrifft insbesondere die Arbeitsplätze, die meist nach wie vor in den 
Ballungsräumen konzentriert sind, während die suburbanen und ländlichen Wohngebiete 
abseits der urbanen Kerngebiete boomen. So nahm 1991 bis 2001 die PendlerInnenzahl 
österreichweit um 25 % zu; 2001 lag erstmals für die Mehrheit der Arbeitskräfte der 
Arbeitsplatz außerhalb ihrer Heimatgemeinde (letzte verfügbare Volkszählung; STAT.AT 2006, 
nach UBA, 2007). Die durchschnittlichen Arbeitswege haben sich seit dem Jahr 1971 auf rund 
20 Kilometer mehr als verdoppelt und die Zahl der PendlerInnen ist seit 1985 um fast 50 
Prozent auf mehr als 1,9 Millionen gestiegen. Vier Fünftel des Pendlerverkehrs in Österreich 
werden mit dem Pkw zurückgelegt (VCÖ, nach Tötzer et al, 2009). Detaillierte Analysen für 
den Wiener Raum zeigen im Zeitraum 1971 bis 1991 kontinuierlich wachsende Anteile von 
motorisierten Berufspendlern in den Wiener Umlandgemeinden (siehe Abbildung 15).  
Die so genannten „Speckgürtel“ (Siedlungsringe mit überwiegender Wohnfunktion an der 
Stadtperipherie) induzieren nicht nur Arbeits- sondern auch Konsumverkehr. Diesen Trend 
zum steigenden Konsumverkehr verstärken Einkaufszentren „auf der grünen Wiese“ zusätzlich 
(vgl. UBA, 2007). 
Diese Entwicklung führt zu einer starken Abhängigkeit von Mobilität und zur Entstehung von 
Siedlungsfolgeeinrichtungen, insbesondere Verkehrsinfrastruktur. Dabei wirkt der 
Mechanismus in beide Richtungen: Zersiedelung erzwingt die günstige Mobilität, diese 
wiederum treibt die Zersiedelung an (siehe Kapitel 2.2.3.1 für eine ausführlichere Behandlung 
der Kausalitätsfrage). Auch wenn die Frage der Kausalität in diesem Zusammenhang nicht 
einfach zu beantworten ist, bleibt als Faktum stark zunehmender motorisierter 
Individualverkehr im Zuge der Zersiedelung. 
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Abbildung 15: Anteil der Auspendler nach Wien, die den motorisierten Individualverkehr nutzen, Quelle: Tötzer et al, 
2009 

„Mit der Verwirklichung des Wohnwunsches nach einem Einfamilienhaus im Grünen nimmt die 
Trennung von Wohnen, Arbeiten, Freizeit, Konsum und Bildung zu. Der regionale Bedarf an 
Wohnfolgeeinrichtungen wie Straßen, Freizeit-, Kultur- und Bildungseinrichtungen, 
Verwaltungsgebäuden und Arbeitsplätzen steigt. Neue Mobilitätszwänge entstehen: Die 
räumliche Entkoppelung der Daseinsgrundfunktionen führt zu einem rasanten Anstieg des 
motorisierten Individualverkehrs und zu einer starken Verflechtung von Städten und ihrem 
Umland zu so genannten funktionalen Stadtregionen (…) Während die Arbeitsplätze 
(großräumig) schwerpunktmäßig in den Ballungsräumen konzentriert sind, boomen 
(kleinräumig) die Wohngebiete abseits der Kernstädte. Der großflächige Einfamilienhausbau 
führt dazu, dass sich die Pro-Kopf-Wohnfläche erhöht – und damit die Dichte pro Wohneinheit 
abnimmt. So lassen sich etwa in den suburbanen Umlandgemeinden Wiens zwischen 1971 und 
1991 zwar an einigen Orten Verdichtungstendenzen feststellen, weitaus häufiger aber sind in 
den Umland-Gemeinden „Zersiedlungs“-Tendenzen vorzufinden.“ (Tötzer et al (2009), S. 11) 
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2.2 Support Measures: Treiber der Zersiedelung 

2.2.1 Support Measures als Teil des Ursachen-Mix 

Der Fokus dieser Arbeit liegt auf den Support Measures der öffentlichen Hand, die als Treiber 
der Zersiedelung wirken. Allerdings sind diese Support Measures nicht die einzigen 
Einflussfaktoren, welche die räumliche Entwicklung, den Flächenverbrauch und die 
Siedlungsstrukturen bestimmen. Vielmehr ist die Zersiedelung ein äußerst komplexes 
Phänomen, bei dem eine Vielzahl von demographischen, sozialen, kulturellen, 
technologischen, ökonomischen und politischen Faktoren eine Rolle spielt.  
In der Fachliteratur ist die Frage nach den Ursachen und Treibern der Zersiedelung nicht 
endgültig und noch weniger eindeutig beantwortet. Der deutsche Raumplaner Stefan 
Siedentop, der sich in einer Reihe an Projekten sehr intensiv mit diesem Themenkomplex 
befasst, führt aus, wie weit bei der Frage der Zersiedelung die Meinungen bereits bei der 
Ursachenforschung auseinander gehen: „Ist es der Staat selbst, der gering verdichtetes, 
suburbanes Bauen fördert, indem er mit öffentlichen Geldern Straßen baut und jenen, die 
„draußen“ wohnen, Infrastrukturen zum selben Preis bereitstellt wie den Bewohnern der 
dichten Stadt? Droht aus den Investitionsprogrammen im Kontext der aktuellen Finanzkrise 
neue Zersiedelung? Fehlt es an regionaler Abstimmung in der Raumplanung, oder vertreibt 
gerade eine restriktive Raumordnungspolitik in den Städten Investoren ins billigere Umland?“ 
(…) Organisiert sich die räumliche Entwicklung autonom und unbeeinflussbar, oder ist sie ein 
Spiegel der fragmentierten politischen Zuständigkeiten?“ (nach Dollinger et al, 2009, S. 118). 
Tatsächlich wird in der Fachliteratur oft dahingehend argumentiert, dass zunehmender 
Wohlstand und der Wunsch nach dem „Wohnen im Grünen“ als zentrale Treiber der 
Zersiedelung so stark wirken, dass sie durch Raumordnung und politische Maßnahmen kaum 
beeinflusst werden können. So führt bspw. eine aktuelle Studie, die sich mit den Trends der 
Flächennutzung in Österreich auseinandersetzt, zu den Ursachen der Zersiedelung aus:  
„Die Wachstumsursachen (Anm.: für den Flächenverbrauch) sind in der stetigen Nachfrage 
nach Bauland zu suchen. Diese wiederum ist das Resultat von veränderten Lebensstilen – dem 
Anstieg der PKW-Verfügbarkeit, steigendem Wohlstand, Abnahme der Haushaltsgrößen und 
damit Zunahme von (oft motorisierten) Einzelhaushalten – und immer höheren Ansprüchen an 
Wohnen in größeren Wohnungen mit zugehörigen Gärten“ (Tötzer et al, 2009, S. 10.) 
Und weiter heißt es in derselben Studie zu den Ursachen dieses Trends: 
„Die tieferen Wurzeln dieses Wandels gehen im Kern bereits auf die Industrialisierung zurück, 
die zu einem Bedeutungsverlust der landwirtschaftlichen Produktions- und Lebensstätten und 
zu völlig neuen Wirtschafts- und Lebensverhältnissen, Wohnformen und Siedlungsstrukturen 
führte. Wohnstätten erhielten immer stärkere Bedeutung als Ausdruck persönlicher 
Selbstverwirklichung und als individuelle Lebensmittelpunkte. Dieser gesellschaftliche Trend 
wurde durch den zunehmenden Wohlstand forciert. In einem reichen Industrieland wie 
Österreich können sich große Teile der Bevölkerung ihre Wohnwünsche heute auch tatsächlich 
erfüllen. Dies zeigt sich im unaufhaltsamen Siegeszug des Einfamilienhauses (…).“ (Tötzer et 
al, S. 11.) 
Demnach gibt es eine von staatlichen Support Measures unabhängige Nachfrage 
nach Wohnmöglichkeiten im suburban-ländlichen Raum. Ein starker Antrieb für die 
laufende Zersiedelung und Inanspruchnahme neuer Flächen geht also von Unternehmen und 
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den an den Stadtrand drängenden Menschen selbst aus. Während Unternehmen meist 
ökonomisch kalkulieren, sind bei den privaten Haushalten oft nicht-finanzielle Motive 
ausschlaggebend. Viele Menschen ziehen an den Stadtrand, weil sie Ruhe, saubere Luft und 
die Nähe zur Natur wollen und weil die Kinder nicht in der Großstadt aufwachsen sollen, auf 
Grund mangelnder Spielmöglichkeiten, Kriminalität oder Luftschadstoffen (vgl. Pohl, 2005).  
Bevor nun die Support Measures im Detail analysiert werden, muss die Frage nach deren 
Bedeutung im gesamten Ursachen-Mix diskutiert werden: Welchen Anteil haben Support 
Measures eigentlich an der Zersiedelung? Überspitzt könnte die Frage lauten: Passiert 
Zersiedelung nicht vielmehr auf Grund einer starken Präferenz für das Haus im Grünen, 
steigender Haushaltseinkommen oder Bevölkerungswachstum, als durch die öffentliche 
Subventionierung von Infrastruktur, Mobilität und Einfamilienhaus? 
Um die zwei Erklärungskomponenten zu unterscheiden, kann man sich einen Referenzzustand 
vorstellen, in dem es keine öffentlichen Support Measures gibt. Auch in diesem – 
theoretischen – Referenzfall wäre mit größter Wahrscheinlichkeit ein Trend zur Zersiedelung 
zu beobachten. In diesem Referenzszenario ließe sich die Zersiedelung allein durch 
verschiedene ökonomische, demografische, soziale, kulturelle oder technologische Variablen 
erklären. Dieser „natürliche“ Trend zur Zersiedelung ist im Wesentlichen von der Nachfrage 
nach suburban-ländlichem Wohnen bestimmt. Nun gibt es zusätzliche Einflüsse durch die 
öffentliche Hand, die struktureller, ordnungspolitischer oder fiskalischer Natur sein können, 
und diese natürliche Zersiedelungsrate noch verstärken oder auch abschwächen können. 
Abbildung 16 stellt eine systematische Zusammenfassung von Einflussfaktoren dar und 
unterscheidet dabei angebots- und nachfrageorientierte Antriebskräfte. Eine Reihe der in der 
Abbildung genannten Einflussfaktoren auf die Zersiedelung wird von der öffentlichen 
Hand mit gestaltet. Indirekt gilt das für die ökonomischen Treiber und bedingt auch für die 
demografischen Aspekte (bspw. durch Familienpolitik). Die viel wesentlicheren, direkten 
Einflüsse von staatlichen Support Measures finden sich aber vorwiegend auf der 
Angebotsseite. Insbesondere bei der Bereitstellung von Bauland und Infrastruktur, spielen 
Support Measures eine zentrale Rolle. Die in Abbildung 16 rot markierten Themenblöcke sind 
dabei jene, bei denen öffentliche Support Measures eine wesentliche Rolle spielen – wie gesagt 
betrifft dies (sieht man von indirekten Einflüssen) ab, ausschließlich die Angebotsseite. 
Die Frage nach der Bedeutung der Support Measures im gesamten Ursachen-Mix ist 
demnach gleichbedeutend mit der Frage, ob die Zersiedelung nachfrageseitig oder 
angebotsseitig bestimmt wird. 
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Abbildung 16: Die Treiber der Zersiedelung im Überblick, eigene Darstellung 

Diese Frage haben Siedentop et al (2009) in einem aktuellen und umfassenden Projekt des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) und des Bundesinstituts 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 
(BBR) für Deutschland untersucht. In diesem Projekt wird die Flächeninanspruchnahme durch 
neue Bau- und Verkehrsflächen untersucht, die ausgehend von der Definition in Kapitel 2.1.5.1 
als guter Indikator für die fortschreitende Zersiedelung angesehen werden kann. Ziel des 
Projektes war es, die zunehmende Flächeninanspruchnahme zu erklären, wozu ein 
umfassendes Modell herangezogen wurde. Um die Zersiedelung (bzw. die 
Flächeninanspruchnahme durch neue Bau- und Verkehrsflächen) zu erklären, wurden folgende 
zwei rivalisierenden Erklärungsmöglichkeiten gegenüber gestellt: 

• nachfrageseitiger Erklärungsansatz: der Flächenzuwachs wird durch 
Nachfragesteigerungen nach Wohn-, Arbeits-, Verkehrs- und Erholungsflächen erklärt; 

• angebotsseitiger Erklärungsansatz: hier stehen die Interessenlagen von 
„Baulandproduzenten“ (sprich: Gemeinden) sowie die Steuer- und Subventionspolitik 
staatlicher Akteure im Mittelpunkt.  

Darauf aufbauend wurden verschiedene (statistische) Modelle entwickelt, welche die Zunahme 
der Flächeninanspruchnahme durch lokale, regionale und globale Faktoren erklären können. 
Als erklärende Variablen dienen u.a. die demographische und ökonomische Entwicklung, die 
Entwicklung des Wohlstandsniveaus, Faktorpreise (für Boden), finanzwirtschaftliche, 
siedlungs- und infrastrukturelle Faktoren, verkehrliche Erreichbarkeit (interregional und 
intraregional), topographische Raumeigenschaften, raumordnerische Restriktionen der 

Nachfragebezogene 
Antriebskräfte 

Demografische Treiber: Bevölkerungs-
wachstum, Trend zum Singlehaushalt, 
Verschiebung der Altersstrukturen 

Ökonomische Treiber: Einkommens-
zuwachs der priv. Haushalte, 
Wirtschaftswachstum und neue 
Betriebsansiedelungen

Wohnpräferenzen und sozial-kulturelle 
Treiber: suburbane Lebensstile – der Traum 
vom Haus im Grünen, Soziale Segregation, 
Orientierung am Kind, Status durch 
suburbanes Wohnen, Wertewandel, etc. 

Technologische Faktoren: 
Telekommunikation, günstige und 
komfortable Mobilität, Technischer Fortschritt 
im Bau von EFH etc

Raumplanung: Bereitstellung von Bauland

Wohnbau: Unterstützung der 
Wohnraumschaffung 

Soziale Infrastruktur: Schule und 
Kinderbetreuung, Gesundheitsdienste, 
Altenbetreuung, Pflege, kulturelle Angebote, 
Sport und Freizeitangebote, etc.  
Technische Infrastruktur: 
Wasser/Abwasser, Mobilitätsinfrastruktur 
(Strassen, Beleuchtung, etc.), Strom, Gas, 
Müllentsorgung, Kabel, Telefon, Post, etc. 

Angebotsbezogene 
Antriebskräfte 
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gemeindlichen Planungsfreiheit, Planungs- und Bodenrecht, steuerrechtliche Regelungen und 
die raumordnerische Einflussnahme auf die kommunale Ausweisung von Bauflächen. Die 
Regressionsmodelle können die Entwicklung der Flächeninanspruchnahme zu 80% erklären 
(wobei auf verschiedenen räumlichen Ebenen modelliert wurde).  
Die Ergebnisse machen deutlich, dass beide oben genannten Erklärungsansätze, also 
angebots- und nachfrageseitige Faktoren, einen wesentlichen Einfluss haben. Die 
Inanspruchnahme neuer Flächen (ein Indikator für die Zersiedelung) kann also nicht allein auf 
die Nachfrage nach neuen Siedlungsflächen durch private Haushalte und Unternehmen 
zurückgeführt werden: „die Ergebnisse der Modellrechnungen legen insgesamt den Schluss 
nahe, dass angebotsbezogenen Erklärungsfaktoren der Flächeninanspruchnahme hohe 
Bedeutung zukommt“ (Siedentop, 2009, S. 1). 
Variablen, die eine lose Siedlungsentwicklung nachfrageseitig erklären würden (bspw. 
Beschäftigungsentwicklung, die Entwicklung der Wertschöpfung, Veränderungen des 
Haushaltseinkommens oder die Motorisierung) haben nach den Schätzungen im Projekt 
teilweise eine untergeordnete Bedeutung. Oft wirken sie nur unter bestimmten 
Rahmenbedingungen und nicht generell (bspw. sind demografische Entwicklungen von 
Personen im Alter von 25 bis 50 Jahren besonders relevant (ebd.)). 
 „Die (…) Beobachtung, wonach es in Regionen und Gemeinden ohne demographischen oder 
ökonomischen Nachfragedruck zu erheblichen Flächeninanspruchnahme kommt, kann nur mit 
stadtentwicklungspolitischen und fiskalischen Interessen der Gemeinden erklärt werden“ 
(Siedentop, 2009, S. 1). Wie in Kapitel 2.2.3.2 näher ausgeführt, geht es dabei insbesondere 
um die Bereitstellung von Bauland und Erschließungsinfrastruktur durch die Gemeinden, die 
damit Anreize für neue EinwohnerInnen und Betriebe schaffen, da mit Neuansiedelungen auch 
Mehreinnahmen für die Gemeinde verbunden sind8. 
Die Auswertung der Daten für das deutsche Bundesgebiet zeigt darüber hinaus einen 
zeitlichen Trend, indem die Flächeninanspruchnahme immer weniger durch nachfragebezogene 
Variablen (also durch wachstumsinduzierte Mehrnachfrage nach Siedlungsflächen) erklärt 
werden kann. Das bedeutet, dass Zersiedelung immer weniger als eine Reaktion auf 
eine Mehrnachfrage an Siedlungsflächen zurückzuführen ist, sondern immer mehr 
angebotsseitig durch die Politik der Kommunen induziert wird. Ein Hinweis darauf, dass 
die Support Measures nicht nur substantiell zur Zersiedelung beitragen, sondern ihre Rolle in 
der Erklärung von anhaltender Zersiedelung noch wichtiger geworden ist. 
 

 
 

                                          
8 Vgl. den Exkurs zu Gemeindefinanzierung und Finanzausgleich im Anhang 

Hypothese 1 
Das zu beobachtende Ausmaß an Zersiedelung kann nicht allein durch steigende Nachfrage nach 
Siedlungsfläche (Traum vom Haus im Grünen, steigender Wohlstand, Bevölkerungswachstum, etc.) 
erklärt werden. Vielmehr spielen Support Measures, die das Angebot an Siedlungsmöglichkeiten im 
Grünen beeinflussen, eine gewichtige Rolle für die Zersiedelung. 
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2.2.2 Nachfrageseitige Treiber 

Die nachfrageseitigen Erklärungsgrößen werden entweder kaum von Maßnahmen der 
öffentlichen Hand beeinflusst (bspw. Wohnpräferenzen) oder die Wirkungszusammenhänge 
sind indirekt, oft sehr komplex und nicht mehr Gegenstand dieser Untersuchung (bspw. 
Familienpolitik und ihre Auswirkungen auf die demografische Entwicklung, Sozial- und 
allgemeine Wirtschaftspolitik und ihre Auswirkungen auf das Haushaltseinkommen). Dennoch 
ist für ein ganzheitliches Argumentarium wichtig, auch die nachfrageseitigen Ursachen 
abzubilden, nicht zu letzt, da es eine Reihe an Wechselwirkungen mit der Angebotsseite gibt, 
die nicht außer Acht gelassen werden sollen. 

2.2.2.1 Wohnpräferenz der Bevölkerung 

Ein zentrales Thema im Zusammenhang mit der Zersiedelung ist die individuelle 
Wohnpräferenz. In der Debatte um Siedlungsstrukturen und Ressourcenverbrauch wird immer 
wieder die Meinung vertreten, dass die große Mehrheit der Bevölkerung eine eindeutige 
Präferenz für das suburban-ländliche Wohnen im freistehenden Einfamilienhaus hat (vgl. 
Siedentop et al, 2009).  
„Darüber hinaus ist weiterhin für Bauherrn das Grünland attraktiv und es bestehen 
Baulandwünsche an isolierten Standorten, da nach wie vor das „Einfamilienhaus im Grünen“ 
als ideale Wohnform gilt. Der Trend zu Zweit-, Ferien- oder Wochenendhäusern – ebenfalls 
möglichst in isolierter Grünlage – senkt die Wohnnutzung auf 75 % des 
Siedlungsflächenverbrauches und ist damit der eigentliche Motor der Zersiedlung.“ 
(Schremmer 1991, ÖROK 2001, nach Kanonier, 2004, S. 57) 
Ähnlich das Umweltbundesamt9: „Ursachen für den steigenden Flächenverbrauch: 
Gesellschaftlicher Wandel als Hauptverursacher: Der Lebensstandard und damit die Nachfrage 
nach Wohnraum steigt beständig, besonders in den stadtnahen Gemeinden. Hier siedeln sich 
in zunehmendem Maße auch Einkaufs- und Freizeitzentren an. Nicht zuletzt Mängel in der 
Widmungspraxis begünstigen den rasant ansteigenden Flächenverbrauch. Der Traum vom 
"Haus im Grünen": Die Hälfte aller Wohnneubauten im Jahr 2001 waren Ein- oder 
Zweifamilienhäuser. Für das Haus im Grünen werden Flächen im ländlichen Raum, vorwiegend 
im Stadtumland, verbraucht – hier sind die Grundstückspreise günstiger und auch noch mehr 
Flächen verfügbar. Auch sind die Ansprüche des einzelnen an die Wohnnutzfläche und die 
Mobilität gestiegen. Größere Wohnungen, die mit dem PKW erreichbar sein sollen oder 
müssen, stehen auf der Tagesordnung. Die zunehmende Verfügbarkeit eines PKWs begünstigt 
andererseits die Siedlungstätigkeit "auf der grünen Wiese". Der Bau zusätzlicher 
Infrastruktureinrichtungen ist die Folge. Intensive Bewirtschaftungsformen erlauben es der 
Landwirtschaft, auf die Flächen zu verzichten. Auch ist der Verkauf dieser Flächen eine 
willkommene Finanzierungsmöglichkeit, wenn Investitionen zu tätigen sind. Ertragssteigerndes 
Saatgut, Düngereinsatz und Mechanisierung ermöglichen eine Produktionssteigerung auf den 
verbleibenden Flächen.“  
Aus ökonomischer Sicht ließe sich damit bereits ein Gutteil des Trends zur Zersiedelung 
erklären, Support Measures bestimmen dann lediglich die relativen Preise der verschiedenen 
Wohnformen zueinander und inwieweit die Einkommen ausreichen, um dieses bevorzugte 
Wohnen am Land zu realisieren. Die unter dem Stichwort „sozial-kulturell“ 

                                          
9 http://www.umweltbundesamt.at/umweltschutz/raumordnung/flaechenverbrauch/ursachen/ (Zugriff am 29.4.2010) 
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zusammengefassten Faktoren (soziale Normen, Statuszuschreibungen, kulturelle Werte, etc.) 
können Erklärungen liefern, worauf diese stark ausgeprägte Präferenz für das Haus im Grünen 
zurückgeführt werden kann. 
Eine detaillierte Betrachtung der Motive und Rahmenbedingung der Stadt-Umland-Wanderung 
zeigt aber, dass die Hypothese der eindeutigen und allgemeinen Präferenz für das Haus im 
Grünen nicht uneingeschränkt haltbar ist. Abbildung 17 zeigt die Anforderungen der Haushalte 
an ihren neuen Wohnstandort (erhoben für die Fallregionen – Köln, Leipzig, Münster und 
Magdeburg). Dabei zeigt sich: „Die Ergebnisse der Wanderungsmotivbefragung zeigen, dass 
ein guter Teil der Stadt-Umland-Wanderer auch für einen städtischen Wohnstandort 
aufgeschlossen gewesen wäre – mehr als fünfzig Prozent der Haushalte haben ihre 
Wohnungssuche nämlich nicht auf das Umland beschränkt, sondern auch in der Kernstadt 
gesucht (42 %) oder wären sogar lieber dort wohnen geblieben (14 %). Die abwandernden 
Haushalte kamen aber häufig zu dem Schluss, dass ihr verfügbares Wohnkostenbudget ihnen 
die Erfüllung ihrer Wohnbedürfnisse nur im Umland erlaube.“ (Driessen und Münter, 2009, S. 
60) 

 

Abbildung 17: Anforderungen der Haushalte an ihren neuen Wohnstandort, Quelle: Driessen und Münter (2009) 

Ansonsten ergeben die Untersuchungen regional sehr unterschiedliche Bilder, 
weshalb eine allgemeine Aussage über die Wohnpräferenz kaum möglich ist. 
Generelle Trends zeigen sich allerdings bei Abwanderern die Eigentum bilden wollen und bei 
Familienhaushalten (und hier insbesondere Familien in der Expansionsphase, in denen 
mindestens ein Kind jünger als sieben Jahre alt ist, siehe Abbildung 18). Ansonsten verhalten 
sich die Anforderungen an den Wohnstandort unterschiedlich, je nach dem, ob es sich um 
wachsende oder schrumpfende Regionen handelt. (vgl. Driessen und Münter, 2009). 
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Abbildung 18: Zusammensetzung der Abwanderer nach Suburbia, Quelle: Driessen und Münter (2009) 

Aus diesen Befragungen geht also hervor, dass für einen großen Teil der Abwanderer das 
urbane Kerngebiet durchaus auch in Frage gekommen oder sogar bevorzugt worden wäre – 
vergleichbare und vor allem leistbare Alternativen vorausgesetzt. 
Zu ähnlichen Ergebnissen, kommt Schiller (2009), der die Bedeutung finanzieller Motive 
verschiedener Akteure bei Baulandentscheidungen untersucht hat. Im Motivationsprofil der 
Haushalte spielen demnach zwar die lebensweltlichen Motive eine bedeutendere Rolle als 
finanzielle Aspekte, diese stellen aber einen limitierenden Faktor dar. 
„Wohnwünsche und Wohnvorstellungen prägen das Such- und Entscheidungsverhalten. 
Bedeutende Wanderungsmotive sind insbesondere „Haushaltsveränderungen“ und 
„persönliche Gründe“. Bedeutsam sind zudem naturbezogene Wohnumfeldfaktoren wie 
„weniger Lärm“, „mehr Grün“, „bessere Luft“, „eigener Garten“ und „kinderfreundliches 
Wohnumfeld“. Andere Gruppen orientieren sich eher an städtischen Umfeldfaktoren, wie der 
Nähe zu Arbeits- und Ausbildungsplätzen, dem städtebaulichen Ambiente und der kulturellen 
Angebotsvielfalt. Kosten spielen aber als limitierender Faktor eine entscheidende Rolle und 
bestimmen den Grad der Erfüllung lebensweltlicher Wünsche maßgeblich mit. Hierbei werden 
jedoch private Folgekosten außerhalb des eigentlichen Bauvorhabens, wie etwa später 
entstehende Mobilitätskosten, häufig nicht mitbedacht.“ (Schiller, 2009, s. 47). 
Auch Siedentop et al (2009) stellen fest, dass die eindeutige Wohnpräferenz so nicht als 
gegeben angenommen werden kann. Grundsätzlich zeigen die Daten zwar, dass die meisten 
Befragten bei freier Entscheidung „auf dem Land“ und dort in einem freistehenden Ein- oder 
Zweifamilienhaus wohnen wollen (ebd., S. 65). Ausschließlich Personen unter 20 Jahren 
bevorzugen das urbane Kerngebiet, allerdings nur, wenn es sich um eine Kleinstadt handelt. 
Interessant ist dabei die relative Standorttreue der Bevölkerung, die sich in den Befragungen 
zeigt. Ein Großteil der befragten Personen gibt als Wohnstandortpräferenz die eigene 
Wohnlage an. Allerdings zeigen auch hier weitere Untersuchungen zu den Wanderungsmotiven 
ins Umland, dass sich die Nachfrage nicht nur auf „grünere“ Standorte in den suburbanen 
Räumen beschränkt. Im Gegenteil ist das Haus im suburbanen oder ländlichen Raum häufig 
nur die zweitbeste Lösung. Es besteht oft eine hohe Bindung an die Kernstadt, allerdings ist 
die Erfüllung von individuellen Wohnvorstellungen finanziell oft nur außerhalb des urbanen 
Gebiets möglich. Wäre ein den finanziellen Möglichkeiten entsprechendes Angebot innerhalb 
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der Kernstadt vorhanden, würde oft ein städtischer Wohnstandort präferiert (vgl. Ismaier 
2002). 
„Zusammenfassend lässt sich schlussfolgern, dass die Wohnpräferenzen der Bevölkerung 
differenzierter sind als das in der Öffentlichkeit häufig verwendete Bild des Wohnens im 
freistehenden Eigenheim suggeriert. Entgegen landläufigen Annahmen ist die Stadt durchaus 
als Wohnstandort interessant, wenn Faktoren wie Verfügbarkeit, akzeptable Kosten und 
präferenzgerechte nahräumliche Ausstattungsqualitäten in Übereinstimmung gebracht werden 
können.“ (Siedentop et al, 2009, S. 66). 
Diese Perspektive unterstellt einen deutlichen größeren Gestaltungsspielraum der öffentlichen 
Hand und legt die Vermutung nahe, dass Support Measures sehr wohl einen 
wesentlichen Einfluss haben, indem sie die Rahmenbedingungen und Kosten des 
suburbanen und ländlichen Wohnens mitbestimmen und so die konkreten 
Entscheidungen der Haushalte in diese Richtung beeinflussen können. 

2.2.2.1.1 Abnehmende Attraktivität der Städte 

Die steigende Nachfrage nach Siedlungsmöglichkeiten im Grünen definiert sich nicht nur 
absolut über die Attraktivität dezentraler Standorte, sondern auch relativ zum Angebot in 
urbanen Gebieten. Die Wohnwünsche beziehen sich in den seltensten Fällen tatsächlich auf 
den Standort, vielmehr leitet sich dieser daraus ab. Die Nachfrage zielt auf Aspekte wie 
saubere Luft, viel Natur, wenig Lärm, ausreichend Wohnfläche, etc. – würde das auch im 
urbanen Gebiet verstärkt angeboten, so würde sich aus diesen Wohnvorstellungen nicht 
unbedingt eine Nachfrage nach suburbanen und ländlichen Siedlungsflächen ableiten. 
Entscheidend für die aus den Wohnpräferenzen resultierende Nachfrage nach neuen 
Siedlungsflächen ist also auch das Angebot an urbanen Alternativen. Fehlen diese, so sind die 
Wohnpräferenzen (saubere Luft, Natur, Sicherheit, etc.) tatsächlich nur mit Zersiedelung zu 
erfüllen. 
 

 
 
„Die Stadtflucht ist den Menschen in Österreich nicht zu verübeln: Die dicht bebauten Zentren 
– geprägt von den Abgasen und dem Lärm des Autoverkehrs, von Parkplätzen anstatt 
öffentlichen Räumen für alle sowie allgemein kinderfeindlichen Bedingungen – bieten 
insbesondere jungen Familien seit Jahrzehnten schon zu wenig Lebensqualität. Dazu kommt 
ein sozialer und dennoch teurer Wohnbau „von der Stange“, der in mancher Hinsicht auf dem 
Niveau der 1970er-Jahre stehen geblieben ist – sei es die Qualität der privaten und 
öffentlichen Freiräume, sei es die Anbindung durch den Öffentlichen Verkehr. Das Häuschen 
mit eigenem Garten ist so ein verständlicher Wunschtraum vieler Stadtmenschen geblieben, 

Hypothese 2 
Nachfrageseitig sind die individuellen Wohnwünsche (Wohnungsgröße, soziales Umfeld, saubere Luft, 
Natur, etc.) dominierende Treiber der Zersiedelung. Allerdings resultiert aus diesen Wohnwünschen nicht 
zwingend eine allgemeine Präferenz für das „Haus im Grünen“. Diese ergibt sich erst im Zusammenhang 
mit finanziellen Restriktionen (die Wohnwünsche sind im urbanen Gebiet nicht verfügbar oder leistbar) und 
mit fehlenden urbanen Alternativen (saubere Luft, Sicherheit, Natur, etc.). Neben denen, die sich nur Stadt 
oder nur Land vorstellen können, gibt es ein großes Bevölkerungssegment, für das bei Verfügbarkeit und 
finanzieller Leistbarkeit das urbane Gebiet eine Option, oft sogar die erste Wahl wäre. 
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den sich bereits Hunderttausende im so genannten Speckgürtel erfüllt haben – Tendenz 
steigend.“ (Seiß, 2010). 

2.2.2.2 Höhere Wohnansprüche durch mehr Wohlstand   

Gerade im Kontext der Wohnpräferenzen als Treiber der Zersiedelung wird immer wieder die 
Budgetrestriktion der Haushalte genannt. Tatsächlich hat der steigende Wohlstand der 
Nachkriegszeit bis heute dazu geführt, dass sich immer mehr Familien den Wunsch vom 
„Wohnen im Grünen“ erfüllen können. Als Indikator für die Wohlstandsentwicklung in 
Österreich ist in Abbildung 19 die langfristige Entwicklung der Einkommen dargestellt.  

 

Abbildung 19: Langfristige Entwicklung des Einkommens in Österreich, Quelle: Guger und Knittler (2008) 

Die Hypothese, dass steigender Wohlstand (Haushaltseinkommen) die Zersiedelung wesentlich 
mit verursacht hat, liegt also nahe und wird auch in der Literatur immer wieder behandelt. 
Bspw. modelliert Neumann (2008) in einer Untersuchung zur flächensparenden 
Siedlungsentwicklung im Alpenrheintal die seit Jahrzehnten zunehmende Zersiedelung 
(definiert über Siedlungsfläche die schneller wächst als die Bevölkerung) als Folge steigender 
Haushaltseinkommen und sinkender Raumüberwindungskosten.  
„Dieser gesellschaftliche Trend (Anm.: zu Wohnstätten als Ausdruck persönlicher 
Selbstverwirklichung) wurde durch den zunehmenden Wohlstand forciert. In einem reichen 
Industrieland wie Österreich können sich große Teile der Bevölkerung ihre Wohnwünsche 
heute auch tatsächlich erfüllen. Dies zeigt sich im unaufhaltsamen Siegeszug des 
Einfamilienhauses, der bereits in den 1990er-Jahren in der Raumordnungsliteratur intensiv 
diskutiert wurde. (…) Der Trend zum Einfamilienhaus ist Ausdruck des Wohlstandes und aus 
dieser Perspektive positiv zu bewerten.“ (Tötzer et al, 2009, S. 9). 
Allerdings zeigen statistische Untersuchungen, dass der Zusammenhang zwischen Wohlstand 
und Zersiedelung – obwohl nahe liegend – nicht eindeutig ist. Eine Untersuchung des 
Zusammenhangs anhand von Regressionsmodellen zeigt für Deutschland, dass die 
Veränderungen des Haushaltseinkommens in den Modellen zur Erklärung des zunehmenden 
Flächenverbrauchs keine oder nur eine untergeordnete Bedeutung hat (Siedentop et al, 2009, 
S. 94).  
Wie in Kapitel 2.2.2.1 erläutert wurde, müssen die Wohnpräferenzen im Kontext mit 
Budgetrestriktion (Haushaltseinkommen) und relativen Preisen gesehen werden. 
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Tatsächlich zeigen Befragungen, dass die Wohnpräferenz bei einem großen Teil der Befragten 
auf urbanen Standorten liegt, diese aber kein attraktives Preis-Leistungs-Verhältnis aufweisen, 
sprich urbanes Wohnen mit Grünraum, Ruhezone und ausreichend Wohnfläche für viele nicht 
leistbar ist. Daraus erklärt sich die Abwanderung aus den urbanen Kerngebieten und die 
zunehmende Zersiedelung, da auch die Stadtumlandregionen die Ansprüche nach mehr 
Wohnraum im Grünen auch nur noch zu steigenden Preisen (Grundstückskosten) bieten 
können, sodass die abwandernde städtische Bevölkerung in immer ländlichere Gebiete 
ausweicht, wo noch ausreichend billiges Bauland zur Verfügung steht (vgl. Tötzer et al, 2009). 
Während die relativen Preise von urbanem und suburban-ländlichem Wohnen zueinander 
wesentlich von den Support Measures der öffentlichen Hand mitbestimmt werden und die 
Standortentscheidung dadurch je nach Preisverhältnis beeinflussen, ist die Wirkung des 
Einkommens weniger eindeutig, da es offensichtlich unterschiedliche Wohnpräferenzen gibt: 
Wie von Driessen und Münter (2009) dargestellt, wandern die Haushalte oft vor allem deshalb 
aus den urbanen Kerngebieten ab, da sie dort ihre Wohnbedürfnisse mit dem vorhandenen 
Wohnbudget nicht erfüllen können, ansonsten aber sehr wohl auch diese Alternative 
berücksichtigt oder gar bevorzugt hätten. 
Für jenen Anteil der Bevölkerung, der bei ähnlichen Wohnmöglichkeiten auch im urbanen 
Kerngebiet geblieben wäre, sofern es die finanziellen Möglichkeiten zuließen, wirkt ein höheres 
Haushaltseinkommen der Zersiedelung entgegen. 
 

 

2.2.2.3 Demografische Entwicklungen 

Die demografische Entwicklung beinhaltet verschiedene Erklärungsvariablen der Zersiedelung. 
Der direkteste Einfluss ist vom Bevölkerungswachstum zu erwarten. Allerdings zeigt eine 
Gegenüberstellung der langfristigen Bevölkerungs- und Siedlungsentwicklung deutlich, dass 
sich das ursprünglich lineare Verhältnis seit den 50er Jahren entkoppelt hat (vgl. Doubek, 
2002). Diese Entkoppelung wird in Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. 
und Abbildung 20 dargestellt. 
„Während sich in Österreich sowohl Bevölkerung wie Siedlungsfläche zwischen 1830 und 1950 
etwa verdoppelten (1830: 3,3 Millionen Einwohner auf 700 Quadratkilometern 
Siedlungsfläche, 1950: 6,9 Millionen Einwohner auf 1.600 Quadratkilometern Siedlungsfläche), 
explodierte die Siedlungsfläche – die Bau- und Verkehrsflächen – im Zeitalter der 
Massenmobilität. Bis zum Jahr 1995 erhöhte sich die Bevölkerung nur geringfügig auf 7,9 
Millionen Einwohner, während sich die Siedlungsfläche um 1.700 Quadratmeter mehr als 
verdoppelte.1 Die Pro-Kopf-Quote an Siedlungsfläche erhöhte sich (…) von etwa 200 
Quadratmeter im Jahr 1950 auf zirka 400 Quadratmeter Mitte der 1990er-Jahre. Heute 
kommen auf jeden österreichischen Einwohner 524 Quadratmeter an Bau- und 
Verkehrsflächen.“ (Dollinger et al, 2009, S. 105). 

Hypothese 3 
Steigende Haushaltseinkommen machen es verstärkt möglich, die Wohnwünsche mit dem „Haus im 
Grünen“ zu realisieren und sind somit relevant für die Entwicklung der Zersiedelung. Umgekehrt können 
sie durch Lockerung der Budgetrestriktionen auch die  teurere Realisierung der Wohnwünsche im 
urbanen Kerngebiet möglich machen. Der Effekt von steigendem Wohlstand auf die Zersiedelung ist  
daher ambivalent, entscheidender sind die relativen Preise von urbanem und suburbanem Wohnen. 
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Abbildung 20: Regionale Aufgliederung der Siedlungsfläche pro Kopf - 2001 und 2008, Quelle: Dollinger et al (2009) 

Bevölkerungswachstum kann also die erhöhte Nachfrage nach Siedlungsfläche nicht erklären, 
die Daten zeigen eine weitgehende Entkoppelung. Neben dem rein quantitativen Wachstum 
der Bevölkerung spielen aber noch weitere demografische Aspekte eine Rolle: Insbesondere 
zeigen die Daten für Deutschland die von Siedentop et al (2009, S. 94) analysiert wurden: 
„die Bevölkerungsentwicklung insgesamt hat in den Modellen entweder keine oder nur geringe 
bis moderate Bedeutung als Schätzgröße der Flächeninanspruchnahme. Signifikanteren 
Einfluss als die Bevölkerungsentwicklung hat die Zuwanderung von Personen im 
„eigenheimrelevanten“ Alter. Die absolute Zuwanderung von Personen im Alter von 25 bis 50 
Jahren sowie der Wanderungssaldo dieser Altersgruppe haben in zahlreiche Schätzmodelle 
Eingang gefunden. Das Wanderungsverhalten dieses Personenkreises steht offensichtlich in 
engerem Zusammenhang mit der Neigung kommunaler Gebietskörperschaften zur Ausweisung 
von Bauland für flächenextensivere Wohnformen.“ (Siedentop et al, 2009, s. 94). 
Entscheidend ist also nicht das Bevölkerungswachstum insgesamt, sehr wohl aber 
Verschiebungen in der Alterstruktur, konkret der spezifische Anteil der Personengruppe im 
Alter von 25 bis 50 Jahren an der Gesamtbevölkerung. Auch wenn die Bevölkerung insgesamt 
nicht gewachsen ist, kann von der Baby-Boomer Generation, die ins „eigenheimrelevante“ 
Alter gekommen ist, in den letzten Jahrzehnten ein wesentlicher Impuls für die Zersiedelung 
ausgegangen sein. 
Laut Siedentop et al (2009) hat die allgemeine Bevölkerungsentwicklung unter den 
demografischen Faktoren zwar nur geringe Bedeutung als erklärende Variable, signifikant ist 
aber das Wanderungsverhalten von Personen im „eigenheimrelevanten“ Alter. Wobei das 
Wanderungsverhalten wiederum von den relativen Preisen und von urbanem und suburban-
ländlichem Wohnen und den Rahmenbedingungen in den Umlandgemeinden abhängig ist. 
Somit hängt das Wanderungsverhalten stark von den angebotsseitigen Maßnahmen der 
Gemeinden ab, insbesondere von deren Bereitschaft, Bauland für flächenextensive 
Wohnformen auszuweisen. Damit ist auch dieser nachfrageseitige Aspekt im Zusammenhang 
mit den Maßnahmen der öffentlichen Hand, insbesondere der Bereitstellung von Bauland zu 
sehen. Zumal in den Modellen auch der Baulandpreis als signifikante erklärende Variable 
ausgewiesen wird. 
Da für die Zersiedelung neben der Bevölkerungszahl und -struktur vor allem die Familien oder 
Haushalte als Entscheidungseinheit relevant sind, müssen auch hier Verschiebungen beachtet 
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werden. Eine besonders relevante Entwicklung liegt im Trend zum Einpersonenhaushalt. Im 
Detail kann man grob zwei Hauptgruppen unterscheiden:  

• jüngere Einpersonenhaushalte, dominiert von 25- bis 44-jährigen Männern und 

• ältere Einpersonenhaushalte, dominiert von Frauen über 65. 

Seit den frühen 1990er Jahren hat sich die Haushaltsstruktur durch kleiner werdende 
Haushaltsgrößen und den Rückgang von Mehrkindfamilien deutlich verändert. Die Zahl der 
Single-Haushalte ist von allen Haushaltstypen seit den 70ern am stärksten gewachsen und seit 
1981 der absolut gesehen häufigste Haushaltstyp (vgl. Tötzer et al, 2009).  
Aus dieser Entwicklung resultiert, auch bei insgesamt gleich bleibender Bevölkerungszahl, ein 
Druck auf die Nachfrage nach Siedlungsfläche. 
„Trotz stagnierender oder gar schrumpfender Bevölkerungszahl expandiert die 
Siedlungsfläche, da ein Mehr an kleineren Haushalten und höhere Wohnansprüche die 
Nachfrage wachsen lassen. Dieser Trend wird sich wohl in Zukunft durch die weitere Alterung 
der Bevölkerung noch verstärken. Vor allem in ländlichen Regionen besteht ein enger 
Zusammenhang zwischen der Entwicklung des Durchschnittsalters und der Haushaltsgröße. Je 
älter die Menschen werden, desto mehr nimmt die Haushaltsgröße ab. Da die Entwicklung hin 
zum Verbleib in den eigenen vier Wänden im Alter geht, wird für 2010 erwartet, dass 
europaweit ein Drittel der älteren Bevölkerung der EU alleine leben wird. Das bedeutet, dass 
die Wohnfläche pro Person im Alter zunimmt und relativ große Wohnungen und Häuser nicht 
für größere Haushalte verfügbar sind. Jüngere Generationen müssen neuen Wohnraum 
schaffen, was wiederum zu verstärktem Siedlungswachstum führt.“ (Tötzer et al, 2009, S 13) 
 

 

2.2.2.4 Sonstige nachfrageseitige Aspekte 

Neben den bereits im Detail genannten nachfrageseitigen Aspekten (Wohnpräferenz, 
Wohlstand, Demografie) existiert noch eine Reihe weiterer Einflussfaktoren. 

2.2.2.4.1 Technologische Entwicklungen: Motorisierung, Telekommunikation 

Technologische Entwicklungen sind nicht direkt durch die öffentliche Hand beeinflusst, können 
aber sehr große Auswirkungen auf den Nachfragedruck auf die Zersiedelung haben, sowie 
deren Konsequenzen verstärken oder dämpfen. Als zentrale Entwicklung ist die Motorisierung 
zu nennen, die im Betrachtungszeitraum dieser Studie (seit den 1960er Jahren) eine enorme 
Entwicklung erlebt hat. Abgesehen von der staatlich bereitgestellten Verkehrsinfrastruktur und 
der öffentlichen Förderung individueller Mobilität (die in Kapiteln 2.2.3.3 und 2.2.3.5 
ausführlich behandelt werden) haben technologische Entwicklungen im Fahrzeugbau und bei 
Antriebsystemen die Motorisierung in diesem Ausmaß ermöglicht. Neben einem ständig 
steigenden Komfort sind insbesondere sinkende Preise für Fahrzeuge dafür verantwortlich, 
dass für beinahe jeden Haushalt ein oder mehrere Autos zu Grundausstattung gehören. Ein 
zweiter Aspekt neben der Motorisierung ist die rasante Entwicklung im 

Hypothese 4 
Die Bevölkerungszahl hat keinen wesentlichen Einfluss auf die Zersiedelung, sehr wohl aber 
Verschiebungen in der Bevölkerungsstruktur (stärkere Jahrgänge im „eigenheimrelevanten“ Alter) und 
der Trend zu geringeren Haushaltsgrößen (Stichwort: Singlehaushalt), der sich durch die alternde 
Gesellschaft in Zukunft noch verstärken wird. 
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Telekommunikationsbereich, die in vielen Bereichen des Privat- und Arbeitslebens eine 
räumliche Unabhängigkeit schafft, da Datentransfer, Information und Kommunikation 
unabhängig von Standort, jederzeit und kostengünstig möglich ist. Diese Entwicklung 
erleichtert einerseits die Entscheidung für einen dezentralen Wohnstandort, kann aber 
andererseits auch die negativen Folgen der Zersiedelung dämpfen, indem Zwangsmobilität 
reduziert wird.    

2.2.2.4.2 Industrie- und Betriebsansiedelungen 

Suburbane Betriebsansiedelungen führen nicht nur zu direktem Flächen- und 
Ressourcenverbrauch, sondern sind durch Arbeitsplatzangebote (als Anreiz zur Ansiedelung 
von privaten Haushalten und bzgl. Verkehrsaufkommen) und als Anbieter von Produkten und 
Dienstleistungen (Stichwort Konsumverkehr) entscheidend für die Zersiedelung und die mit 
einhergehende Zwangsmobilität. 
„Treibende Kräfte für die Siedlungsentwicklung sind zum einen steigende Flächenansprüche 
von Industrie und Gewerbe – hervorgerufen durch Arbeitsteilung und Automatisierung – sowie 
von Handel und Logistik mit entsprechendem Lagerbedarf und niedriggeschossigen 
großflächigen Einkaufszentren.“ (Tötzer et al, 2009, S 17) 
Insbesondere für das Verkehrsaufkommen sind die oft genannten „Einkaufszentren im 
Grünen“ eine problematische Entwicklung. In diesem Zusammenhang zeigen sich auch die 
strukturellen Aspekte der Zersiedelung sehr deutlich, da gerade mit Unternehmen und 
Einkaufszentren hohe kommunale Einkommen verbunden sind und der Konkurrenzkampf um 
Betriebsansiedelung mit billigem Bauland und Infrastrukturanbindung geführt wird. Da sich die 
vorliegende Arbeit aber auf den privaten Sektor beschränkt, werden die Aspekte und Ursachen 
der Zersiedelung im Sektor Industrie und Gewerbe an dieser Stelle nicht weiter ausgeführt. 

2.2.3  Angebotsseitige Treiber: Support Measures 

Während die nachfrageseitigen Treiber der Zersiedelung gar nicht oder nur indirekt durch 
Maßnahmen der öffentlichen Hand bestimmt werden, wirken die Environmentally 
Counterproductive Support Measures (ECSM) auf der Angebotsseite meist sehr direkt und 
bestimmen damit die Siedlungsentwicklung wesentlich mit. Im folgenden Kapitel werden diese 
ECSM einzeln diskutiert und im Detail analysiert. 

2.2.3.1 Bedürfnisfelder und Methodische Hinweise 

2.2.3.1.1 Bedürfnisfelder  

Im Zentrum der Siedlungsentwicklung steht die individuelle Standortentscheidung eines 
privaten Haushalts oder Unternehmens. Diese Standortentscheidung wird unter den 
rechtlichen (ordnungspolitischen), sozialen und ökonomischen Rahmenbedingungen getroffen, 
die vor Ort zu diesem Zeitpunkt vorherrschen, oder für die Zukunft erwartet werden. 
Um eine Eingrenzung jener ECSM zu erreichen, welche für die Zersiedelung relevant sind, 
kann ihr Wirkungszusammenhang mit der Standortentscheidung als Kriterium herangezogen 
werden. Dafür muss die Frage beantwortet werden: „Welche Bedürfnisse müssen erfüllt sein 
und welche Anreize gibt es, auf Grund derer sich ein privater Haushalt entscheidet, sich in 
einem lose besiedelten Gebiet niederzulassen?“ Die Bedürfnisse, die für einen Haushalt als 
Voraussetzung für eine Ansiedelung erfüllt sein müssen, sind in Tabelle 1 dargestellt. Diese 
Auflistung wurde in einem Brainstorming des Projektteams erarbeitet, anschließend 
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strukturiert und in verschiedene Themenbereiche gegliedert. Die Gliederung orientiert sich an 
der einschlägigen Literatur, die zur Ergänzung und zum Abgleich gesichtet wurde (u.a. Doubek 
und Hiebl (2001), Doubek und Zanetti (1999)).  
 

Tabelle 1: Bedürfnisse und Anreize für eine dezentrale Ansiedelung privater Haushalte. Quelle: Eigene Darstellung 

Bedürfnisfelder – Voraussetzungen für Ansiedelung 

Verfügbarer, günstiger Baugrund Mobilität 

 o Individuelle Mobilität (vorw. PKW) 
o Gutes Angebot Öffentlicher Verkehr 

Technische Infrastruktur Soziale Infrastruktur 

o Abwasserentsorgung (inkl. Kanalisation, 
Kläranlagen) 

o Wasserversorgung 
o Strom 
o Gas 
o Fernwärme 
o Breitband, Mobilnetze, WLAN 
o Telefon 
o Kabel (TV, Breitband) 
o Verkehrserschließung (Straßenanschluss, 

Straßenbeleuchtung, Parkraum, ÖPNV, etc.) 
o Müllabfuhr, Altstoffsammelstellen 
o Post 
o Schneeräumung 
o Immissionsschutz (z.B. Lärmschutzanlagen) 

(viele dieser sozialen Dienste werden 
mittlerweile auch mobil angeboten und sind 
damit ein Substitut zum Bedürnisfeld 'eigene 
Mobilität') 
o Kinderbetreuung (Kindergärten und 

Kleinkindbetreuung) 
o Jugendbetreuung 
o Schulen 
o Altenbetreuung und Pflege (mobil und 

stationär) 
o Gesundheitsversorgung (Niedergelassene 

Ärzte, Krankenhäuser, Krankenbetreuung, 
Heimhilfen, etc.) 

o Notdienste und Sicherheit: Rettung, 
Feuerwehr und Polizei 

o Kultur, Sport und Freizeiteinrichtungen 
o Beratung (Familien, Mütter, psychosozialer 

Dienst) 

Wohnraumschaffung Dezentrale Wirtschaftsstrukturen 

o Technisch mögl. und finanzierbarer Hausbau 
(freistehender Gebäude, EFH, dezentral) 

o Dezentral angesiedelte Arbeitgeber  
o Nahversorgung mit Konsumgütern und 

Dienstleistungen 
 
Für die identifizierten Bedürfnisfelder wurden im Anschluss in einem jeweils eigenen Kapitel 
jene ECSM dargestellt und analysiert, die zur Befriedigung dieser Bedürfnisse beitragen.  

2.2.3.1.2 Vorgehensweise und Methodische Hinweise 

Methodisch besonders anspruchsvoll ist die Abschätzung der Wirkungszusammenhänge 
zwischen ECSM und Zersiedelung. Um eine bessere Abschätzung der Relevanz der einzelnen 
ECSM für die Zersiedelung zu erlauben, wurde der Wirkungszusammenhang in zwei 
Komponenten zerlegt. Dabei stellen die in Tabelle 1 dargestellten Bedürfnisse das Bindeglied 
dar. Am Beispiel Pendlerpauschale setzt sich der Wirkungszusammenhang zwischen ECSM und 
Zersiedelung aus folgenden zwei Komponenten zusammen: 

• Komponente I: Bedürfnisfeld  Standortentscheidung; Wie wichtig ist günstige 
Mobilität für die Entscheidung, sich im Grünen anzusiedeln?  

• Komponente II: ECSM  Bedürfnisfeld; Wie stark fördert die Pendlerpauschale die 
Mobilität? 

Um die Relevanz einer ECSM für die Zersiedelung abzuschätzen und die 
Wirkungszusammenhänge vollständig zu beschreiben müssen die Komponenten I und II 
kombiniert werden. So kann bspw. die Mobilität entscheidend sein für die Ansiedelung im 
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suburbanen Raum, allerdings die Pendlerpauschale sich nur in geringem Ausmaß auf den 
Autobesitz und die Nutzung auswirken – die Gesamtwirkung wäre somit gering.   
Die zwei Aspekte werden für die einzelnen Bedürfnisfelder folgendermaßen abgebildet: Für 
jedes Kapitel (Bedürfnisfeld) wird vorab die Komponente I allgemein diskutiert, um beurteilen 
zu können, ob es sich beim betrachteten Bedürfnisfeld für die Standortentscheidung um einen 
wesentlichen Faktoren handelt. Die Komponente II wird für jede einzelne ECSM diskutiert. Die 
Komponenten werden jeweils auf einer Skala von 0 (kein Zusammenhang) bis 10 (direkter, 
eindeutiger Zusammenhang) bewertet. 
Darauf aufbauend wird eine Abschätzung des Wirkungszusammenhangs (A) für jede ECSM 
vorgenommen, der beide Komponenten I und II abbildet und die Punktezahl auf 10 normiert:  

Wirkungszusammenhang A = Komponente I * Komponente II / 10 (Formel 1) 

Ebenfalls auf der Ebene der einzelnen ECSM wird eine Quantifizierung der Subvention 
vorgenommen und das (monetäre) Volumen (B) der Maßnahme abgeschätzt. Dabei wird 
jeweils das Gesamtvolumen quantifiziert (bspw. wie viel öffentliche Gelder fließen in den 
Straßenbau) und davon jener Teil abgeleitet, der für die Zersiedelung relevant ist (wie viel der 
gesamten Straßenbauförderung fließt in neue Siedlungsgebiete). Wesentlicher als die exakte 
Kalkulation der Geldströme ist eine Abschätzung der Größenordnung, die wiederum auf einer 
Skala von 1 bis 10 abgebildet wird, wobei Werte über 2 Mrd. Euro pro Jahr mit 10 Punkten 
bewertet werden – darunter erfolgt die Punktevergabe proportional zum Volumen. 
Aus Wirkungszusammenhang (A) und Volumen (B) ergibt sich die Relevanz (C) der ECSM für 
die Zersiedelung als Produkt (da es sich um eine UND-Verknüpfung handelt), wiederum 
normiert auf 10 Punkte:  

Relevanz C = A * B / 10       (Formel 2) 

Da die Abschätzung des Volumens auf Jahreswerten beruht, ist für eine Gesamtbewertung 
noch die historische Dimension (D) entscheidend. Es wird dazu die historische Bedeutung der 
ECSM kurz diskutiert und wiederum mit bis zu 10 Punkten bewertet. Die maximale Punktezahl 
wird vergeben, wenn die Maßnahme über den gesamten Betrachtungszeitraum, also seit den 
1960er Jahren bis heute, in ähnlicher Intensität gewirkt hat, Maßnahmen die später eingeführt 
wurden, werden entsprechend niedriger bewertet. 
Aus der Relevanz (C) einer Maßnahme und der historischen Bedeutung (D) ergibt sich dann 
schlussendlich die Gesamtbewertung, wiederum normiert auf 10 Punkte: 

Gesamtbewertung = C * D / 10      (Formel 3) 

Die Gesamtbewertung wird jeweils tabellarisch wie folgt dargestellt (Tabelle 2). 
 

Tabelle 2: Beispiel für die Bewertung einzelner ECSM. Quelle: eigene Darstellung 

ECSM: Baulandwidmung 

Kategorie „strukturell“, “ordnungspolitisch“ und/oder „fiskalisch“ 

Beschreibung Beschreibung 

Zuständigkeit Beschreibung 
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Wirkung Beschreibung 
 
 

Quantifizierung Beschreibung 
 
 

Historische 
Bedeutung 

Beschreibung 
 
 
 

Bewertung 

Wirkung (A) 
 

10 

Volumen (B) 
 

10 

   

Relevanz (C=A*B/10)* 
 

10 

Historische Bedeutung (D) 
 

10 

Gesamtbewertung (C*D/10)** 

 

10 

* Relevanz C ergibt sich aus Wirkungszusammenhang A (wie direkt wirkt die ECSM auf die Zersiedelung; 
siehe Wirkung) und dem Volumen B (siehe Quantifizierung), also aus A*B/10 
** Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Relevanz (die aktuell auf jährlicher Basis bewertet wurde) 
und der historischen Bedeutung (wie lange wirkt die ECSM in dieser Form bereits auf die Zersiedelung) 

 
Die für die einzelnen ECSM dargestellten Ergebnisse basieren auf Literaturrecherchen und 
eigenen Berechnungen, um Datenlücken zu schließen. Die ersten Ergebnisse wurden im 
Rahmen von zwei Gesprächen mit Vertretern ausgewählter Gemeinden (Bregenz, 
Großschönau) diskutiert. Weiters wurden die ersten Zwischenergebnisse im Rahmen von zwei 
Workshops vor- und zur Diskussion gestellt. Einmal im Rahmen eines Dialogforums zum 

Wirkungszusammenhang (Komponente II): 10 Punkte 

Volumen: 10 Punkte 

Historische Bedeutung: 10 Punkte 
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Projekt „Powerdown“10 und am 25 Juni auf dem Seminar des Umweltdachverbandes zu 
Umweltschädlichen Subventionen11. Neben der Möglichkeit erste Projektergebnisse zu 
präsentieren, konnte wertvolles Feedback gesammelt werden. Auf dieser Basis wurden die 
ECSM und ihre Bewertung hinsichtlich Relevanz und Volumen überarbeitet und das vorläufige 
Endergebnis in einem internen Workshop diskutiert. Diese abschließende Diskussion erlaubte 
auch eine Abstimmung der Bewertungen untereinander, sodass sichergestellt ist, dass für alle 
Support Measures vergleichbare Maßstäbe angelegt wurden.  

2.2.3.1.3 Exkurs: Kausalität 

Im Zusammenhang mit dem Wirkungsmechanismus von Environmentally Counterproductive 
Support Measures (ECSM) stellt sich immer die Frage nach der Kausalität. Im Kontext der hier 
bearbeiteten Forschungsfrage sollen ECSM identifiziert und analysiert werden, welche die 
Zersiedelung aktiv fördern oder in der Vergangenheit gefördert haben. 
Nun stellt sich jeweils die Frage: ist die öffentliche Unterstützungsmaßnahme als Konsequenz 
aus der Zersiedelung entstanden, um bspw. die Kosten für die Abwasserentsorgung auch in 
weniger dicht besiedelten Gebieten gering zu halten und flächendeckende Kanalisation zu 
erzielen – oder wurde mit der Förderpolitik die Zersiedelung erst (mit-)ausgelöst?  
In vielen Förderbereichen ist eine Wechselwirkung zu beobachten, also die Kausalität nicht nur 
einseitig. Daraus können Spiralen entstehen, die besonders die Dynamik der Zersiedelung 
fördern. Bspw. kann ab einer bestimmten Siedlungsdichte die Anbindung eines neuen Ortsteils 
an den öffentlichen Nahverkehr (ÖPNV) sinnvoll sein, die Förderung wäre dann eine Reaktion 
auf die Zersiedelung und der Versuch die negativen Auswirkungen zu reduzieren. Allerdings 
kann die Anbindung an den ÖPNV wiederum die Zersiedelung fördern, indem dezentrale 
Ansiedelungen attraktiver werden. 
Die Frage der Kausalität kann nur im Einzelfall betrachtet und soll daher in der vorliegenden 
Studie für die ausgewählten ECSM, welche im Detail analysiert werden, qualitativ diskutiert 
werden.   

                                          
10 “Powerdown” ist ein Projekt unter der Federführung der energieautark GmbH, das vom Klima- und Energiefonds 
finanziert wird. Kurzbeschreibung: „Die durch „Peak Oil“ und Klimawandel bedingten Herausforderungen müssen mit 
einem Hinterfragen der unter der Bedingung billiger fossiler Energie entstandenen Infrastrukturen und Verhaltensweisen 
einhergehen. Diese Infrastrukturen umfassen neben der Energieversorgung das Verkehrswesen, die Siedlungsstruktur, 
die regionale Verteilung und das Ausmaß der Güterproduktion und die Landwirtschaft. 
Im Projekt „Powerdown“ werden nach vorbereitenden Aktivitäten (…) fünf Dialogforen durchgeführt. In diesen mit 
unterschiedlichem thematischen Schwerpunkt und unterschiedlicher Zusammensetzung der TeilnehmerInnen 
angelegten Foren werden Szenarien sowohl eines geordneten als auch eines krisenhaften Übergangs angesichts der 
doppelten Herausforderung von „Peak Oil“ und Klimawandel erörtert und Handlungsoptionen entwickelt.“ Vgl. 
http://www.energieautark.at/cms/index.php?option=com_content&view=article&id=124&Itemid=70 

11 Dokumentation der Veranstaltungen siehe 
http://www.umweltdachverband.at/service/veranstaltungsnachlese/seminar-umweltschaedliche-subventionen-2010/ 
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2.2.3.2 Bedürfnisfeld Günstiges Bauland 

„Begünstigend für den Flächenverbrauch ist auch die derzeitige Widmungspraxis. Trotz 
Baulandreserven für die kommenden Jahrzehnte erfolgen in vielen Gemeinden Österreichs 
Neuwidmungen, vorhandenes Bauland wird in der Praxis oft gehortet und nicht bebaut. Dies 
führt zu Zersiedlung der Landschaft und damit einhergehend zu Flächenverbrauch.“ 
(Umweltbundesamt12,) 

2.2.3.2.1 Wirkungszusammenhang: Bauland - Zersiedelung 

In Kapitel 2.2.1 wurde bereits mehrfach darauf hingewiesen, dass neben den 
nachfrageseitigen Ursachen der Zersiedelung (Wohnpräferenzen, demografische Entwicklung, 
Haushaltseinkommen), das Angebot an suburbanen und ländlichen Möglichkeiten zur 
Ansiedelung immer mehr Bedeutung erlangt. Durch ihre raumplanerische Kompetenz hat die 
öffentliche Hand (i.W. die Kommunen) bei der Schaffung dieses Angebots zentrale Bedeutung, 
denn das Bereitstellen von Bauland abseits bestehender Sieldungsgrenzen ist eine zwingende 
Voraussetzung für die Zersiedelung. 
„Neben dem Trend zum Einfamilienhaus ist eine weitere wesentliche Ursache für die 
flächenintensive Siedlungsentwicklung in den überzogenen Baulandausweisungen in den 
Flächenwidmungsplänen der ersten Generationen zu suchen.(…). Die Folge (…) war die 
Ausweisung enormer Baulandreserven, manche Gemeinden hatten dadurch Reserven für 
Jahrhunderte und damit jeden Handlungsspielraum für eine geordnete Siedlungsentwicklung 
verloren.“ (Dollinger et al, 2009, S. 105) 
Gewidmete Baugrundstücke sind aber nicht nur eine (ordnungspolitisch) notwendige 
Bedingung der Zersiedelung. Es kommt durch die Ausweitung des Angebots auch zu einem 
Preiseffekt, wodurch die relativen Preise von urbanem und suburbanem Wohnen verschoben 
werden. Gerade vor dem Hintergrund des in Kapitel 2.2.2.1 dargelegten Zusammenspiels von 
Wohnpräferenzen mit finanziellen Rahmenbedingungen spielt die Verschiebung der relativen 
Preise dieser konkurrierenden Wohnsituationen eine zentrale Rolle. So ist günstiges Bauland 
oft ein entscheidender Faktor, um die Erfüllung vorhandener Wohnwünsche im ländlich-
suburbanen Raum im Vergleich zur urbanen Alternative attraktiver zu machen. 
Auch in einem gesamtheitlichen Erklärungsmodell (vgl. Siedentop et al, 2009) zeigt sich, dass 
gerade die Bereitstellung von Bauland einen starken Effekt auf den Flächenverbrauch hat und 
damit einer der wesentlichen Treiber der Zersiedelung ist. Unter den staatlichen Support 
Measures, die als fördernd für die Zersiedelung beschrieben werden, ist entsprechend die 
besonders hohe Bedeutung der angebotsbezogenen Baulandpolitik der Gemeinden 
hervorzuheben, die oft über den tatsächlichen Bedarf hinaus Bauland zur Verfügung stellen:  
„Der Versuch, mit Hilfe der Bereitstellung von Bauland Einwohner und Betriebe zu generieren 
und auf diese Weise steuerliche Einnahmeeffekte zu erzeugen, muss als ein immer 
bedeutenderer Antriebsfaktor der Flächeninanspruchnahme angesehen werden. Staatliche 
Subventionen wie die Pendlerpauschale, die Finanzierung der Straßenverkehrsinfrastruktur 
oder Fördermittel für die Erschließung von Industrie- und Gewerbeflächen haben diesbezüglich 
zweifelsohne verstärkende Effekte (…)“ (Siedentop et al, 2009, S. 1). 

                                          
12 http://www.umweltbundesamt.at/umweltschutz/raumordnung/flaechenverbrauch/ursachen/ (Zugriff: 20.5.2010) 
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Exkurs: Preise für Baugrundstücke in Österreich 
 
Abbildung 2 zeigt eine Übersicht der Bandbreite der Quadratmeterpreise für Einfamilienhaus-
Baugrundstücken exklusive An- oder allfälliger Aufschließungskosten für alle Gemeinden 
Österreichs außer Wien. Die Medianwerte der Preise liegen bei 50 EUR/m² (Mindestpreis) bzw. 
60 EUR(m² (Höchstpreis). 
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Abbildung 21:  Bandbreite der Grundstückpreise*13 in Österreich (gemeindeweise, ohne Wien), geordnet nach Preisen. 
Quelle: Gewinn (2010), eigene Darstellung 

2.2.3.2.2 Support Measures zur Bereitstellung von Bauland 

Die für die laufende Bereitstellung von neuem Bauland entscheidende ECSM ist die 
Widmungspraxis der Kommunen. Die Triebkräfte der Baulandwidmung liegen vorwiegend 
in der Struktur und Verteilung von Kompetenzen und Aufgaben der öffentlichen Verwaltung in 
raumordnungsrelevanten Fragen (siehe dazu die Exkurse „Raumordnungskompetenzen und –
Instrumente in Österreich“ und „Gemeindefinanzierung und Finanzausgleich“ im Anhang). Da 
es diese strukturellen Aspekte sind, die in Österreich zu einer kontraproduktiven Dynamik in 
der Baulandwidmung führen, sollen sie im Einzelnen qualitativ dargestellt werden, bevor die 
ECSM Baulandwidmung einer detaillierten Bewertung unterzogen wird14.  
 
                                          
13 Quadratmeterpreise von Einfamilienhaus-Baugrundstücken exklusive An- oder allfälliger Aufschließungskosten 

14 vgl. Seiß (2006) 

Wirkungszusammenhang (Komponente I): 10 Punkte 
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Mangelnde bundespolitische Kompetenz: In Österreich ist die Kompetenz in 
siedlungspolitischen Fragen auf Bundesebene im europäischen Vergleich relativ schwach 
ausgeprägt. Nur eine von acht Abteilungen innerhalb einer von sechs Sektionen des 
Bundeskanzleramts kümmert sich um die Raumordnung. Konzepte von bundesweiten 
Institutionen wie der Österreichischen Raumordnungskonferenz (ÖROK) haben nur 
empfehlenden Charakter.  
 
Fehlende Koordination auf Bundes- und Landesebene: Trotz der fehlenden zentralen 
Zuständigkeit fallen auf Bundesebene maßgebliche Entscheidungen für die räumliche 
Entwicklung in Österreich, aber oft ohne die nötige Koordination und Abstimmung mit den 
Zielen der Raumplanung: 

• Im Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend (BMWFJ) fallen 
Entscheidungen hinsichtlich Handel und Gewerbe, Standortentwicklung und 
Betriebsansiedlung, Energie, Wohnungswesen etc.; 

• das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie (BMVIT) ist 
verantwortlich für den Straßen- und Schienenverkehr, etc.;  

• im Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
(BMLFUW) wird über die ländliche Entwicklung, Agrarpolitik, Natur- und Umweltschutz, 
Siedlungswasserwirtschaft etc. entschieden; 

• im Bundesministerium für Finanzen (BMF) sind der Finanzausgleich, die 
Pendlerförderung und weitere wichtige Förderleistungen angesiedelt.  

Eine ähnliche Kompetenzaufspaltung gibt es in vielen Fällen auch auf Landesebene. 
„Österreich fehlt ein einheitliches Bundesraumordnungsgesetz. Das bedeutet auch, dass 
Raumordnung und Regionalpolitik in Österreich nicht zentral gesteuert sind. Im Gegensatz zu 
seinen Nachbarländern weist Österreichs Verwaltungsarchitektur nämlich ein außerordentlich 
hohes Maß an Komplexität auf, denn dezentrale Entscheidungskompetenzen in diesem Bereich 
schaffen eine Vielzahl regionalpolitischer Entscheidungsträger: Länder, Gemeinden, 
Bezirkshauptmannschaften und sogar Interessensvertretungen nehmen je nach Materie eine 
sehr prominente Stellung bei regionalpolitischen Entscheidungsprozessen ein. Angesichts 
dieser hohen Komplexität muss also davon ausgegangen werden, dass österreichische 
Regionalpolitik aufgrund des großen Gestaltungsspielraums regionaler und lokaler 
Entscheidungsträger in diesem Bereich kein holistisches Gesamtkonzept, sondern nur eine 
Summe von zum Teil miteinander in Widerspruch stehenden Entscheidungen sein kann.“ 
(Borsdorf, 2005, S. 61). Obwohl die Raumplanung in Gesetzgebung und Vollzug 
Aufgabe der neun Bundesländer ist haben die 2.359 Gemeinden seit dem Jahr 1969 
per Bundesverfassungsgesetz die Planungshoheit in ihrem eigenen Wirkungsbereich. 
In der Praxis bestimmen daher 2.359 BürgermeisterInnen (mit den GemeinderätInnen) durch 
eine Vielzahl an kaum koordinierten Einzelentscheidungen die Siedlungsentwicklung 
Österreichs.  
 
Kontraproduktive Motive: Über die Flächenwidmungsplanung kann eine Gemeinde ihre 
Einnahmen erhöhen: Einerseits durch Ausweisung von Wohnbauland zur Steigerung der 
EinwohnerInnenzahl, was insbesondere höhere Mittelzuweisungen im Rahmen des 
Finanzausgleichs nach sich zieht. Mit rund 40% machen die Ertragsanteile aus dem 
Finanzausgleich, die auf Basis der Bevölkerungszahl und des abgestuften 
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Bevölkerungsschlüssels zwischen den Gemeinden verteilt werden, im Durchschnitt den größten 
Teil der Gemeindebudgets aus. Andererseits wirkt auch die Ansiedlung neuer Unternehmen, 
deren Kommunalsteuer mit rund 13 % die zweitwichtigste Einnahmequelle für Gemeinden 
darstellt, positiv auf die Gemeindefinanzen. Darüber hinaus kann die Umwidmung eines 
Grundstücks von Grün- in Bauland, sowie dessen Erschließung auf öffentliche Kosten den Wert 
des Bodens um ein Vielfaches steigern, weshalb die Flächenwidmungsplanung einer Reihe von 
(kontraproduktiven) Begehrlichkeiten ausgesetzt ist. Details dazu finden sich im Exkurs zu 
„Gemeindefinanzierung und Finanzausgleich“ im Anhang. „Mit Neubaugebieten verknüpft sich 
die Hoffnung auf eine Verbesserung der fiskalischen Gesamtsituation der Gemeinde. Auf 
kommunalpolitischen Akteuren und Akteurinnen lastet der Druck, neue Wohngebiete 
auszuweisen; er entsteht aus entsprechenden Wünschen oder sozialpolitischen und 
kommunalstrategischen Überlegungen.“ (Georg Schiller, 2009, S. 46). 
 
Konkurrenzkampf unter den Gebietskörperschaften: Da Gemeinden oft starkes Interesse 
daran haben, ihre EinwohnerInnenzahl zu erhöhen und Betriebsansiedelungen im 
Gemeindegebiet zu forcieren, entsteht eine Konkurrenzsituation, die durch angespannte 
Budgetverhältnisse der kommunalen Haushalte noch weiter intensiviert wird. Nicht nur die 
Kommunen sondern durchaus auch die Länder befinden sich damit in einem Konkurrenzkampf 
untereinander, bei dem u.a. Baulandangebot und Bodenpreis entscheidend sind, und der vom 
Finanzausgleich in der derzeitigen Form weiter angetrieben wird. „Die Summe egoistischer 
Ortsentwicklungen ergibt jedoch noch keine optimale Siedlungsstruktur für eine ganze Region 
– wie etwa das Beispiel Vösendorf zeigt, das dank der Kommunalsteuern der Shopping City 
Süd zu den reichsten Gemeinden Österreichs zählt. Die negativen Effekte von Europas 
größtem Einkaufszentrum gehen allerdings weit über die kleine Nachbargemeinde Wiens 
hinaus: Der Einzelhandel in den Bezirken Mödling und Baden sowie in Teilen der 
Bundeshauptstadt hat durch die SCS irreversiblen Schaden genommen – und die gesamte 
Region leidet unter der Belastung von 50.000 Autos, die täglich in das Shopping Center 
strömen.“ (Seiß, 2006) 
 
Vage Vorgaben auf Landesebene: Die Landesraumordnungsprogramme schreiben in der 
Regel nur sehr allgemeine Ziele fest. Eine Ausnahme ist die Steiermark, die seit Ende 2006 
flächendeckend über eine verbindliche Regionalplanung verfügt, die in Form von 
ganzheitlichen Programmen auch plangrafisch die Zwangspunkte der Siedlungsentwicklung für 
jeden Bezirk verordnet. 
 
Finanzierung und Verantwortung: Obwohl die Entscheidungen über die Raumplanung und 
Siedlungsentwicklung auf Gemeinde- oder Landesebene getroffen werden, werden die Kosten 
und Folgekosten direkt oder über den Umweg des Finanzausgleichs großteils vom Bund 
finanziert. Bei den hohen öffentlichen Kosten für die technische und soziale Infrastruktur die 
mit der ausgeprägten Zersiedelung Österreichs verbunden sind, ist das ein besonders 
wichtiger Aspekt. „Laut volkswirtschaftlichen Berechnungen bedeutet die weitverbreitete 
extensive Besiedelung durch aufgelockerte Bebauungsformen jährliche Mehrkosten – allein für 
die Errichtung und Erhaltung von Straßen, Wasserversorgung und Abwasserentsorgung – von 
EUR 150 Millionen im Vergleich zu einer flächen- und infrastruktursparenden Besiedelung. 
Diese Kosten entstehen in erster Linie durch die undisziplinierte Flächenwidmungsplanung 
sowie die fehlende Bodenpolitik der Gemeinden, werden durch die kommunalen Haushalte in 
der Regel aber nur zu 16% getragen (Pflichtanteil). 37% entfallen auf die 



Pro jekt  ZERs iede l t  (K l ima- und  Energ ie fonds,  Neue  Energ ien 2020,  P ro jekt  Nr .  822099),  www.zers iede l t .a t  

  E rmi t t lung  der  „Suppor t  Measures“  für  den  Wohnbau     Se i te  51  von 153 
 

GebührenzahlerInnen – unabhängig davon, ob sie in einem dicht oder locker bebauten Teil des 
Gemeindegebiets leben – und 47% auf Bund und Länder. Ähnlich verhält es sich bei den 
sozialen Folgekosten der Zersiedelung – etwa bei den Transportausgaben für Kindergarten- 
und Schulkinder, Heimhilfen und Essen auf Rädern: In einem stark zersiedelten Gebiet sind 
diese elf Mal, in einem Streusiedlungsgebiet gar 23 Mal so hoch wie in einem kompakten 
Siedlungskörper – getragen werden sie aber ohne Unterschied zu 67% vom Bund, zu 15% von 
den Ländern sowie zu je 9% von den Gemeinden und den LeistungsempfängernInnen (Stand 
2001). Noch gar nicht quantifiziert wurden bisher die ökologischen Folgekosten unserer 
ressourcenintensiven Siedlungsentwicklung, die tagtäglich 21 Hektar Boden in Anspruch 
nimmt und von immer mehr Autoverkehr – und damit auch von immer mehr 
Energieverbrauch, Abgasen, CO2 und Lärm – begleitet wird (Stand 2001).“ (Seiß, 2006) 
 
Widmung trotz großer Reserven: Obwohl in vielen Gemeinden und Regionen sehr große 
Baulandreserven vorhanden sind, die zu einem großen Teil innerhalb der bestehenden 
Siedlungsgrenzen liegen, wird aus der beschriebenen Dynamik heraus neues Bauland 
gewidmet. Denn das vorhandene Bauland wird von den privaten Eigentümern oft gehortet und 
steht dem Markt daher nicht zur Verfügung. Baulandhortung ist somit ein wesentlicher 
Faktor für die Bebauungsdichte: „Von zumindest gleich großer Bedeutung, zum Teil von 
noch größerer Bedeutung für die Gesamtsiedlungsdichte in den Ortschaften (…) und den damit 
verbundenen Erschließungsaufwand sind allerdings Lage und Ausmaß der Baulandreserven.“ 
(Doubek und Zanetti, 1999, S. 88). 
Deutlich wird diese Problematik am Beispiel des Vorarlberger Rheintals: „42 % der Bauflächen 
und Bauerwartungsflächen im Rheintal sind nicht genutzt. Die lückenhafte Bebauungsstruktur 
führt vielerorts zu hohen Erschließungskosten (Kanal, Wasser), zu langen Arbeits- und 
Freizeitwegen, zu einer geringen Auslastung der öffentlichen Verkehrsmittel und zu einem 
zersiedelten Ortsbild. Weil aber viele innerörtliche Flächen für Bauinteressenten nicht 
verfügbar sind, besteht nach wie vor Druck auf die Siedlungsränder. Das Ziel muss eine 
maßvolle Verdichtung innerhalb der bestehenden Bauflächen sein. Unter der Annahme 
gleichbleibender Bevölkerungs- und Siedlungsdichten bieten die Bauflächenreserven Platz für 
weitere 172.000 EinwohnerInnen. Laut Prognose über die Bevölkerungsentwicklung würden 
die Bauflächenreserven rechnerisch noch für über 150 Jahre ausreichen“ (Quelle: Vision 
Rheintal15, vgl. auch Abbildung 22) 
Weiterer Druck auf die Neuwidmung von Flächen und den Wohnbau entsteht auch durch den 
Wohnungsleerstand: Nach Schätzungen des IIBW standen 2009 rund 500.000 Wohnungen in 
Österreich leer. Ein Teil davon steht jedoch für den Wohnungsmarkt grundsätzlich nicht 
zur Verfügung, z.B. Zweitwohnsitze und Ferienwohnungen, umzugsbedingter Leerstand und 
regional bedingter struktureller Leerstand. Ein anderer Teil von derzeit rd. 80.000 Wohnungen 
ist disponibel, kommt also bei enger werdenden Verhältnissen auf den Markt (Amann und 
Mundt, 2009). 
 
 

                                          
15 Vision Rheintal, Hintergründe zur Siedlungsstruktur, http://www.vision-
rheintal.at/fileadmin/VRuploads/PDF/Hintergruende/Siedlung/Bauflaechenreserven.pdf 



Pro jekt  ZERs iede l t  (K l ima- und  Energ ie fonds,  Neue  Energ ien 2020,  P ro jekt  Nr .  822099),  www.zers iede l t .a t  

  E rmi t t lung  der  „Suppor t  Measures“  für  den  Wohnbau     Se i te  52  von 153 
 

 

Abbildung 22: Gegenüberstellung von genutzten und nicht genutzten gewidmeten Bauflächen im Rheintal, Quelle: 
Vision Rheintal, Hintergründe zur Siedlungsstruktur, http://www.vision-
rheintal.at/fileadmin/VRuploads/PDF/Hintergruende/Siedlung/Bauflaechenreserven.pdf 
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ECSM: Baulandwidmung 

Kategorie Strukturell 

Beschreibung Im „Exkurs Raumordnungskompetenzen und -instrumente in 
Österreich“ wird ausführlich die komplexe Kompetenzverteilung 
in der Raumordnung beschrieben. Demnach gibt es keine 
Instanz, die Regelungen erlassen kann, welche alle 
raumplanerischen Aspekte für ein bestimmtes Gebiet umfassend 
abdecken. Um umfassende Regelungen zu schaffen, ist die enge 
Koordination zwischen Bund, Ländern und Gemeinden notwendig. 
Allerdings sind die Interessenlagen oft sehr unterschiedlich und 
gerade die Gemeinden stehen in einer Konkurrenzsituation 
zueinander, da durch neue Ansiedelung von Haushalten und 
Betrieben zusätzliche Einnahmen generiert werden können. 
Die Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung liegt im 
Kompetenzbereich der Gemeinden, die koordinierenden Eingriffe 
auf Landesebene sind in aller Regel nur unzureichend. Das 
Resultat aus den einleitend dargestellten strukturellen Aspekten 
ist die ständige Ausweitung des verfügbaren Baulandes und ein 
damit einhergehendes niedriges Preisniveau für Baugrundstücke. 
Die Bereitstellung von Bauland ist in Zusammenhang mit den in 
Kapitel 2.2.3.3 und 2.2.3.6 beschriebenen Support Measures 
(Übernahme von Kosten für technische und soziale Infrastruktur) 
zu sehen, da in der Regel erschlossene Baugrundstücke zur 
Verfügung gestellt werden. Großen Einfluss auf die 
Widmungspraxis hat auch die Struktur der 
Gemeindefinanzierung, die wesentlich durch den Finanzausgleich 
geprägt ist und starke Anreize zur Konkurrenz zwischen 
Kommunen setzt16. 
Wie in Abbildung 22 für das Beispiel des Vorarlberger Rheintals 
dargestellt, sind oft innerhalb der bestehenden Siedlungsgrenzen 
größere Flächen von Bauland vorhanden, wird aber von den 
privaten Eigentümern gehortet. Damit ist es in der Regel nur am 
Siedlungsrand möglich, neues Bauland zu schaffen, welches für 
die Ansiedelung von Haushalten und Betrieben zur Verfügung 
steht. 

Zuständigkeit Für die Flächenwidmung und Bebauungsplanung sind die 
Gemeinden zuständig. Länder haben die generelle 
Raumordnungskompetenz und müssen den Widmungen durch die 
Gemeinde zustimmen. Der Bund hat ausschließlich in seinen 
Fachmaterien raumordnerische Kompetenzen (für eine detaillierte 
Beschreibung siehe „Exkurs Raumordnungskompetenzen und –
Instrumente in Österreich“). 

                                          
16 Details finden sich im Exkurs zu „Gemeindefinanzierung und Finanzausgleich“ im Anhang 
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Wirkung Die Widmungspraxis ist direkt und neben dem Hortungsverhalten 
der privaten Grundbesitzer ausschließlich für die Bereitstellung 
von Bauland verantwortlich.  
 
 

Quantifizierung Gesamtvolumen: Die Subventionierung ergibt sich daraus, dass 
Bauland zur Verfügung gestellt wird, das einen erheblichen Wert 
darstellt, der Widmungsgewinn aber in aller Regel nicht der 
Gemeinde zugute kommt, sondern dem privaten Grundbesitzer 
überlassen wird. Diese Widmungsgewinne machen bei einer 
durchschnittlichen Zunahme der Baufläche von 45 km² pro Jahr 
(abgeschätzt aus Abbildung 4) und einer hinterlegten 
Preisdifferenz (vor und nach Widmung) von 50 Euro/m2 
(Annahme: 55 EUR/m² Baulandpreis, 5 Euro/m² Ackerlandpreis) 
insgesamt über 2 Mrd. Euro pro Jahr aus.  
Relevantes Volumen: Neues Bauland kann oft nur in Randlagen 
zur Verfügung gestellt werden. Grund dafür ist weniger das 
Fehlen von Bauflächen im Siedlungsgebiet, als vielmehr die 
Baulandhortung. „Trotz großzügigster Baulandwidmungen kann 
die Nachfrage nach Bauland nicht befriedigt werden, da infolge 
Baulandhortung bebaubare Flächen nur in geringfügigem Maße 
zum Kauf angeboten werden. Der erstarrte Bodenmarkt und der 
steigende Nachfragedruck veranlassen die kommunalen 
Entscheidungsträger, neuen Umwidmungen zuzustimmen. 
Vielfach muss dort gewidmet und gebaut werden, wo 
Liegenschaften überhaupt an Bauwillige abgegeben werden und 
das ist oft in Randlagen.“ (vgl. Kanonier, 2004, S. 59). 
 
Der fortschreitende Widmungsprozess führt also in den 
allermeisten Fällen zu einer Streckung des Siedlungsgebietes, 
während eine Verdichtung bestehender Siedlungskörper durch 
Baulandhortung oft nicht möglich ist. Damit ist die ECSM 
„Baulandwidmung“ tatsächlich großteils relevant für die 
Zersiedelung. Jener Teil an Flächen, die gewidmet werden, aber 
nicht auf die Zersiedelung wirken (also innerhalb der 
Siedlungsgrenzen liegen und zur Nachverdichtung beitragen), ist 
vergleichsweise relativ klein. 
 
 

Historische 
Bedeutung 

Die extensive Baulandwidmung ist ein Phänomen das über den 
gesamten Betrachtungszeitraum wirkt. Im Gegensatz zu den 
letzten Jahrzehnten, in denen die Ausdehnung an Bauflächen oft 
entgegen der übergeordneten Ziele räumlicher Entwicklung 
passierte, war in der Wiederaufbauphase nach dem Krieg die 
Bereitstellung von ausreichend Bauland für eine aufgelockerte 
und großzügige Bebauung eine durchaus gewollte Entwicklung. 
„(…) So forderte beispielsweise noch das Salzburger 

Wirkungszusammenhang (Komponente II): 10 Punkte 

Volumen: 10 Punkte 
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Raumordnungsgesetz von 1968, dass bei der Festlegung von 
Bauland darauf Bedacht zu nehmen sei, dass genügend Raum für 
eine aufgelockerte Bebauung und möglichst geringe Wohndichten 
gesichert wird.“ (Dollinger et al, 2009, S. 105). 
 
 

Bewertung 

Wirkungszusammenhang (A) 
 

10 

Volumen (B) 
 

10 

   

Relevanz (C=A*B/10)* 
 

10 

Historische Bedeutung (D) 
 

10 

Gesamtbewertung (C*D/10)** 

 

10 

* Relevanz C ergibt sich aus Wirkungszusammenhang A (wie direkt wirkt die ECSM auf die Zersiedelung; 
siehe Wirkung) und dem Volumen B (siehe Quantifizierung), also aus A*B/10 
** Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Relevanz (die aktuell auf jährlicher Basis bewertet wurde) 
und der historischen Bedeutung (wie lange wirkt die ECSM in dieser Form bereits auf die Zersiedelung) 

Historische Bedeutung: 10 Punkte 
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2.2.3.3 Bedürfnisfeld Technische Infrastruktur 

2.2.3.3.1 Wirkungszusammenhang: Technische Infrastruktur – Zersiedelung 

Ansiedelung ist überhaupt nur vorstellbar mit der entsprechenden technischen Infrastruktur. 
Insofern ist die Bereitstellung von technischer Infrastruktur in suburbanen und ländlichen 
Siedlungsgebieten eine notwendige Bedingung für die Zersiedelung. Damit ist der 
Wirkungszusammenhang zwischen Infrastruktur-Bereitstellung und Zersiedelung ein sehr 
direkter, einerseits über das Angebot an sich, das in vielen Fällen nur von der öffentlichen 
Hand geschaffen werden kann, andererseits über einen Preiseffekt, der durch Quersubvention 
entsteht. Subventioniert wird die Infrastruktur aus den Budgets von Bund, Ländern und 
Gemeinden und damit durch die Allgemeinheit, sowie durch jene Gebührenzahler, die in 
kompakt bebauten Gebieten mit geringeren Infrastrukturkosten wohnen, aber davon 
unabhängig Gebühren zahlen müssen. 
Unter technischer Infrastruktur werden folgende Aspekte zusammengefasst: 
 

• Straßenanschluss 
• Abwasserentsorgung 
• Wasserversorgung 
• Abfallentsorgung 
• Energieversorgung (Elektrizität, Wärme, Gas) 
• Post-Dienstleistungen 
• Telekommunikation (Telefon, Datenleitung, Kabel-TV) 

 
Der Zusammenhang von Infrastrukturkosten und Siedlungsentwicklung ergibt sich daraus, 
dass mit abnehmender Siedlungsdichte und zunehmender Entfernung zwischen den 
Gebäuden, d. h. steigenden Leitungs- und Straßenlängen, die Erschließungskosten deutlich 
ansteigen. Während Städte durchschnittlich 10 bis 60 Wohneinheiten/ha und Straßen-
/Leitungslängen von rund 5 bis 10 m pro Wohneinheit aufweisen, liegt das Spektrum in 
aufgelockerten Siedlungstypen und Streusiedlungen bei rd. 9 – 0,5 Wohneinheiten/ha und 
Distanzen von 15 bis über 150 m (vgl. Doubek und Zanetti, 1999, zitiert nach zitiert nach 
Lexer, 2004).  
 

 

Abbildung 23: Abhängigkeit der Wasserversorgung von der Siedlungsdichte, Beispiel Erfurt, Quelle: Schiller und  
Siedentop, 2005 
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„Zersplitterte Siedlungsstrukturen verursachen im Vergleich zu kompakten Siedlungsformen 
wesentlich höhere Kosten für Errichtung, Betrieb und Instandhaltung von technischen Ver- und 
Entsorgungsinfrastrukturen. Der Bedarf an öffentlichen Mitteln für die Neuerrichtung von 
Erschließungsstraßen und Siedlungswasserbauten ist in Streusiedlungsgebieten um das Zwei- 
bis Fünffache höher als in geschlossenen Ortschaften, und in Suburbanisierungsgebieten um 
bis zum Zehnfachen höher als in städtischen Gebieten ("Schattenkosten").“ (Lexer, 2004, S. 
2) 
Da die Bereitstellung technischer Infrastruktur mit dem Grad der Zersiedelung teurer wird, 
schlägt sich die lose Siedlungsentwicklung auch direkt in den Kosten für Aufbau und 
Erhaltung der Infrastruktur nieder.  
 „Dies kam die österreichische Volkswirtschaft teuer zu stehen (…): Zwischen 1991 und 2010 
sollen die Folgekosten dieser Siedlungsentwicklung in Österreich allein im Straßenbau und in 
der Wasserver- und Abwasserentsorgung knapp 20 Milliarden Euro betragen, so wird 
geschätzt.“ (Dollinger et al, 2009, S. 106). 
Die Kosten für die technische Infrastruktur, insbesondere in zersiedelten Regionen, sind so 
hoch, dass sie vom Gesetzgeber als nicht zumutbar eingestuft werden. Darüber hinaus hat 
technische Infrastruktur oft den Charakter eine Gutes, das nur schwer privatwirtschaftlich 
bereitgestellt werden kann (bspw. hohes Investitionsrisiko, Eigenschaften eines natürlichen 
(Gebiets-)Monopols, großer Flächenbedarf und Konflikt mit Eigentümerinteressen, unteilbare 
Projekteinheiten deren Volumen die Möglichkeiten privater Investoren übersteigen). Deshalb 
greift die öffentliche Hand unterstützend ein, um die Versorgung zu garantieren und für den 
einzelnen Haushalt leistbar zu machen. Es wird also ein substantieller Teil der Kosten von der 
öffentlichen Hand übernommen, nur ein geringer von der Siedlungsstruktur -  d.h. von den 
tatsächlichen Leitungslängen und Infrastrukturkosten unabhängiger Teil - wird von den 
NutzerInnen selbst getragen. Aus der Finanzierung der Infrastruktur und ihren Folgekosten 
durch die öffentliche Hand oder verursachungsunabhängig durch die kompakt wohnenden 
GebührenzahlerInnen resultiert eine Quersubvention jener Haushalte, die in zersiedelten 
Strukturen leben.  
Diese Kosten werden bloß zu einem geringfügigen Teil von den Verursachern getragen, also 
nicht von jenen, die sich im Einfamilienhaus auf ehemaligem Grünland in der Peripherie 
ansiedeln, sondern zu mehr als 60 Prozent durch die öffentliche Hand übernommen (Bund, 
Länder und Gemeinden, wobei auf Letztere 16 Prozent der Kosten entfallen). Im Übrigen 
werden sie auf sämtliche Gebührenzahler abgewälzt, auch auf jene, die nach wie vor in 
dichten Strukturen leben und somit weit weniger Längenanteile am Versorgungsnetz in 
Anspruch nehmen. Der flächenintensive Lebensstil der Randwanderer wird also durch alle 
anderen quersubventioniert und bleibt damit erschwinglich. (…) Der Staat könnte daher auf so 
manches Sparpaket verzichten, wenn er sich zu einer konsequenteren Siedlungspolitik 
entschließen würde.“ (Dollinger et al, 2009, S. 106). 
Bei der Strom- und Gasversorgung etwa übernimmt zwar die öffentliche Hand keine Kosten 
des Netzausbaus- oder -anschlusses, und die Kosten der einzelnen Strom-/GasbezieherInnen 
für die Nutzung der Netze ist auch vom jeweiligen Verbrauch abhängig, jedoch gelten 
einheitliche Tarife für das jeweilige Netzgebiet17. Damit bestehen auch hier Quersubventionen 

                                          
17 Die Strom- und Gasnetze sind in den liberalisierten Märkten Gebietsmonopole, die Höhe der Tarife für die 
Netzbenutzung wird von der Regulierungsbehörde E-Control geprüft und genehmigt. Die Netzbereiche decken sich im 
Wesentlichen mit den Bundesländern. 
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zwischen den Netznutzern, von denen wiederum Haushalte in zersiedelten Strukturen 
profitieren. 
Das Einsparpotenzial im Bereich der technischen Infrastruktur durch eine gezielte 
Beeinflussung der Siedlungsentwicklung wurde in verschiedenen Studien untersucht. In 
Abbildung 24 sind die Ergebnisse aus verschiedenen Studien zusammengefasst und zeigen 
tatsächlich ein beachtliches Sparpotenzial für die öffentliche Hand. 

 
Abbildung 24: Kostenreduktionspotenzial durch Einflussnahme auf die Siedlungsstruktur, Quelle: Schiller und  Siedentop 
(2005) 

Da die Erschließung neuer Baugrundstücke durch die Gemeinde meist als selbstverständlich 
erachtet wird und auch die erhöhten Folgekosten aus der technischen Infrastruktur von der 
Allgemeinheit getragen werden, ergibt sich daraus ein starker Anreiz für den einzelnen 
Haushalt, sich an den Siedlungsrändern anzusiedeln. 
Aus Sicht der Kommune muss unterschieden werden zwischen neuen oder erweiterten und 
bestehenden Siedlungsgebieten. Im Fall bestehender Siedlungen sind die Durchschnittskosten 
je Wohneinheit entscheidend, bei denen es wesentliche Unterschiede aufgrund des 
Siedlungstyps geben kann. Diese umfassen insbesondere den Betrieb und den Erhalt der 
Infrastruktur. Entscheidender im Kontext der Zersiedelung sind allerdings Kosten, die durch 
zusätzlich erforderliche Infrastruktur aufgrund neuer Siedlungstätigkeit entstehen, also die 
kurz- und langfristigen Grenzkosten der Siedlungserweiterung. Dabei beziehen langfristige 
Grenzkosten auch Aufwendungen für zukünftige Sanierungen und Ersatzinvestitionen mit ein. 
In Abbildung 25 ist der Unterschied zwischen bestehenden und neuen Siedlungsstrukturen 
dargestellt. 
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Abbildung 25: Unterscheidung zwischen bestehenden und neuen Siedlungsgebieten, Quelle: ECOPLAN (2000) 

Für die Grenzkosten ist entscheidend, ob sich die Siedlungsentwicklung an den Bestand 
anschließt oder auf der grünen Wiese stattfindet. In Abbildung 26 sind Ergebnisse aus einer 
Untersuchung für das Wiener Umland im Zeitraum von 1968 bis 1999 zusammengefasst. 
Daraus  wird deutlich, dass im Bereich der hier untersuchten Entwicklung von Siedlungsflächen 
ein Großteil des Zuwachses direkt im Anschluss an den Bestand stattgefunden hat.  

 
Abbildung 26: Zuwachs der Wohnsiedlungs- und Industrie-/Gewerbeflächen zwischen 1968 und 1999 im Wiener 
Umland, Quelle: Tötzer et al (2009) 

Vor diesem Hintergrund ergibt sich ein differenzierteres Bild, da bei Erweiterungen des 
Siedlungsgebiets im Anschluss an den Bestand, die Grenzkosten der Erweiterung entscheidend 
sind. Diese können in Fällen, in denen die übergeordnete Infrastruktur mit ihren Kapazitäten 
noch nicht ausgelastet ist (übergeordnetes Straßennetz, Kanalisation, Kläranlagen, regionale 
und überregionale Hauptwasserleitungen etc.) durchaus unter den zu erwartenden Erträgen 
durch Gebührenzahlungen liegen. Für die öffentliche Hand (vorwiegend Kommunen) ergibt 
sich damit die Gelegenheit, bestehende Infrastruktur besser auszulasten und damit auch die 
Finanzierung zu erleichtern. Rein monetär betrachtet handelt es sich aus der Sicht der 
Kommune dabei um eine „Nachverdichtung“, da der jeweils „letzte Meter“ zum Haus oft 
kostengünstig bereitgestellt werden kann. Aus dieser Überlegung erklärt sich auch die 
Bereitschaft der Gemeinden, neues Bauland auf eigene Kosten zu erschließen. Es geht dabei 
nicht nur um die Standortkonkurrenz, sondern oft auch um eine bessere Auslastung 
bestehender Infrastruktur. 
Dementsprechend wichtig ist die Entscheidungsfindung im Bereich der übergeordneten 
Infrastruktur, die mit der Raumplanung abgestimmt werden muss. Aus mangelnder Planung 
und Abstimmung resultiert aber oft eine Dynamik, denn wachsende Siedlungsgebiete 
erfordern Infrastrukturinvestitionen – Infrastruktur, die später über Neuansiedelungen 
ausgelastet und refinanziert werden muss. 

 

2.2.3.3.2 Support Measures, die zur Bereitstellung der technischen Infrastruktur beitragen 

Da die Darstellung aller Aspekte der technischen Infrastruktur den Rahmen der Studie 
sprengen würde, werden hier vorrangig zwei ECSM dargestellt: der Ausbau der öffentlichen 
Straßeninfrastruktur und der Ausbau der Siedlungswasserwirtschaft (Wasser/Abwasser). Diese 
beiden Segmente wurden ausgewählt, da sie sehr große Investitionsvolumen mit sich bringen 
und dementsprechend besonders relevant für die Zersiedelung sind. Darüber hinaus stehen sie 
in ihrer Wirkung exemplarisch für die hier nicht behandelten Bereich der technischen 
Infrastruktur. 

Wirkungszusammenhang (Komponente I): 10 Punkte 
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ECSM: Ausbau der öffentlichen Straßeninfrastruktur 18 

Kategorie Fiskalisch, strukturell 

Beschreibung Die Straßeninfrastruktur wird in Österreich überwiegend von der 
öffentlichen Hand, bzw. in ihrem Eigentum stehenden Unternehmen erbaut 
und betrieben. Für das hochrangige Straßennetz (Autobahnen und 
Schnellstraßen) hat der Bund die Verwaltungsaufgaben auf die 
Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft 
(ASFINAG) übertragen. Die ASFINAG hat als eigene Finanzierungsquelle 
das Recht, auf Autobahnen und Schnellstraßen und dazugehörenden 
Anlagen Mauten und Benützungsgebühren einzuheben.  
Aus ökonomischer Sicht wäre es bei staatlicher Bereitstellung des knappen 
Gutes „Straßeninfrastruktur“ wichtig, die Finanzierung entsprechend dem 
Verursacherprinzip zu bewerkstelligen. Tatsächlich aber wird die 
Finanzierung aus KFZ-abhängigen Steuern und Straßenbenutzungsabgaben 
betrieben, die keine nutzungsabhängige Belastung der NutzerInnen 
ermöglichen. Lediglich die Mineralölsteuer ist von der Fahrleistung 
abhängig, jedoch nicht für die Straßenfinanzierung zweckgebunden. 
Weiters sind auch nicht alle externen Kosten in den Preisen berücksichtigt, 
weshalb die Preise für die Straßenbenutzung zu niedrig sind. Aus 
betriebswirtschaftlicher Sicht können zwar fast 100% der 
Infrastrukturkosten durch verkehrsspezifische Einnahmen refinanziert 
werden, allerdings liegt gesamtwirtschaftlich gesehen (unter 
Berücksichtigung aller negativen externen Effekte) eine deutliche 
Kostenunterdeckung vor. Hinzu kommt eine Subvention der 
Straßeninfrastruktur über die Befreiung von der Grundsteuer. 
Die ECSM „Ausbau der öffentlichen Straßeninfrastruktur“ steht in engem 
Zusammenhang mit anderen Maßnahmen, insb. der Baulandwidmung. In 
Kapitel 2.2.3.2 wurde die hohe Relevanz von verfügbaren Bauflächen 
dargestellt. Implizit sind dabei erschlossene Baugrundstücke gemeint, 
wobei die Verkehrsanbindung ein ganz zentraler Aspekt ist. Dabei wird 
eben diese Verkehrsanbindung des einzelnen Grundstücks über das letzte 
Stück Gemeindestraße von der Gemeinde i.d.R. kostenlos zur Verfügung 
gestellt. Diese Erschließung von Baugründen mit Straßeninfrastruktur ist 
wesentlicher Treiber der Baulandausweitung, da nicht angebundene 
Bauflächen faktisch nicht nutzbar sind. 
Die von den Nutzern nicht getragenen Gesamtkosten stellen eine 
Subvention der öffentlichen Hand dar, welche eine zu billige Nutzung der 
Straßeninfrastruktur ermöglicht und damit direkt die motorisierte Mobilität 
fördert. Dieses überhöhte Aktivitätsniveau bringt erhöhte externe Effekte 
mit sich (Umweltschäden, Unfälle, etc.) und unterstützt u.a. auch die 
Zersiedelung sehr direkt.  
Die Finanzierung der Straßeninfrastruktur hat zwei Quellen: Zum einen 
werden nicht die gesamten volkswirtschaftlichen Kosten durch die 

                                          
18 Quellen: Ausführungen nach Kletzan et al (2004), gekürzt und ergänzt um eigene Darstellungen   
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verbrauchsabhängigen Abgaben gedeckt, die Finanzierung der Restkosten 
durch die Allgemeinheit stellt eine Quersubvention dar.  
Zum anderen sind laut § 2 Grundsteuergesetz unter anderem Flächen, die 
dem öffentlichen Verkehr dienen, von der Grundsteuer befreit. Dazu 
gehören Straßen, Wege, Plätze, Häfen und Schienenwege, sowie Flächen 
zum Betrieb eines Flughafens. 

Zuständigkeit: Je nach Straßentyp Bund (Bundesstraßen, geregelt durch 
Bundesstraßengesetz), Länder (Straßen im Wirkungsbereich der Länder, 
hier gelten Landesstraßengesetze) oder Gemeinden (im jeweils eigenen 
Wirkungsbereich die Verwaltung der Gemeindestraßen); die Grundsteuer 
fällt in die Kompetenz des Bundes 

Wirkung: Straßeninfrastruktur weist eine Reihe von Eigenschaften auf, die eine 
private Bereitstellung erschweren (Eigenschaften eines natürlichen 
Monopols, großer Flächenbedarf und Konflikt mit Eigentümerinteressen, 
unteilbare Projekteinheiten deren Volumen die Möglichkeiten privater 
Investoren übersteigen). Also ist die Unterstützung der öffentlichen Hand 
aus rechtlichen und organisatorischen Gründen eine notwendige 
Bedingung, um die Verkehrsinfrastruktur zu schaffen. 
Darüber hinaus stellt die Übernahme von externen Kosten durch die 
Allgemeinheit und die Befreiung von der Grunderwerbsteuer eine 
fiskalische Unterstützung dar, welche die Schaffung von 
Straßeninfrastruktur deutlich erleichtert. 
 
 

Quantifizierung Gesamtvolumen: Die Bedeutung des Straßennetzes zeigt die Darstellung 
der Straßenlängen: Im Jahr 2000 betrug die Gesamtlänge des 
österreichischen Straßennetzes 108.000 km, davon 73.000 km 
Gemeindestraßen, 23.000 km Landesstraßen, 10.066 km Bundesstraßen 
und 1.934 km Autobahnen und Schnellstraßen. Für dasselbe Jahr belaufen 
sich die gesamten Infrastrukturkosten auf 4,8 Mrd. Euro, die sich aus 
Kapitalkosten und laufenden Kosten zusammensetzen. Diesen 
Infrastrukturkosten stehen Einnahmen aus der Straßenbenützung (Vignette 
und Maut) und KFZ-abhängige Steuern gegenüber. Weitere Abgaben 
stehen zwar in Zusammenhang mit dem motorisierten Straßenverkehr 
(bspw. Mineralölsteuer), sind aber nicht für die Straßenfinanzierung 
zweckgebunden. Die Einnahmen aus der Mineralölsteuer erhält großteils 
der Bund, wobei die Kosten für den Straßenbau großteils von Bund und 
Ländern getragen und damit aus allgemeinen Steuereinnahmen finanziert 
werden. 
Betrachtet man einerseits die gesamten verkehrsspezifischen Einnahmen 
und die gesamtwirtschaftlichen Kosten der Straßeninfrastruktur 
andererseits, lässt sich ein Kostendeckungsgrad ableiten. Hierbei ist eine 
Kostenunterdeckung der Straßeninfrastruktur offensichtlich, die mit der 
Förderwirkung durch die öffentliche Hand gleichgesetzt werden kann.  
Für das Jahr 2000 belaufen sich die Gesamtkosten des Straßenverkehrs 
(inkl. aller negativen externen Kosten) nach Kletzan et al. (2004) auf ca. 
14,03 Mrd. Euro. Diesen Kosten stehen Einnahmen in der Höhe 4,5 Mrd. 

Wirkungszusammenhang (Komponente II): 8 Punkte 
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Euro gegenüber, womit sich ein Fördervolumen von 9,53 Mrd. Euro ergibt. 
Da für die Zersiedelung insbesondere der Personenverkehr entscheidend 
ist, kann noch zwischen PKW- und LKW-spezifischen Kosten differenziert 
werden. Die Wegekostenrechnung für PKW ergibt Gesamtkosten von 9,34 
Mrd. Euro (davon 2,21 Mrd. Infrastrukturkosten, 4,39 Mrd. Euro externe 
Unfallkosten und 2,73 Mrd. Umweltkosten) für sämtliche von 
ÖsterreicherInnen gefahrene PKW-km pro Jahr. Diesen Gesamtkosten 
stehen Einnahmen von 3,56 Mrd. Euro gegenüber. Damit ergibt sich ein 
Kostendeckungsgrad von rund 40 % und eine staatliche Subvention der 
Straßeninfrastruktur allein im Bereich des PKW von 5,78 Mrd. Euro. 
Neueren Zahlen zufolge beträgt der Kostendeckungsgrad für PKW 
insgesamt 44  %, bezogen auf Landes- und Gemeindestraßen jedoch nur 
35 % (VCÖ (2010b), Daten für 2006).  
Zusätzlich zur Übernahme von nicht durch verbrauchsabhängige Abgaben 
gedeckten Kosten, wird die Straßeninfrastruktur durch die Befreiung von 
der Grundsteuer subventioniert. Die Grundsteuer hatte im Jahr 2000 ein 
Aufkommen von 0,45 Mrd. Euro. Die Besteuerung erfolgt auf Basis des 
Einheitswertes, der für Verkehrsflächen nicht vorliegt. Zieht man einen 
durchschnittlichen Einheitswert und Steuersatz als Schätzgröße heran 
ergibt sich eine Besteuerung von ca. 62.000 Euro pro km². Bei einer 
Verkehrsfläche von über 1.800 km² (Stand 2000) ergibt sich eine 
Quersubvention durch Steuerverzicht von ca. 112 Mio. Euro jährlich. Diese 
Summe kann je nach Annahme bzgl. Einheitswerts nach oben oder unten 
variieren, stellt aber im Vergleich zur Subvention durch Kostenübernahme 
einen kleineren Teil dar. 
Direkt nutzungsabhängige Gebühren sind im Zusammenhang mit der 
Straßeninfrastruktur vernachlässigbar, weshalb es keine wesentliche 
Quersubvention durch andere GebührenzahlerInnen gibt, sondern diese 
voll über das öffentliche Budget auf die Allgemeinheit abgewälzt wird. 
Relevantes Volumen: Von den neu geschaffenen Verkehrsflächen, die alle 
von der öffentlichen Hand gefördert werden, dient ein signifikanter Teil der 
Erschließung neuer Siedlungsgebiete. Berechnungen für das Deutsche 
Bundesgebiet zeigen, dass knapp die Hälfte des Wachstums an 
Verkehrsflächen auf den Bau von Erschließungsstraßen für neue 
Siedlungsgebiete zurückzuführen ist (UBA Berlin, 2004).  Damit würde 
sich, auf Österreich übertragen, ein für die Zersiedelung relevantes 
Fördervolumen (gesamte Übernahme von externen Kosten und 
Grundsteuerverzicht) von 4,75 Mrd. Euro (bzw. knapp 3 Mrd. Euro nur für 
PKW) pro Jahr ergeben.  
 
 

Historische 
Bedeutung 

Der Straßenbau war über den gesamten Betrachtungszeitraum (und bereits 
davor) eine wesentliche Aufgabe der öffentlichen Hand. Es ist zu vermuten, 
dass die Kostendeckung tendenziell zugenommen hat, also in den ersten 
Jahrzehnten des Wiederaufbaus der Straßenbau, so wie die technische 
Infrastruktur insgesamt, zu einem noch größeren Teil aus öffentlichen 
Mitteln finanziert wurde, zumal die technische Infrastruktur als wichtige 

Volumen: 10+ Punkte 
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Voraussetzung für die wirtschaftliche Entwicklung gesehen wurde. 
 
 

Bewertung 

Wirkungszusammenhang (A) 
 

8 

Volumen (B) 
 

10+ 

   

Relevanz (C=A*B/10)* 
 

8 

Historische Bedeutung (D) 
 

10 

Gesamtbewertung (C*D/10)** 

 

8 

* Relevanz C ergibt sich aus Wirkungszusammenhang A (wie direkt wirkt die ECSM auf die Zersiedelung; siehe 
Wirkung) und dem Volumen B (siehe Quantifizierung), also aus A*B/10 
** Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Relevanz (die aktuell auf jährlicher Basis bewertet wurde) und der 
historischen Bedeutung (wie lange wirkt die ECSM in dieser Form bereits auf die Zersiedelung) 
 
 
 

ECSM: Ausbau der Siedlungswasserwirtschaft 

Kategorie Fiskalisch, strukturell 

Beschreibung
19 

Eines der wichtigsten Ziele, warum bereits vor vielen Jahren intensiv an 
einer guten Wasserver- und Abwasserentsorgung gearbeitet wurde, ist die 
menschliche Gesundheit. Die hygienische Situation des Wassers wies einst 
eine bedenkliche Qualität auf. Die gar nicht oder nur unzureichend 
vorhandene Entsorgung von Abwässern begünstigte die Verbreitung von 
Krankheiten und den Ausbruch von Seuchen aller Art. Daher zählt die 
Versorgung mit einwandfreiem Trink- und Nutzwasser sowie der Entsorgung 
verschmutzter Abwässer zu den grundlegenden Zielsetzungen der 
Siedlungswasserwirtschaft. 
Aus diesem Grund wurde die Wasserwirtschaftsinfrastruktur in den 
vergangenen Jahrzehnten massiv ausgebaut, mit dem Ziel, einen möglichst 
hohen Anschlussgrad des Bestands zu erzielen. Im Neubau ist der 
Anschluss an Kanalisation und Wasserversorgung seit langem Standard, 
weshalb die zugehörige Infrastruktur, genauso wie der Straßenanschluss, 
eine zwingende Voraussetzung für die Erschließung neuen Baulandes und 
die Ansiedelung ist.  
Da auch die Siedlungswasserwirtschaft Eigenschaften aufweist, die eine 

Historische Bedeutung: 10 Punkte 
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öffentliche Bereitstellung nahe legen (Unteilbarkeit, Nutzungskonflikte, 
natürliches Monopol), nimmt die öffentliche Hand in diesem Bereich eine 
zentrale Rolle ein. 
Neben der Bereitstellung an sich ist das wesentliche Problem beim Aufbau 
einer guten Wasser- und Abwasserinfrastruktur die Finanzierung. Die 
notwendigen Infrastrukturinvestitionen sind speziell in stark zersiedelten 
Landesteilen und Regionen so hoch, dass sie kaum durch private Investoren 
bewältigt werden können. Durch die hohe Kapitalintensität ist die 
Siedlungswasserwirtschaft ein der höchsten Ausgabeposten in den Budgets 
von – insbesondere kleinen – Gemeinden, wie Abbildung A zeigt 

 
Abbildung A: Anteil der Ausgaben für die Siedlungswasserwirtschaft an den Gemeindeausgaben 
insgesamt (ohne Wien), 1993 – 1999. Quelle: Köppl et al. (2004) 

Gerade in zersiedelten Gebieten würden enorm hohe und damit sozial nicht 
verträgliche Gebühren für die EndverbraucherInnen anfallen, müssten die 
Investitionskosten allein über Gebührenzahlungen zurückgeführt werden. 
Aus diesem Grund wurde vom Gesetzgeber eine Zumutbarkeitsgrenze für 
Wasser- und Abwassergebühren definiert, durch die der Unterschied von 
dicht besiedeltem und stark zersiedeltem Raum (und damit meist höheren 
Investitionskosten) durch unterschiedliche Förderungshöhen ausgeglichen 
wird (vgl. Krainz, 2003). Es werden also jene Kosten die aufgrund der 
Zumutbarkeitsgrenze nicht durch Gebühren eingebracht werden können, 
von der öffentlichen Hand über höhere Förderungen ausgeglichen. Neben 
den Bundesförderungen (in Form von Annuitäten- und Zinszuschüssen) 
erfolgt die Finanzierung von Projekten in der Siedlungswasserwirtschaft 
auch durch Darlehen und Zuschüsse der Bundesländer sowie aus 
Gemeindemitteln und nur teilweise über die Anschluss- und 
Benutzungsgebühren. Nebenbei erfolgt in manchen Teilen Österreichs eine 
Kofinanzierung entsprechender Projekte durch die Europäische Union aus 
dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE).  
Organisatorisch wurde die Umweltförderung – unter die auch die 
Wasserwirtschaft fällt – durch die Novelle des Wasserrechtsgesetzes von 
1990 neu geregelt. Ein Ergebnis der Umstrukturierung war das 1993 
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entstandene Umweltförderungsgesetz (UFG)20. Seitdem regelt das UFG die 
Vergabe von Bundesförderungen für die Siedlungswasserwirtschaft. Davor 
wurde die Förderung im Wasserbautenförderungsgesetz (WBFG) geregelt 
und der Wasserwirtschaftsfonds, der 1958 geschaffen und 1987 mit dem 
Umweltfonds zum Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds zusammengelegt 
wurde, war bis zum Inkrafttreten des UFG der Förderungsträger. 

Zuständigkeit Gemeinde (Finanzierungsbeiträge von Ländern und Bund) 

Wirkung Ähnlich wie bei der Straßeninfrastruktur gibt es zwei Aspekte der 
Einflussnahme der öffentlichen Hand. Einerseits die Tatsache, dass es sich 
bei der Wasserwirtschaftsinfrastruktur um ein Gut handelt, welches 
aufgrund der hohen Investitionskosten, Unteilbarkeit, etc. nur schwer von 
privat bereitgestellt werden kann. Allein daraus ergibt sich eine wichtige 
Rolle der öffentlichen Hand in der Erschließung von Bauland mit 
Abwasserentsorgung und Wasserversorgung.  
Der zweite Aspekt ist ein fiskalischer und resultiert aus der Förderung von 
Infrastrukturprojekten aus Steuermitteln, um die Gebührenbelastung 
unabhängig von der Zersiedelung zu deckeln. Ohne diese fiskalische 
Förderung des Bundes wäre eine Erschließung von entlegenen Baugründen 
nicht so einfach zu finanzieren und müsste verursachungsgerecht vom 
privaten Haushalt getragen werden.  
 
 

Quantifizieru
ng 

Gesamtvolumen: Für die technische Infrastruktur gilt im Allgemeinen, dass 
es eine deutliche Kostenunterdeckung durch verbrauchsabhängige Abgaben 
der Nutzer gibt. Für die Straßeninfrastruktur beträgt wie in Kapitel 2.2.3.5 
dargestellt, die Kostendeckung nur ca. 38%. Die ungedeckten Kosten 
werden aus dem allgemeinen Budget finanziert, was einer Quersubvention 
der Infrastruktur gleichkommt. Diese Quersubventionen sind entscheidend 
für die Abschätzung des Volumens. 
Doubek und Zanetti (1999) untersuchen die Folgekosten der Zersiedelung 
in der Bereitstellung von technischer Infrastruktur (Wasser, Abwasser, 
Straßen). Die Folgekosten der Zersiedelung gehen über die reinen 
Investitionskosten für Straßenbau, Wasserver- und Abwasserentsorgung 
hinaus, aber allein dieses Investitionsvolumen wurde für den Zeitraum von 
1991 bis 2010 auf 19,3 Mrd. Euro geschätzt (vgl. Doubek und Zanetti, 
1999). Also kann von ca. 1 Mrd. Euro jährlichen Kosten ausgegangen 
werden. Dabei machen die Kosten allein für die Abwasserentsorgung ca. ein 
Drittel aus. Aus den tatsächlichen Investitionsvolumina in 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung (BMLFUW, 2010) gehen 
Anteile von rund 20% bzw. 80% dieser beiden Infrastrukturbereiche 
hervor.  
Im Umweltförderungsbericht des Bundes (BMLFUW, 2010) werden für das 
Jahr 2009 umweltrelevante Investitionssummen von rund 621 Mio. Euro 
(Abwasserentsorgung) und 217 Mio. Euro (Wasserversorgung) angegeben. 

Wirkungszusammenhang (Komponente II): 8 Punkte 
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Abbildung B: Entwicklung der geförderten Investitionen für die Siedlungswasserwirtschaft von 
1959 bis 2009, Quelle: BMLFUW (2010) 

Betrachtet man den Zeitraum von 1993 bis 2009 so liegt der 
durchschnittliche Fördersatz des Bundes bei 29,4 % (über alle Maßnahmen, 
inkl. betriebliche Abwasserprojekte und Forschung); für kommunale 
Abwasserentsorgungsmaßnahmen beträgt der durchschnittliche Fördersatz 
32,1 %, für Wasserversorgungsmaßnahmen 18,2 %. Krainz (2003) weist 
einen Förderanteil der Länder aus, der zusätzlich ca. ein Drittel der 
Bundesförderung ausmacht. Damit liegt die Gesamtförderung von Bund und 
Ländern bei knapp über 40%.  
 

 
Abbildung C: Finanzierung der Investitionen in die Siedlungswasserwirtschaft von 1993 bis 
1998, Quelle: Schönbäck et al (2002) 

Entsprechend der Angaben von Schönbäck et al (2002) werden die 
Investitionen in der Siedlungswasserwirtschaft (Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung, 1993 -1998) zu 57% durch Rücklagen und Gebühren 
finanziert, während 43% durch öffentliche Förderungen verschiedener 
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Gebietskörperschaften aufgebracht werden. 
Ohne die auf die Aufteilung der Förderleistung auf Bund, Länder und 
Gemeinden im Detail einzugehen, kann der Anteil der Infrastrukturkosten, 
der von der öffentlichen Hand getragen werden aufgrund dieser Quellen 
also mit rund 40% geschätzt werden. Bei jährlichen Investitionssummen 
zwischen 800 und 1000 Mio. Euro (vgl. Abbildung B) beträgt die 
Quersubvention für Wasserversorgungs- und 
Abwasserentsorgungsinfrastruktur damit rund 360 Mio. Euro jährlich. 
Hinzu kommt die Quersubvention durch jene Gebührenzahler, die in 
kompakteren Siedlungsgebieten wohnen und entsprechend mehr als die 
vergleichsweise verursachten Kosten tragen, damit wird ein weiterer Teil 
jenen Kostenanteils, der von den Gebührenzahlern aufgebracht wird, den 
„zersiedelten“ Haushalten quersubventioniert. Doubek und Zanetti (1999, 
S. 90) führen aus, dass die gemeindliche Gebührenhöhe (für Anschluss- 
und laufende Gebühren zusammen) in zersiedelten Orten und im 
Streusiedlungsraum etwa doppelt so hoch liegen als in Gemeinden mit 
kompakten Hauptorten. Aber obwohl die Gebührenzahler in dünn 
besiedelten Gebieten höhere Gebühren zahlen, tragen sie nicht die 
gesamten Erschließungskosten. „Die Gebühren werden gleichmäßig auf alle 
Anschlüsse bzw. die laufenden Gebühren auf alle Gebührenzahler in der 
Gemeinde aufgeteilt. Durch dieses fehlende Verursacherprinzip gibt es 
keinen Anreiz für den Einzelnen, seine individuelle Standortwahl nach der 
Höhe der Infrastruktur-Folgekosten auszurichten“. Das heißt, dass in einer 
zersiedelten Gemeinde alle höhere Gebühren zahlen, unabhängig von ihrer 
Lage und den tatsächlichen Infrastrukturkosten. Da die 
Zumutbarkeitsgrenze pro Anschluss aber schon für kompakte 
Siedlungstypen unter den tatsächlichen Erschließungskosten liegt (im 
weiteren entsprechend Doubek und Zanetti (1999)) liegen die niedrigsten 
Erschließungskosten bei ca. 7.000 Euro, während die Grenze, ab der 
Mehrkosten durch Förderungen ausgeglichen werden bei ca. 3.500 Euro 
liegt) sind die Quersubventionen stark gedämpft. Dennoch zahlen auch die 
Haushalte im Ortskern höhere Gebühren, weil ihre Siedlungsränder 
ausfransen. Da keine Daten zur genauen Verteilung vorliegen wurde die 
Quersubvention auf der Basis geschätzt, dass sich ca. 50% der Haushalte in 
lockeren Siedlungsgebieten befinden21. Die Gebührenzahlungen insgesamt 
machen ca. 500 Mio. Euro pro Jahr aus. In zersiedelten Gebieten zahlen die 
Gebührenzahler bis zu doppelt so hohe Beiträge, also kommen aus diesen 
Gebieten ca. 330 Mio. Euro, die Hälfte davon fällt aufgrund der 
Zersiedelung an. Somit kann die Quersubvention auf ca. 160 Mio. Euro 
geschätzt werden. 
Relevantes Volumen: Doubek und Zanetti (1999, S. 89) führen aus, dass 
zumindest 30 bis 50% der Neubauten von 1971 bis 1997 in den 
Streusiedlungsbereichen entstanden sind. Nun variieren die 
Infrastrukturkosten je nach Siedlungsdichte erheblich: Während in 
kompakten Ortskernen 20 bis 60 Wohneinheiten pro Hektar Platz finden 
und dabei Erschließungskosten von unter 10.000 Euro pro Wohneinheit 
anfallen, liegt die Siedlungsdichte im Streusiedlungsraum unter 0,5 WE/ha, 
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was zu Kosten pro Wohneinheit von knapp 50.000 Euro verursacht. Damit 
steigen die Erschließungskosten um das bis zu fünffache mit abnehmender 
Siedlungsdichte. Von diesen Zahlen ausgehend kann man eine Verteilung 
zwischen zersiedelten und verdichteten Strukturen von 70 zu 30 bei den 
Erschließungskosten abschätzen. Damit fließen 250 Mio. Euro (70 % von 
360 Mio.) direkt aus Förderungen der öffentlichen Hand, und weitere 160 
Mio. Euro aus Quersubvention, in Summe also über 400 Mio. Euro in die 
Förderung von zersiedelten Gebieten. 
 
 

Historische 
Bedeutung 

Wie in Abbildung A dargestellt wurden bereits in den 1950ern 
Bundesförderungen für die Siedlungswasserwirtschaft ausbezahlt. Die 
Fördervolumina stiegen dann in den 1960er Jahren und pendelten sich auf 
einem relativ konstanten Niveau ein. 
 
 

Bewertung 

Wirkungszusammenhang (A) 
 

8 

Volumen (B) 
 

2 

   

Relevanz (C=A*B/10)* 
 

1,6 

Historische Bedeutung (D) 
 

8 

Gesamtbewertung (C*D/10)** 

 

1,28 

* Relevanz C ergibt sich aus Wirkungszusammenhang A (wie direkt wirkt die ECSM auf die Zersiedelung; siehe 
Wirkung) und dem Volumen B (siehe Quantifizierung), also aus A*B/10 
** Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Relevanz (die aktuell auf jährlicher Basis bewertet wurde) und der 
historischen Bedeutung (wie lange wirkt die ECSM in dieser Form bereits auf die Zersiedelung) 
 

Historische Bedeutung: 8 Punkte 
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Hypothese 5 
Ohne laufende Ausweisung von neuem Bauland und die Erschließung mit technischer Infrastruktur 
(insb. Straßenanschluss) ist Zersiedelung nicht möglich. Somit wirken die Bereitstellung von Bauland 
und die Finanzierung von technischer Infrastruktur direkt, als notwendige Bedingung, auf die 
Zersiedelung. Dies sind auch jene Bereiche, die bzgl. des Volumens und der historischen Bedeutung 
am zentralsten sind. Im Gegensatz zur Baulandwidmung, die das Gemeindebudget aufbessern kann, 
schlägt sich die Finanzierung der technischen Infrastruktur direkt in der den öffentlichen Budgets als 
Kosten nieder. 
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2.2.3.4  Bedürfnisfeld Neuer Wohnraum  

2.2.3.4.1 Wirkungszusammenhang: Wohnraumschaffung und Zersiedelung 

Das in der Begriffsdefinition (Kapitel 2.1.5.1) festgehaltene Verständnis von Zersiedelung ist 
ein dynamisches und gekennzeichnet von Suburbanisierung als Abwanderung der Bevölkerung 
aus dem urbanen Kerngebiet in den suburbanen oder ländlichen Raum und von der 
Ausdehnung von Ein- und Zweifamilienhausansammlungen. Wenn man Zersiedelung also nicht 
als Zustand oder Siedlungsform versteht, sondern als Prozess, der zu neuer 
Flächeninanspruchnahme und Ausweitung von Siedlungsrändern führt, ist damit immer auch 
die Schaffung von neuem Wohnraum verbunden. Zersiedelung bedeutet dementsprechend 
immer Wohnraumschaffung. In diesem Lichte sind auch die nachfrageseitigen Effekte zu 
sehen, wie der Wunsch nach mehr Wohnfläche oder der demografische Trend zu mehr 
Einpersonenhaushalten. Diese Effekte wirken indirekt auf die Zersiedelung, indem sie die 
Nachfrage nach Wohnraum und Bauflächen erhöhen. 
Insofern geht die Förderung von Wohnraumschaffung Hand in Hand mit der Förderung der 
Zersiedelung. Dabei führt die Förderung des Wohnbaus einerseits zu einer Erhöhung des 
Aktivitätsniveaus insgesamt (Volumeneffekt), andererseits kann sie, je nach Ausgestaltung 
auch verzerrend wirken bei der Wahl der Wohn- und Siedlungsform (Lenkungseffekt).  
„Damit steht die Wohnbauförderung in zweierlei Hinsicht in direkten Zusammenhang mit der 
Zersiedelung. An vorderer Stelle steht dabei die Wohnbauförderung in Höhe von derzeit EUR 
2,5 Milliarden pro Jahr die vom Bund den Ländern zugewiesen und von diesen vergeben wird. 
Zwar bestehen heute in einigen Bundesländern – insbesondere in Vorarlberg – erste Ansätze 
zur Koppelung der Förderhöhe an die Standorteignung oder den Flächenverbrauch eines 
Wohnbaus, doch reichen die marginalen Zu- oder Abschläge bei weitem noch nicht aus, um 
eine steuernde Wirkung zu erzielen. In Wien, Oberösterreich und Kärnten werden freistehende 
Einfamilienhäuser auf der grünen Wiese nach wie vor im selben Ausmaß unterstützt wie von 
öffentlichem Verkehr erschlossene Mehrfamilienhäuser. Angesichts der großen 
Bodenpreisdifferenzen zwischen zentralen und peripheren Lagen fungiert die 
Wohnbauförderung so schon seit Jahrzehnten als Motor von Zersiedelung und 
Suburbanisierung. Zur Verdeutlichung: Während Wien im Zeitraum 1971 bis 2001 rund 4,5% 
seiner EinwohnerInnen – das sind 70.000 BürgerInnen – verloren hat, nahm die 
Bevölkerungszahl in Umlandgemeinden wie Biedermannsdorf, Laxenburg, Münchendorf, 
Wiener Neudorf, Mauerbach oder Wolfsgraben um weit über 100% zu.“ (Seiß, 2006) 

 

2.2.3.4.2 Support Measures zur Unterstützung der Wohnraumschaffung 

ECSM: Wohnbauförderung22 

Kategorie Ordnungspolitisch mit fiskalischer Komponente 

Beschreibung Die Wohnbauförderung ist eine Support Measure der öffentlichen Hand, um 
die Schaffung von qualitativ hochwertigem, gesundem und vielfältig 
gestalteten Wohnraum zu fördern. Für den Anspruch auf Fördermittel 
gelten in den einzelnen Ländern unterschiedliche Förderrichtlinien.  

Wirkungszusammenhang (Komponente I): 8 Punkte 
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Zuständigkeit Laut Bundesverfassungsgesetz (BGBl. Nr. 640/1987) sind für die 
Wohnbauförderung in Gesetzgebung und Vollziehung ausschließlich die 
Länder zuständig. D.h. die Gesetzgebung und damit die inhaltliche 
Ausgestaltung wird von den Landtagen vorgenommen, die operative 
Vollziehung ist Sache der jeweiligen Landesregierung. Die Mittel für die 
Wohnbauförderung werden den Ländern vom Bund im Wege des 
Finanzausgleichs durch zweckgebundene Zuschüsse zur Verfügung gestellt. 
Mit dem Finanzausgleich 2008 wurden jedoch die Zweckbindung 
aufgehoben und die Zuweisungen in (nicht zweckgebundene) 
Ertragsanteile umgewandelt (vgl. Exkurs „Gemeindefinanzierung und 
Finanzausgleich“ im Anhang). 

Wirkung Die Wohnbauförderung wirkt einerseits auf das Volumen an neu 
geschaffenem Wohnraum, das an sich bereits eine entscheidende Größe für 
die Zersiedelung ist. In vielen Regionen Österreichs, in denen neue 
Wohnraumschaffung im urbanen Kerngebiet nur begrenzt möglich ist 
(mangelndes freies Bauland), kann der Zuwachs an neuen Wohnflächen, 
vor allem von Einfamilienhäusern, nur am Stadtrand oder im ländlichen 
Gebiet erfolgen und dieser Zuwachs kann somit fast direkt als Indikator für 
die Zersiedelung gesehen werden. 

 

Abbildung 27: Anteil der Ein- oder Zweifamilienhäuser an den jährlich fertig gestellten 
Gebäuden in Niederösterreich, Quelle: Tötzer et al (2009) 

Wie hoch dieser Volumenseffekt ausfällt, ist allerdings auch in der Literatur 
umstritten. Amman (2004, S. 16 f) führt dazu aus: „Das Ausmaß, in dem 
die Wohnbauförderung die Wohnungsproduktion zu steuern in der Lage ist, 
ist schwer zu bewerten. Einzelne Autoren gehen so weit, die Anreizwirkung 
der Wohnbauförderung weitgehend zu negieren. Nach Felderer23 wirken 
sich die Kosten der Wohnungsfinanzierung nur geringfügig auf die 
Bereitschaft, Wohnungen zu kaufen oder in den Bau zu investieren, aus. 
Felderer begründet damit seine anhaltende Kritik am österreichischen 
Modell der Wohnbauförderung. Dieser Ansicht wurde seither vielfach 
widersprochen (…) Unterschiedliche Akteure im Baugeschehen folgen 
abweichenden Verhaltensmustern. Frei finanzierter Wohnbau wird 
sicherlich vor allem von Marktsignalen gesteuert (….). Beim Bau von 
Eigenheimen hat die Wohnbauförderung zweifellos häufiger entscheidende 
Bedeutung hinsichtlich der individuellen Entscheidung, die Errichtung des 
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eigenen Hauses in Angriff zu nehmen oder nicht. Förderungsdarlehen von 
üblicherweise 30-50.000 Euro decken zwar selten mehr als einen Bruchteil 
der Gesamtbaukosten. Auch sind heute ausgesprochen günstige alternative 
Finanzierungen verfügbar (Fremdwährungskredite, Bauspardarlehen). 
Entscheidungsrelevant ist das „Landgeld“ als risikoloser Bestandteil des 
Finanzierungsmixes. Ohne diese Komponente wäre es häufig nicht möglich, 
in ausreichendem Ausmaß Fremdkapital zu vertretbaren Konditionen 
aufzubringen. In strukturschwachen Gebieten werden Eigenheime häufig 
unter intensivem Einsatz von Eigenleistungen errichtet. Angesichts ererbter 
Baugrundstücke und der eingesetzten „Muskelhypothek“ bedeutet das 
Landgeld hier einen wirklich substanziellen Bestandteil der 
Gesamtfinanzierung. Die Eigenheim-Förderung hat somit vor allem in 
ländlichen Gebieten eminente Bedeutung für den Strukturerhalt. Ihre 
Lenkungseffekte sind somit regional stark unterschiedlich ausgeprägt. (…) 
Eindeutig und direkt steuernde Wirkung hat die Wohnbauförderung im 
gemeinnützigen Wohnbau. In allen Bundesländern werden die 
Förderungsmodelle in enger Abstimmung mit den Kalkulationsgrundlagen 
der gemeinnützigen Bauvereinigungen optimiert.“ 
Neben dem Volumenseffekt ist auch ein Lenkungseffekt durch die 
Wohnbauförderung auszumachen, der durch unterschiedliche Förderhöhen 
zwischen urbanen und suburban-ländlichen Gebieten entsteht. So sind die 
pro Kopf Wohnflächen im suburbanen Einfamilienhaus durchschnittlich 
deutlich höher, weshalb auch die Förderung, die sich an der Geschoßfläche 
orientiert, pro Kopf für suburbane und ländliche Wohnraumbeschaffung 
höher ausfällt (siehe unten) und damit einen direkten Lenkungseffekt hin 
zur Zersiedelung bewirkt. Mögliche weitere Lenkungseffekte der 
Wohnbauförderung durch verschiedene Förderkriterien und -höhen für Ein- 
und Mehrfamilienhäuser (etwa in Bezug auf Energiekennzahlen) sind nicht 
auszuschließen, wurden aber aufgrund der heterogenen Kriterien in den 
Wohnbauförderungen der Länder nicht abgeschätzt. Es existieren aber 
erste Ansätze, bspw. die Bebauungsdichte in die Bemessung der Höhe der 
Wohnbauförderung mit einbeziehen. 
Darüber hinaus sieht die Wohnbauförderung nach Kenntnis der Autoren 
keine Bedingungen hinsichtlich öffentlicher Verkehrsanbindung oder 
Infrastrukturverfügbarkeit vor, ermöglicht also auch den Neubau in 
unerschlossenem Gebiet. Die Wohnbauförderung ist weder indirekt noch 
direkt mit der Raumplanung verknüpft. Hier könnte – ähnlich der 
Richtlinien zur energetischen Qualität des Gebäudes – eine Konditionalität 
der Förderhöhe helfen, die Ziele einer flächensparenden 
Siedlungsentwicklung durchzusetzen. Erste Ansätze für Anreize zu 
verdichtetem Bauen und Bauen im Ortszentrum sind in den 
Wohnbauförderungen einiger Bundesländer umgesetzt. 
 
 

Wirkungszusammenhang (Komponente II): 5 Punkte 
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Quantifizierung Gesamtvolumen: Im Jahr 2008 erreichte das Volumen der 
Wohnbauförderung ein Allzeithoch von 3,02 Mrd. Euro, davon flossen 2,07 
Mrd. Euro in die Neubauförderung (69%) und 612 Mio. Euro in die 
Sanierung (20%), der Rest wurde für Infrastruktur und Sonstiges 
ausgegeben (Amann, 2009; vgl. Abbildung A). Wie in Abbildung A 
ersichtlich, hatte sich das Gesamtvolumen in den Jahren davor bei ca. 2,5 
Mrd. Euro eingependelt und der Sanierungsanteil bei ca. 20%. Die weitere 
Entwicklung nach der Aufhebung der Zweckbindung der 
Wohnbauförderungsmittel bleibt abzuwarten, sie könnte „zu nachhaltiger 
Effizienzsteigerung oder aber zur langfristigen Aushöhlung dieses wichtigen 
wirtschafts- und sozialpolitischen Instruments führen“ (Amann, 2009). 
Relevantes Volumen: Entscheidend für die Zersiedelung ist der neu 
geschaffene Wohnraum, also jenes Fördervolumen, das für den Neubau 
aufgewendet wird. Von den ca. 2 Mrd. Euro Neubauförderung, muss nun 
jener Teil abgeschätzt werden, der tatsächlich in lose Siedlungsstrukturen 
fließt. Nach Schätzungen von Doubek und Zanetti (1999) wird 30 bis 50% 
des neuen Wohnraumes in Streusiedlungsgebieten geschaffen. 
Berücksichtigt man, dass die Förderungen für Eigenheime 
(Einfamilienhäuser) aufgrund der größeren Wohnfläche höher ausfallen, 
erhöht sich der Anteil der Wohnbauförderung der in zersiedelte Gebiete 
fließt noch und müsste im Bereich von 50% der Neubauförderung liegen. 
Einen weiteren Hinweis liefert Abbildung A, in der die Verteilung der 
Wohnbauförderung auf verschieden Baumaßnahmen dargestellt wird. Ein 
laufend abnehmender Anteil (2008: 12% der gesamten WBF) fließt 
demnach in den Neubau von Eigenheimen, die der klassische Bautyp im 
Zusammenhang mit Zersiedelung sind. Umgelegt auf die Neubauförderung 
stellt der Anteil an Eigenheimen ca. 20% dar (1,4 Mrd. Neubau 
Geschoßwohnbau und 376 Mio. Neubau Eigenheime). Diese 20% stellen die 
unterste Schranke der Schätzung dar, da auch Geschoßwohnbau in Form 
von Kleinwohnanlagen zunehmend in lockeren Siedlungstypen vorkommt. 
Aber selbst wenn die Hälfte des neuen Geschoßwohnbaus den losen 
Siedlungsstrukturen zugerechnet wird, ergibt sich ein Förderanteil von 
max. 44% der für die Zersiedelung relevant ist. 
Vor diesem Hintergrund wird geschätzt, dass max. 40% der 
Neubauförderungsmittel (das entspricht ca. 25% der gesamten 
Wohnbauförderung) die Zersiedelung fördert, umgerechnet also ca. 750 
Mio. Euro.     
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Abbildung A: Ausgaben für die Wohnbauförderung nach Baumaßnahme in Millionen Euro, 
Quelle: Amann (2009) 

 
 

Historische 
Bedeutung 

Die „Meilensteine“ der Entwicklung der Wohnbauförderung lassen sich wie 
folgt zusammenfassen (nach Wurm, 2003): 
„Revitalisierung“ des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds und deutliche 
Erhöhung der Dotierung durch Einführung des 
Wohnbauförderungsbeitrages im Jahre 1952; Errichtung des Wohnhaus-
Wiederaufbaufonds im Jahre 1948, dazu Einführung einer eigenen 
„Einkommensteuer“ („Wohnbaubeiträge“) als bedeutendster finanzieller 
Basis ab 1954; Zweck der Förderung: Finanzierung des Ersatzes für 
Kriegszerstörungen; enger Zusammenhang mit Einführung des 
Wohnungseigentums im Jahre 1948; Schaffung der „Wohnbauförderung 
1954“ als „Vorgängermodell“ der heutigen Förderung; Förderung auch für 
Eigenheime; Finanzierung ebenfalls aus „Wohnbaubeiträgen“; Einstellung 
der „Dreiteilung“ der Förderung durch Zusammenführung in der 
Wohnbauförderung 1968; verstärkte Verpflichtung der Länder zur 
Mitfinanzierung; 1972 Ersatz der „Wohnbaubeiträge“ durch 
zweckgebundene Anteile an der Lohn-, Einkommens- und 
Körperschaftssteuer im Zuge der großen Steuerreform; ab 1984 erweiterte 
Gestaltungskompetenz (Finanzierung) der Länder; 1984: Schaffung des 
Wohnungsverbesserungsgesetzes; 1988/89: „Verländerung“ der 
Wohnbauförderung: Länder erhalten Wohnbauförderungskompetenz für 
Neubau und Sanierung („förderungswürdige“ Bauträger/Personen, 
Einkommensgrenzen, Mietzinsbestimmungen); 1996: Entkoppelung des 
Mittelaufkommens von der Höhe des Wohnbauförderungsbeitrages und der 
zweckgebundenen Anteile – Festsetzung der „Zweckzuschüsse“ des Bundes 
in absoluter Höhe (Aufhebung der zweckgebundenen Anteile); 2001: 
Lockerung (Zweckzuschüsse des Bundes) und Aufhebung (Rückflüsse) der 
Zweckbindung der Mittel. Ergebnis dieser finanziellen und institutionellen 
Absicherung der Förderung sind 1,8 Millionen geförderte Wohnungen seit 
1945 – das sind gute zwei Drittel der gesamten Neubauleistung.„  
Die Wohnbauförderung spielt also bereits im Wiederaufbau nach dem 2. 

Volumen: 4 Punkte 
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Weltkrieg eine wesentliche Rolle, wurde in verschiedenen Schritten 
reformiert und den Ländern übertragen und ist bis heute ein zentrales 
Förderinstrument in der Wohnraumschaffung. Ihre zukünftige Rolle nach 
der Aufhebung der Zweckbindung bleibt abzuwarten. 
 
 

Bewertung 

Wirkungszusammenhang (A) 
 

4 

Volumen (B) 
 

4 

   

Relevanz (C=A*B/10)* 
 

1,6 

Historische Bedeutung (D) 
 

10 

Gesamtbewertung (C*D/10)** 

 

1,6 

* Relevanz C ergibt sich aus Wirkungszusammenhang A (wie direkt wirkt die ECSM auf die Zersiedelung; siehe 
Wirkung) und dem Volumen B (siehe Quantifizierung), also aus A*B/10 
** Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Relevanz (die aktuell auf jährlicher Basis bewertet wurde) und der 
historischen Bedeutung (wie lange wirkt die ECSM in dieser Form bereits auf die Zersiedelung) 

 

ECSM: Förderung Bausparen 

Kategorie Ordnungspolitisch mit fiskalischer Komponente 

Beschreibung Die ursprüngliche Idee der Bausparkassen ist die Bereitstellung günstiger 
Bauspardarlehen durch einen Zusammenschluss vieler einzelner Sparer. 
Die Bausparer ermöglichen während der Ansparphase mit ihren Einlagen in 
den Bausparvertrag die Vergabe von günstigen Krediten an jene, die sich 
bereits in der aktiven Bauphase befinden. Besonders attraktiv wurde das 
Bausparen durch staatliche Prämien, mit denen der Staat die 
Wohnraumschaffung unterstützt.  
Mittlerweile wird das Bausparen allerdings nicht mehr nur für die 
Eigenheimerrichtung oder die Wohnraumschaffung verwendet, sondern als 
attraktive Sparform für verschiedenste Anlässe eingesetzt. Die Förderung 
der einbezahlten Bausparprämien ist nämlich nicht abhängig von der 
späteren Verwendung des Bausparvertrages, dieser wird davon unabhängig 
generell gefördert: „Ob das angesparte Kapital zum Kauf eines Autos, zur 
Wohnungsverbesserung, als Zusatzpension oder auch als 
Weihnachtsgeschenk für die Enkelkinder verwendet wird, ist dem Staat 
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egal“ (aus dem Werbetext eines Finanzdienstleisters).24 

Zuständigkeit Die Förderung der Bauspareinlagen obliegt dem Bund 

Wirkung Ähnlich wie bei der Wohnbauförderung kann das geförderte Bausparen 
einen Volumenseffekt haben. Die Frage inwiefern ein Bausparvertrag 
tatsächlich Bauaktivitäten auslösen kann, ist schwer zu quantifizieren. Es 
gelten hier analog die Überlegungen zur Wohnbauförderung, im 
wesentlichen die Erkenntnis, dass ein geförderter Bausparvertrag mit dem 
verbundenen Darlehen, die Finanzierung mit Fremdkapital deutlich 
vereinfacht und insofern sehr wohl einen Einfluss auf die Bauentscheidung 
haben kann.  
Da die Bausparverträge aber von der Verwendung unabhängig ausbezahlt 
werden, gibt es im Gegensatz zur Wohnbauförderung keinen 
Lenkungseffekt über bessere Konditionen für Einfamilienhäuser. 
 
 

Quantifizierung Gesamtvolumen: Im Jahr 2010 ist die Anzahl der Bausparkonten in 
Österreich von 5,04 Mio. auf 5,1 Mio. angestiegen25. Dabei wurde die 
maximale Einlage die staatlich gefördert wird auf 1200 Euro pro Jahr 
erhöht. Ca. 60% der Bausparer haben bereits diese höhere 
Prämiengrundlage genutzt, laut Schätzungen des Arbeitsforums 
österreichischer Bausparkassen wird dieser Anteil bereits nächstes Jahr auf 
80% steigen. Man kann also davon ausgehen, dass ein Großteil der 
geförderten Prämien auch tatsächlich ausgeschöpft wird. Damit ergibt sich 
eine Grundlage für die staatliche Bausparprämie von ca. 6 Mrd. Euro pro 
Jahr. Die jährlich neu festgelegte staatliche Förderung beträgt 2010 3,5% 
(KESt frei). Damit ergibt sich ein Subventionsvolumen pro Jahr von über 
200 Mio. Euro.  
Anteil Zersiedelung: Wiederum von der Schätzung ausgehend, dass 30 bis 
50% des Neubaus in zersiedelten Gebieten passiert und unter der 
Annahme, dass die Inanspruchnahme von Bausparverträgen über alle 
Bauvorhaben gleich verteilt ist, kann man von ca. 40% des 
Gesamtvolumens ausgehen, das für die Zersiedelung relevant ist. Das 
entspricht einer Summe von 80 Mio. Euro. Davon abzuziehen wären noch 
jene Bausparverträge, die für andere Zwecke verwendet werden, dazu 
liegen allerdings keine Daten vor. 
 
 

Historische 
Bedeutung 

Bausparen hat in Europa und auch in Österreich eine lange Tradition. Die 
erste österreichische Bausparkasse (Allgemeine Bausparkasse - ABV) 
wurde 1929 in Wien gegründet und hatte bereits bei der Finanzierung von 
Eigenheimen nach dem ersten Weltkrieg eine wichtige Rolle, die später im 
Wiederaufbau nach dem zweiten Weltkrieg noch zentraler wurde. Eine 
staatliche Prämie für die Einzahlungen in Bausparverträge gibt es allerdings 
noch nicht über den gesamten Betrachtungszeitraum. In den Jahren 2000 
bis 2010 lag die Bausparprämien zwischen 3,5 und 4,5 %, die 

Wirkungszusammenhang (Komponente II): 3 Punkte 

Volumen: 0,5 Punkte 
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Höchstprämie waren mit 35 bis 45 Euro begrenzt26. Frühere historische 
Daten liegen nicht vor. 
 
 

Bewertung 

Wirkungszusammenhang (A) 
 

2,4 

Volumen (B) 
 

0,5 

   

Relevanz (C=A*B/10)* 
 

0,12 

Historische Bedeutung (D) 
 

5 

Gesamtbewertung (C*D/10)** 

 

0,06 

* Relevanz C ergibt sich aus Wirkungszusammenhang A (wie direkt wirkt die ECSM auf die Zersiedelung; siehe 
Wirkung) und dem Volumen B (siehe Quantifizierung), also aus A*B/10 
** Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Relevanz (die aktuell auf jährlicher Basis bewertet wurde) und der 
historischen Bedeutung (wie lange wirkt die ECSM in dieser Form bereits auf die Zersiedelung) 

 

 
 

Hypothese 6 
Die Förderung der Wohnraumschaffung treibt die Zersiedelung, da neue Flächen – unter anderem 
aufgrund der Baulandhortung in zentraleren Lagen – großteils außerhalb der bestehenden 
Siedlungsgrenzen erschlossen werden (müssen). Die Wohnbauförderung ist also in Kombination mit dem 
Angebot an Bauland im suburban-ländlichen Raum entscheidend und bzgl. Volumen und historischer 
Bedeutung ein Instrument, das die Zersiedelung nicht unwesentlich mit bestimmt hat.   

Volumen: 5 Punkte 
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2.2.3.5 Bedürfnisfeld Mobilität 

2.2.3.5.1 Wirkungszusammenhang: Mobilität und Zersiedelung 

In einer Reihe von Studien wird untersucht, wie sich die räumliche Entwicklung auf die 
Verkehrsinfrastruktur, das Verkehrsverhalten, das Verkehrsaufkommen und die verbundenen 
Umweltfolgen auswirkt. Der konstatierte Zusammenhang ist eindeutig: Zersiedelung führt zu 
erhöhtem Verkehrsaufkommen und damit zu Kosten und Umweltschäden. 
In dieser Arbeit ist hingegen die umgekehrte Frage entscheidend, nämlich inwiefern Mobilität 
die Zersiedelung fördert. In Tabelle 1 wurde günstige Mobilität als eine wesentliche 
Voraussetzung für die dezentrale Ansiedelung identifiziert – ist also zweifellos ein zentraler 
Aspekt im Kontext der Zersiedelung. Ausgehend von den Bedürfnissen und Ansprüchen, die 
private Haushalte an suburban-ländliche Wohnsituationen stellen (siehe Tabelle 1, Seite 43), 
hat die Mobilität den Charakter eines Substituts für die räumliche Nähe in vielen 
Bedürfnisfeldern. Bspw. kann die unmittelbare, räumliche Nähe zum Arbeitsplatz, zur 
Kinderbetreuung, zur Nahversorgung, etc. durch günstige Mobilität substituiert werden. Die 
potenziell ersetzbaren Bedürfnisse sind in Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden 
werden. (aufbauend auf Tabelle 1) grau hinterlegt. Hingegen ist eine Reihe von 
Bedürfnisfeldern komplementär zur Mobilität, es braucht also jeweils beides. An einem Beispiel 
heißt das: Es muss entweder ein Arbeitsplatz in räumlicher Nähe oder Mobilität gegeben sein – 
das verfügbare Bauland muss aber zusätzlich zur Mobilität vorhanden sein. Aus dieser 
Kategorisierung wird deutlich, dass insbesondere die soziale Infrastruktur, der suburbane 
Arbeitsplatz und die Nahversorgung durch Mobilität ersetzt werden können, wohingegen die 
technische Infrastruktur und die Wohninfrastruktur (insbesondere das verfügbare Bauland) 
komplementär zur Mobilität sind.  
Daraus kann abgeleitet werden, dass das Vorhandensein von Mobilität keine notwendige 
Bedingung für die Ansiedelung um suburban-ländlichen Raum ist, sondern als Substitut eine 
Reihe anderer Bedürfnisfelder abdecken kann und damit in Summe ein stärkerer Treiber für 
die Zersiedelung sein kann, als ein singuläres Bedürfnisfeld (wie bspw. Nahversorgung oder 
Freizeitangebot). Ein eindeutig positiver Zusammenhang zwischen Flächenverbrauch und 
Erreichbarkeit kann auch statistisch festgestellt werden: 
„Insgesamt kann damit ausgesagt werden, dass der erwartete Siedlungs- und 
Verkehrsflächenbestand einer Region umso höher ist, je besser die verkehrliche Erreichbarkeit 
von Oberzentren und Autobahnanschlüssen ausfällt, (…)“ (Siedentop et al, 2009, S. 38) 
Als Erklärungsgröße der Zersiedelung gilt dabei die verkehrliche Erreichbarkeit oder das 
Niveau der Mobilität, wobei öffentlicher und individueller Verkehr die Erreichbarkeit 
gleichermaßen erhöhen kann, der Individualverkehr allerdings zu deutlich höheren Kosten 
(monetär und ökologisch) führt. 
 

Tabelle 3: Bedürfnisse und Anreize, die durch Mobilität substituierbar sind. Quelle: Eigene Darstellung 

Bedürfnisfelder – Voraussetzungen für Ansiedelung 

Verfügbarer, günstiger Baugrund Mobilität 

 o Individuelle Mobilität (vorw. PKW) 
o Gutes Angebot Öffentlicher Verkehr 

Technische Infrastruktur Soziale Infrastruktur 
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(viele dieser sozialen Dienste werden 
mittlerweile auch mobil angeboten und sind 
damit ein Substitut zum Bedürnisfeld 'eigene 
Mobilität') 
o Kinderbetreuung (Kindergärten und 

Kleinkindbetreuung) 
o Jugendbetreuung 
o Schulen 
o Altenbetreuung und Pflege (mobil und 

stationär) 
o Gesundheitsversorgung (Niedergelassene 

Ärzte, Krankenhäuser, Krankenbetreuung, 
Heimhilfen, etc.) 

o Notdienste und Sicherheit: Rettung, 
Feuerwehr und Polizei 

o Abwasserentsorgung (inkl. Kanalisation, 
Kläranlagen) 

o Wasserversorgung 
o Strom 
o Gas 
o Fernwärme 
o Breitband, Mobilnetze, WLAN 
o Telefon 
o Kabel (TV, Breitband) 
o Verkehrserschließung (Straßenanschluss, 

Straßenbeleuchtung, Parkraum, ÖPNV, etc.) 
o Müllabfuhr, Altstoffsammelstellen 
o Post 
o Schneeräumung 
o Immissionsschutz (z.B. Lärmschutzanlagen) 

o Kultur, Sport und Freizeiteinrichtungen 
o Beratung (Familien, Mütter, psychosozialer 

Dienst) 

Wohnraumschaffung Dezentrale Wirtschaftsstrukturen 

o Technisch mögl. und finanzierbarer Hausbau 
(freistehender Gebäude, EFH, dezentral) 

o Dezentral angesiedelte Arbeitgeber  
o Nahversorgung mit Konsumgütern und 

Dienstleistungen 
 
„Noch schwerwiegendere Auswirkungen auf die Siedlungsstruktur hat die direkte wie die 
indirekte Subventionierung des Autoverkehrs, die das suburbane Wohnen, Einkaufen und 
Arbeiten in der heutigen Dimension überhaupt erst ermöglicht. Trotz Kfz- und Benzinsteuern, 
trotz Vignette, Maut und Parkgebühren werden die Kosten des motorisierten 
Individualverkehrs zu einem großen Teil von der Allgemeinheit getragen – zumal nicht nur die 
Ausgaben für Straßenausbau und -sanierung zu Buche schlagen, sondern beispielsweise auch 
die Folgekosten von Autounfällen oder das viel zu günstige, meist aber kostenlose Parken im 
öffentlichen Raum. Dazu kommen steuerliche Vergünstigungen (sei es für PendlerInnen, sei es 
für InhaberInnen von Firmenautos), die in erster Linie jene lukrieren, die im so genannten 
Speckgürtel der Städte wohnen. So hat Wiens Nachbarbezirk Mödling (und nicht etwa die 
Grenzlandbezirke Gmünd oder Zwettl) den höchsten Anteil an BezieherInnenn der 
Pendlerpauschale – und ist gleichzeitig der wohlhabendste Bezirk Österreichs, was die 
Pendlerförderung nicht nur siedlungs- und verkehrspolitisch, sondern auch sozialpolitisch in 
Frage stellt. Von den zehn Gemeinden mit der höchsten Kaufkraft Österreichs befinden sich 
neun vor den Toren Wiens! 
Allein in die Bundeshauptstadt pendeln täglich 261.000 Menschen aus der Ostregion ein, 
insbesondere aus dem „Speckgürtel“ – und es werden zunehmend mehr. Denn alljährlich 
wandern 5.000 WienerInnen ins Stadtumland ab, ohne deshalb ihre angestammten Arbeits-, 
Studien- und Schulplätze aufzugeben. Lediglich 22% der PendlerInnen aus dem Bezirk Mödling 
nutzen für ihren täglichen Weg nach Wien öffentliche Verkehrsmittel, im Bezirk Wien- 
Umgebung sind es nicht einmal 17%. Die dünn besiedelten Suburbs sind mit Bahn oder Bus 
nicht mehr zu erschließen – und selbst jene PendlerInnen, die in der Nähe von Bahnhöfen 
wohnen, steigen mehrheitlich ins Auto: zum Teil liegt ihr Arbeitsplatz nicht mehr im Zentrum, 
sondern an der Peripherie Wiens und ist kaum mehr mit öffentlichem Verkehr erreichbar, zum 
Teil fahren sie am Heimweg noch einkaufen – ins Shopping Center an der Autobahnabfahrt. 
Immer mehr Menschen pendeln auch gar nicht mehr in die Stadt, sondern bereits innerhalb 
des „Speckgürtels“: Während die Zahl der Arbeitsstätten in Wien zwischen 1991 und 2001 um 
22% zunahm, verzeichneten die Bezirke Wien- Umgebung und Korneuburg im selben 
Zeitraum Zuwächse von 42 beziehungsweise 50% – auch dank 
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Wirtschaftsförderungsmaßnahmen von Bund und Land, die mit ihren Subventionen keinerlei 
Standortbedingungen im raumplanerischen Sinn verknüpfen“. (Seiß, 2006) 

 

2.2.3.5.2 Mobilitätsfördernde Support Measures 

Die Environmentally Counterproductive Support Measures im Bereich Verkehr wurden für 
Österreich von Kletzan et al (2004) im Detail untersucht, die davon ausgehen, dass es sich 
beim Verkehr um einen Wirtschaftssektor handelt, in dem die Support Measures besonders 
relevant sind.  
Dabei sind ein Volumens- und ein Lenkungseffekt zu beobachten: Gesamtwirtschaftlich 
betrachtet zeigt sich, dass die Preise der Mobilität die tatsächlichen Kosten nicht decken, was 
der Situation einer öffentlichen Subvention des Verkehrs insgesamt gleichkommt und das 
Aktivitätsniveau, sowie die damit verbundenen negativen Auswirkungen auf die Umwelt, 
zusätzlich erhöht. Es wird aber nicht nur durch verschiedene Maßnahmen die Mobilität 
insgesamt subventioniert, sondern durch einige Support Measures werden auch gezielt jene 
Verkehrsarten gefördert, welche eine besonders hohe Umweltrelevanz haben. Die Support 
Measures der öffentlichen Hand erhöhen also das Mobilitätsniveau insgesamt und 
führen zu einer Verzerrung bei der Verkehrsart hin zu umweltschädlicheren 
Verkehrsmitteln.  
Im Sinne der Definition von ECSM sind Support Measures im Verkehrsbereich auch deshalb 
besonders relevant, da die intendierten positiven Effekte – konkret soll billige Mobilität das 
Wirtschaftswachstum fördern – in einer entwickelten Ökonomie sehr unsicher sind. Den 
deutlich negativen Umwelteffekten der Mobilitätsförderung stehen heute fragliche positive 
Externalitäten gegenüber, womit die historisch gesehen sinnvolle Argumentation für 
Verkehrsförderung zunehmend in Frage gestellt wird. 
Kletzan et al (2004) identifizieren ordnungsrechtliche und fiskalische Support Measures, die in 
Österreich auf die Mobilität wirken und damit auch die Zersiedelung fördern. Die 
nachstehenden Ausführungen der einzelnen ECSM im Bedürfnisfeld Mobilität basieren auf eben 
dieser Studie und wurden um eigene Überlegungen ergänzt. 
 

ECSM: Pendlerförderung (Penderpauschale- und -beihilfen)27 

Kategorie Fiskalisch 

Beschreibung Pendlerpauschale: Im Einkommenssteuergesetz (§ 16 Abs. 3) ist die 
Absetzbarkeit für Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte vorgesehen (Werbungskostenpauschale). Beträgt die einfache 
Fahrtstrecke weniger als 20 km, werden die Ausgaben pauschal durch den 
Verkehrsabsetzbetrag abgegolten. Bei Streckenlängen über 20 km und 
Zumutbarkeit (wird aufgrund der benötigten Zeit festgestellt) der 
Benützung von öffentlichen Verkehrsmitteln wird die kleine 
Pendlerpauschale gewährt. Ist die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel 
aus zeitlichen Gründen, aufgrund einer Gehbehinderung oder gänzlich 
unmöglich, so kann die große Pendlerpauschale beantragt werden.  
Die Pendlerpauschale wird in Form eines Steuerfreibetrages gewährt. Das 
bedeutet von den angeführten Beträgen muss keine Lohnsteuer entrichtet 

Wirkungszusammenhang (Komponente I): 8 Punkte 
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werden (die tatsächliche Steuerersparnis liegt bei ca. 36,5-50% des 
angeführten Betrages, abhängig von der jeweiligen Steuerbemessungs-
grundlage).  
Die Berechnung der Pendlerpauschale erfolgt nach der Wegstrecke des 
öffentlichen Verkehrsmittels, unabhängig davon, ob der Weg tatsächlich 
mit dem eigenen PKW oder einem öffentlichen Verkehrsmittel zurückgelegt 
wird.  
Kleine Pendlerpauschale 
Die kleine Pendlerpauschale kann beantragt werden, wenn die Fahrtstrecke 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte in eine Richtung mindestens 20 
Kilometer ausmacht und wenn die Benützung eines Massenverkehrsmittels 
möglich und zumutbar ist. Als zumutbar gilt für die einfache Wegstrecke 
eine Wegzeit von 1,5 h (unter 20 km), 2 Stunden (ab 20 km) und 2,5 h (ab 
40 km).  
Die Sätze 2008/2009 betragen ab 20 km (Wegstrecke von der 
nächstgelegenen Wohnung zur Arbeitsstätte) jährlich 630 Euro, ab 40 km 
1242 Euro und ab 60 km 1857 Euro pro Jahr.  
Große Pendlerpauschale 
Die große Pendlerpauschale gibt es, wenn der Arbeitsplatz mindestens zwei 
Kilometer vom Wohnort entfernt ist die Benützung von öffentlichen 
Verkehrsmitteln an mehr als der Hälfte der Arbeitstage auf der 
überwiegenden Strecke (mehr als 50%) nicht möglich ist, oder die 
Benützung eines öffentlichen Verkehrsmittels nicht zumutbar ist. 
Das große Pendlerpauschale beträgt für das Jahr 2008/2009 bei einer 
einfachen Fahrtstrecke zwischen Wohnung und Arbeitsstätte von 2 bis 20 
Kilometern 342 Euro jährlich, bei einer Fahrtstrecke zwischen 20 und 40 
Kilometern werden 1.356 Euro jährlich, bei einer Strecke von 40 bis 60 
Kilometer 2.361 Euro jährlich und bei einer Fahrtstrecke von mehr als 60 
Kilometern beträgt das große Pendlerpauschale 3.372 Euro jährlich. 
Pendlerbeihilfen: 
Pendlerbeihilfen sind - zu den bundesweit relevanten Pendlerpauschalen - 
zusätzliche Landesförderungen für PendlerInnen, die es in folgenden 
Bundesländern gibt28: 

• Steiermark 
• Tirol 
• Oberösterreich 
• Niederösterreich 
• Burgenland 
• Kärnten 

Die Förderhöhe ist dabei von Land zu Land unterschiedlich und wiederum 
von der Kilometerzahl abhängig. Bspw. vergibt Tirol Beihilfen bis zu 291 
Euro und Oberösterreich von 144 bis zu 279 Euro.  

Zuständigkeit: Die Pendlerpauschale fällt als Lohnsteuersache in die Kompetenz des 
Bundes, Pendlerbeihilfen werden zusätzlich durch die Länder vergeben 

Wirkung: Laut Kletzan et al (2004, S. 153) besteht die „problematische Auswirkung 
dieser Fördermaßnahme in einer tendenziellen Förderung eines ohnehin 
schwer aufzuhaltenden Trends mit negativen Umweltauswirkungen: der 
Zersiedelung des ländlichen Raumes (….)“.  
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Der Wirkungszusammenhang liegt konkret darin, dass Mobilitätskosten, die 
eine fast zwingende Folge- oder Begleiterscheinung suburbanen Wohnens 
sind, reduziert werden. Auch wenn aufgrund der Größenordnung der 
Förderung in Relation zu den auftretenden Mobilitätskosten bei der 
Pendlerpauschale nicht von einem direkten Anreiz gesprochen werden 
kann, so wird zumindest der Anreiz, die Distanz zwischen Wohn- und 
Arbeitsort nicht zu vergrößern, deutlich abgeschwächt. Zudem ist davon 
auszugehen, dass sich die Menschen die tatsächlichen monetären 
Auswirkungen nicht konkret durchrechnen, aber die Existenz der 
Pendlerpauschale ihnen bekannt ist und dass dadurch höhere 
Mobilitätsnotwendigkeiten und -kosten im Rahmen einer 
Wohnentscheidung insgesamt durch die Bevölkerung unterschätzt werden. 
Diese Wirkung kann einen entscheidenden Einfluss auf 
Wohnentscheidungen haben. 
In einer Studie, die im Auftrag der Europäischen Automobilclubs erstellt 
wurde, werden für das Jahr 2009 durchschnittliche Mobilitätskosten von 
487 Euro pro Monat für einen motorisierten Haushalt in Österreich 
ausgewiesen29. Damit betragen die Mobilitätskosten für einen Auto-
Haushalt im Durchschnitt 5.844 Euro pro Jahr. Da es sich hier um einen 
Durchschnitt handelt, kann man davon ausgehen, dass PendlerInnen im 
suburbanen und ländlichen Raum noch deutlich höhere Kosten zu tragen 
haben. Das Land Tirol berechnet die Mobilitätskosten der PendlerInnen30 
und schätzt dabei die PKW-Kosten (inkl. Wertverlust, Wartung, Reifen, 
Nebenkosten, Kraftstoff) auf 42 Cent pro km (Stand 2/2009). Der ÖAMTC 
analysiert verschiedene Automarken und errechnet daraus 
durchschnittliche Kosten für einen PKW von 46,2 Cent pro km (gerechnet 
auf 5 Jahre, 12.000 km Jahresfahrleistung, Stand 7/2008)31. Für viele 
Modelle liegen die Kosten deutlich höher im Bereich von 70 bis 80 
Cent/km32. Geht man von aktuellen Preisen 2010 aus kann also ein km-
Satz von 50 Cent als durchaus realistisch zugrunde gelegt werden. Damit 
ergeben sich für einen Pendler mit 50 km Wegstrecke bei 220 Arbeitstagen 
jährliche Kosten allein für den Arbeitsweg von 11.000 Euro. Hinzu kommen 
weitere Fahrten zu Freizeitzwecken, Einkäufe, etc. Den Kosten von 11.000 
Euro pro Jahr steht eine Pendlerpauschale von 1.242 Euro (klein) bzw. 
2.361 Euro (groß) gegenüber (wovon jeweils nur 40% tatsächliche 
Förderungen durch Reduktion der Lohnsteuer sind).  
Im Hinblick auf die Wirkung der Pendlerpauschale auf die Zersiedelung 
kann man folgern, dass günstige Mobilität zwar direkt auf die Zersiedelung 
wirkt, die Pendlerpauschale aber einen begrenzten Einfluss auf die 
Gesamtkosten der Mobilität hat.  
 
 

Quantifizierung Gesamtvolumen: Laut Statistik Austria  (2007) hatten im Jahr 2001 
lediglich 0,3 Mio. Erwerbstätige ihre Arbeitsstätte am Wohngrundstück, die 
restlichen 3,3 Mio. sind damit definitionsgemäß PendlerInnen. Dabei 
werden von 2,1 Mio. Erwerbstätigen die täglichen Arbeitswege mit Auto, 
Motorrad oder Moped zurückgelegt. Im Jahr 2008 haben insgesamt 

Wirkungszusammenhang (Komponente II): 6 Punkte 
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808.944 Steuerpflichtige die Pendlerpauschale in Anspruch genommen, 
wobei das Gesamtvolumen an gewährten Pendlerpauschalen 734,5 Mio. 
Euro ausmachte (Statistik Austria, Haupterhebungsmerkmale der 
Lohnsteuerstatistik 200833). Dieser Betrag mindert die 
Bemessungsgrundlage der Lohnsteuer, als tatsächlicher Steuerausfall und 
damit effektive Förderung schlagen sich davon ca. 30% nieder 
(angenommener Grenzsteuersatz). Damit beträgt im Jahr 2008 die 
effektive Förderung aus der Pendlerpauschale 294 Mio. Euro.  
Da für die Pendlerbeihilfen der Länder keine detaillierten Zahlen vorliegen, 
muss das Volumen geschätzt werden. Da es nur in 6 Bundesländern 
Beihilfen gibt, kann angenommen werden, dass die Zahl der 
Anspruchberechtigten entsprechend geringer ist als bei der 
Pendlerpauschale. Geht man von ca. 550.000 BezieherInnen und einem 
durchschnittlichen Fördersatz von 200 Euro pro Jahr aus, kommen für die 
Pendlerbeihilfen weitere 110 Mio. Euro als Landesförderung hinzu.  
Das Gesamtvolumen der Pendlerförderungen beläuft sich also auf ca. 400 
Mio. Euro pro Jahr. 
Relevantes Volumen: Laut Statistik Austria (2007) macht der Anteil jener 
Pendelfahrten, die mehr als 30 Minuten dauern, ca. 25 % aus, der Anteil 
der Fahrten über 15 Minuten macht 58% der Pendelfahrten aus. Von den 
Pendlern sind ca. 30% Binnenpendler innerhalb der Gemeinde, 70 % sind 
Auspendler (davon wiederum 30% in eine andere Gemeinde desselben 
politischen Bezirks, 50% in einen anderen politischen Bezirk desselben 
Bundeslandes, 18% in ein anderes Bundesland und 2 % ins Ausland).  
Da keine spezifischen Daten zur Verteilung der Pendlerpauschale nach 
Siedlungsstruktur vorliegen, muss auf dieser Basis eine Schätzung für den 
„Zersiedelungsanteil“ vorgenommen werden. Für jene Fahrten, die mit 
Zersiedelung in Zusammenhang stehen, wäre aufgrund der 
Auspendlerquote von 70% ein höherer Anteil denkbar, von den Fahrzeiten 
ausgehend scheint aber ein Wert von max. 40% realistisch. Da jedoch für 
längere Fahrten nach Suburbia auch höhere Pendlerpauschalen ausbezahlt 
werden, verschiebt sich der Anteil bei Betrachtung der monetären 
Aufteilung. Ein Anteil von min. 50% der Pendlerpauschale, die für Fahrten 
in zersiedelte Gebiete ausbezahlt wird, scheint aufgrund dieser Daten 
realistisch. Damit betragen die für die Zersiedelung relevanten 
Pendlerförderungen von Bund und Ländern ca. 200 Mio. Euro. pro Jahr 
 
 

Historische 
Bedeutung 

Öffentliche Förderung im Bereich des Individualverkehrs und damit auch 
von Pendlern gab es bereits seit den 60er Jahren, allerdings wurde die 
Pendlerpauschale in der heutigen Form erst im Einkommenssteuergesetz 
im Jahr 1988 durch Neuregelung der Absetzbarkeit von Kosten für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte geschaffen (§ 16 Abs. 1 Z 6 EStG 
1988).   
 
 

Volumen: 1 Punkt 

Historische Bedeutung: 7 Punkte 
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Bewertung 

Wirkungszusammenhang (A) 
 

4,8 

Volumen (B) 
 

1 

   

Relevanz (C=A*B/10)* 
 

0,48 

Historische Bedeutung (D) 
 

7 

Gesamtbewertung (C*D/10)** 

 

0,34 

* Relevanz C ergibt sich aus Wirkungszusammenhang A (wie direkt wirkt die ECSM auf die Zersiedelung; siehe 
Wirkung) und dem Volumen B (siehe Quantifizierung), also aus A*B/10 
** Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Relevanz (die aktuell auf jährlicher Basis bewertet wurde) und der 
historischen Bedeutung (wie lange wirkt die ECSM in dieser Form bereits auf die Zersiedelung) 

 

ECSM: Amtliches Kilometergeld34 

Kategorie Fiskalisch 

Beschreibung Für das Amtliche Kilometergeld gibt es zwei rechtliche Grundlagen: 
Einerseits § 26 des Einkommenssteuergesetzes, nach dem „Leistungen des 
Arbeitgebers, die nicht unter Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 
fallen“ von der Einkommenssteuer abgesetzt werden. Darunter fallen 
insbesondere Dienstreisen oder Fahrten die beruflich veranlasst sind. Bei 
Verwendung eines PKW sind aktuell 0,42 Euro pro km (BMF, 2010) 
steuerfrei (bis zu 30.000 km). Bei diesem Satz nimmt die 
Steuergesetzgebung Bezug auf die zweite wichtige Rechtsgrundlage: die 
Reisegebührenverordnung, welche ursprünglich für die 
Reisekostenabrechnung von Bundesbediensten erlassen wurde. Viele 
Dienstgeber orientieren sich auch bei dem von ihnen gewährten 
Kostenersatz an den km-Sätzen der Reisegebührenverordnung. 

Zuständigkeit Das Amtliche Kilometergeld fällt in die Kompetenz des Bundes 

Wirkung Der amtliche Kilometersatz deckt neben den Betriebskosten auch 
Fixkostendes PKWs ab. Der Dienstnehmer kann also über die Nutzung des 
privaten PKW für Dienstzwecke auch teilweise seine Fixkosten, die auch bei 
privater Nutzung anfallen würden, finanzieren. Da der private PKW auch für 
Dienstreisen verwendet werden kann, wenn öffentliche Verkehrsmittel zu 
Verfügung stehen, leitet sich daraus zusätzlich ein Lenkungseffekt hin zum 
motorisierten Individualverkehr ab. Für die Zersiedelung entscheidend ist 
die Wirkung in eine zweite Richtung (Kletzan et al, 2004, S. 156): „Bei 
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systemgebundenen Investitionen des Dienstnehmers in Güter zur Deckung 
des Mobilitätsbedürfnisses, hat ein privater PKW aufgrund der teilweisen 
Finanzierungsmöglichkeit durch Dienstreisen einen Vorteil im Vergleich zu 
Investitionen in teureren Wohnraum in Nähe guter öffentlicher 
Verkehrsbindungen“, oder im urbanen Kerngebiet. Wenn wie in Kapitel 
2.2.2.1 diskutiert, die Entscheidung zwischen ohnehin teurerem urbanem 
Wohnraum (ohne Mobilitätszwang) und suburbanem Wohnen (mit 
Mobilitätszwang) getroffen werden muss, dann stellt die 
Quersubventionierung der Mobilitätskosten über Dienstreisen einen Anreiz 
dar, sich für das suburbane Gebiet zu entscheiden. Eine Argumentation, die 
so auf alle Support Measures umgelegt werden kann, die eine 
Vergünstigung der Mobilität nach sich ziehen. Die Wirkung auf die 
Zersiedelung ist also relativ indirekt. 
 
 

Quantifizierung Gesamtvolumen: Auskünften des Finanzministeriums zufolge (siehe 
Kletzan et al, 2004, S. 155) beträgt die jährliche Steuerminderung durch 
das amtliche Kilometergeld ca. 180 Mio. Euro. Bei Verwendung eines 
entsprechender Grenzsteuersätze entspricht das einem Absetzbetrag von 
ca 600 Mio. Euro. Das entspricht einer abgerechneten Fahrleistung von ca. 
1.700 Mio. km oder 3,8% der Gesamten PKW Fahrleistung pro Jahr. 
Die umweltkontraproduktive Wirkung ergibt sich nun aus jenem Anteil 
dieses Absetzvolumens, das für den Fixkostenanteil und damit zur 
Querfinanzierung verwendet werden kann. Wird ein Fixkostenanteil am 
Kilometergeld von rund 25 Cent unterstellt, dann rechnen Autofahrer bei 
einer Kilometerleistung von 1.700 Mio. km insgesamt 425 Mio. Euro an 
Fixkosten steuerlich ab. Bei einem Grenzsteuersatz von 30% kommt das 
einer Förderung der motorisierten, individuellen Mobilität von ca. 128 Mio. 
Euro pro Jahr gleich. 
Relevantes Volumen: Die Datenlage erfordert eine Schätzung jenes Anteils 
an amtlichem Kilometergeld, der für die Quersubvention von Mobilität 
aufgewendet wird, die mit Zersiedelung in Verbindung steht. Geht man von 
einer Gleichverteilung von Kilometergeldbeziehern über verschiedene 
Siedlungstypen aus, dann entspricht der Anteil welcher für die Zersiedelung 
relevant ist jenem an Haushalten die in zersiedelten Gebieten wohnen. Aus 
der Häuser- und Wohnungszählung (Statistik Austria, 2001) errechnet sich 
ein Anteil von Wohnungen in Ein- oder Zweifamilienhäusern von knapp 
50%. Der Trend zu Kleinwohnanlagen mit 3 bis 10 Wohnungen in 
zersiedelten Gebieten und die Einfamilienhäuser in kompakten Ortskernen 
wirken entgegengesetzt und dürften, obwohl keine exakten Daten 
vorliegen, die Aufteilung nicht substantiell verschieben. Damit beträgt das 
Fördervolumen das mit Zersiedelung in Verbindung gebracht werden kann 
ca. 64 Mio. Euro pro Jahr. 
 
 

Historische 
Bedeutung 

Aufgrund der geringen Relevanz der Maßnahme nicht recherchiert. 
 

Wirkungszusammenhang (Komponente II): 3 Punkte 

Volumen: 0,3 Punkte 

Historische Bedeutung: 5 Punkte 
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Bewertung 

Wirkungszusammenhang (A) 
 

2,4 

Volumen (B) 
 

0,3 

   

Relevanz (C=A*B/10)* 
 

0,07 

Historische Bedeutung (D) 
 

5 

Gesamtbewertung (C*D/10)** 

 

0,04 

* Relevanz C ergibt sich aus Wirkungszusammenhang A (wie direkt wirkt die ECSM auf die Zersiedelung; siehe 
Wirkung) und dem Volumen B (siehe Quantifizierung), also aus A*B/10 
** Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Relevanz (die aktuell auf jährlicher Basis bewertet wurde) und der 
historischen Bedeutung (wie lange wirkt die ECSM in dieser Form bereits auf die Zersiedelung) 

 
 

ECSM: Stellplatzverpflichtung35 

Kategorie Ordnungspolitisch 

Beschreibung Neben dem fließenden ist auch der ruhende Verkehr ein wesentlicher 
Aspekt der Mobilität. Hier spielt das Parkproblem eine besondere Rolle, das 
in Österreich mit Hilfe des Ordnungsrechts gelöst wird. Die Bau- bzw. 
Garagenordnungen beinhalten bundesweit Verpflichtungen, im Zuge des 
Baus von Wohn- oder Betriebsanlagen eine bestimmte Anzahl an PKW-
Abstellplätzen zu errichten. Diese Verpflichtungen sind unabhängig vom 
tatsächlichen Bedarf oder der Anbindung an öffentliche Verkehrsmittel, seit 
2001 ist zumindest der nachträgliche Verkauf von Stellplätzen getrennt 
vom Wohnungseigentum möglich. Da die vorgeschriebenen Stellplätze zu 
den förderbaren Gesamtbaukosten zählen, werden sie zusätzlich aus 
Mitteln der Wohnbauförderung subventioniert. Eine Unterscheidung je nach 
Siedlungsgebiet gibt es in den Stellplatzverpflichtungen nicht. 

Zuständigkeit: Bauordnungen bzw. Garagenordnungen der Länder, die auf die 
Reichsgaragenordnung aus dem Jahr 1939 zurückgeht. Die Regelungen der 
Landesgesetze bzgl. Anzahl und Größe der Stellplätze werden durch 
Stellplatzverordnungen der Gemeinden konkretisiert. 

Wirkung: Durch die Stellplatzerrichtung werden das Angebot an Parkflächen hoch 
und die Preise niedrig gehalten. Die Parkkosten für PKWs werden damit 
reduziert und auf den Wohnbau überwälzt (und damit auch von jenen 
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mitgetragen, die keinen PKW nutzen). Die Zahlung (gekoppelt an die 
Wohnung) wird von der Ursache (Verkehr) entkoppelt, es gibt keinen 
Anreiz, auf den PKW zu verzichten oder auf ÖPNV umzusteigen, da die 
Kosten nicht dem Verkehrsmittel zugerechnet werden. Ökonomisch 
gesehen ist der Effekt äquivalent zu einer Steuer auf Wohn- und 
Betriebsbauten, deren Einnahmen zur Subventionierung der 
Stellplatzkosten eingesetzt wird. Diese Subventionierung führt zu 
Stellplatzkosten, die unter den Marktpreisen liegen und animiert zum 
eigenen Fahrzeugbesitz, der wiederum die Mobilität erhöht und damit die 
Zersiedelung fördert.  
 
 

Quantifizierung Gesamtvolumen: Das Volumen der Support Measure ergibt sich aus der 
Überwälzung der Kosten für Stellplätze auf den Wohnbau. Teilweise können 
zwar durch Vermietung von Stellplätzen von Wohnungseigentümern ohne 
PKW wieder umgeschichtet werden, allerdings erfolgt das nur punktuell und 
zu niedrigeren als den tatsächlichen Preisen, die sich aus den 
Errichtungskosten errechnen würden. Je nachdem, ob die nachträgliche 
Weitervermietung berücksichtigt wird oder nicht, ergeben sich 
Quersubventionen von 145 bis 175 Mio. Euro bzw. 290 bis 349 Mio. Euro 
(gesamte Quersubventionierung durch Stellplatzüberversorgte Haushalte). 
Relevantes Volumen: Hier kann ebenfalls die Verteilung der Haushalte 
(Wohnungen) auf zersiedeltes und urbanes Gebiet als Orientierung 
herangezogen werden (siehe Amtliches Kilometergeld). Damit ergibt sich 
ein Anteil von ca. 50% an Stellplätzen die in zersiedelten Gebieten 
geschaffen werden, umgelegt auf das Fördervolumen sind das bei 
Berücksichtigung der Wiedervermietung ca. 80 Mio. Euro pro Jahr. 
 
 

Historische 
Bedeutung 

Aufgrund der geringen Relevanz der Maßnahme nicht recherchiert. 
 
 
 

Bewertung 

Wirkungszusammenhang (A) 
 

1,6 

Volumen (B) 
 

0,4 

   

Relevanz (C=A*B/10)* 
 

0,06 

Historische Bedeutung (D) 
 

5 

Gesamtbewertung (C*D/10)** 

Historische Bedeutung: 5 Punkte 

Volumen: 0,4 Punkte 
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0,03 

* Relevanz C ergibt sich aus Wirkungszusammenhang A (wie direkt wirkt die ECSM auf die Zersiedelung; siehe 
Wirkung) und dem Volumen B (siehe Quantifizierung), also aus A*B/10 
** Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Relevanz (die aktuell auf jährlicher Basis bewertet wurde) und der 
historischen Bedeutung (wie lange wirkt die ECSM in dieser Form bereits auf die Zersiedelung) 

 
 

ECSM: Öffentliche Mobilitätsangebote 

Kategorie Fiskalisch 

Beschreibung Neben den ECSM, die über die Förderung der individuellen (motorisierten) 
Mobilität indirekt auch auf die Zersiedelung wirken, gibt es auch von der 
öffentlichen Hand direkte Maßnahmen, die Mobilität fördern. Im Zentrum 
stehen hier Maßnahmen, welche dazu dienen sollen, das 
Verkehrsaufkommen zu reduzieren, i.W. öffentlicher Personennahverkehr 
(ÖPNV) und damit zusammenhängende Angebote wie Park&Ride 
Strukturen. „Der Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs kann die 
Entwicklung verdichteter Subzentren fördern, aber auch Zersiedlung 
bewirken – etwa indem Schnellbahnen-Erschließungen zusammen mit 
Park-&-Ride-Angeboten größere Pendeldistanzen attraktiver machen. 
Aufgrund der engen Verflechtung von Verkehrs- und Siedlungsstrukturen 
treiben sich diese beiden Nutzungen gegenseitig weiter an und führen 
letztendlich zu einem massiven Flächenwachstum.“ (Tötzer et al 2009, S. 
12). 
Je nachdem, ob es sich um kommunale, landes- oder bundesweite 
öffentliche Verkehrsmittel handelt, werden diese aus Gemeinde-, Landes-, 
oder Bundesbudget oder aus einer Kombination finanziert und unterliegen 
der Planung und Kontrolle der jeweiligen Gebietskörperschaft bzw. 
Verbünden. 

Zuständigkeit Für den öffentlichen Verkehr sind Bund, Länder und Gemeinden je nach 
Zuständigkeitsbereich verantwortlich 

Wirkung Entscheidend für die Beurteilung der Wirkung ist die Beurteilung der 
Kausalität. Eine Lesart ist, öffentliche Mobilitätsangebote als Reaktion auf 
den zunehmenden Individualverkehr zu sehen, mit dem Ziel, den 
individualisierten Individualverkehr zu reduzieren. Insofern sind 
Investitionen in ÖPNV, Park&Ride, etc. eine Konsequenz aus der 
Zersiedelung und für die Fragestellung nicht weiter relevant. 
Gleichzeitig können aber auch öffentliche Mobilitätsangebote die 
Zersiedelung weiter antreiben. Dieser Sichtweise entsprechend sind sie ein 
Treiber der Zersiedelung, wenn auch einer Form von Zersiedelung, die 
nicht zwingend mit motorisiertem Individualverkehr verbunden ist. 
Dennoch, wenn auch unter dem Vorbehalt, dass mit ÖPNV erschlossene 
Einfamilienhaussiedlungen einen deutlich besseren ökologischen 
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Fußabdruck haben als solche ohne ÖPNV-Anschluss, können öffentliche 
Mobilitätsangebote Zersiedelung per se fördern. Und auch ohne 
motorisierten Individualverkehr bleibt ein höherer Flächenverbrauch, 
höhere Infrastrukturkosten und in vielen Fällen auch ein höherer 
Ressourcenverbrauch im Vergleich zu kompakteren Siedlungsformen. 
Die historische Entwicklung von Siedlungsstrukturen und deren 
Geneseprozesse zeigen im Detail jedoch meist jene Reihenfolge, die auf 
öffentliches Mobilitätsangebot als Reaktion auf Verkehrsaufkommen 
(Zersiedelung) hindeutet. Eine in diesem Zusammenhang wichtige 
Beobachtung ist, dass sich eine konzentrierte Siedlungsentwicklung entlang 
von bestehenden öffentlichen Verkehrswegen nicht abzeichnet, also das 
Vorhandensein von öffentlichen Verkehrsangeboten kein entscheidender 
Grund für eine Ansiedelung ist. Noch mehr, wie Tötzer et al (2009, S. 12) 
formulieren: „Eine Umkehr hin zu einer konzentrierten Entwicklung entlang 
von öffentlichen Verkehrsachsen wird nur allmählich und mit rigorosen 
Raumordnungsmaßnahmen, unterstützt durch Anreize wie spezielle 
Förderungen oder Entlastungen, möglich sein.“ 
Vor diesem Hintergrund können die öffentlichen Mobilitätsangebote nur 
sehr beschränkt als Treiber der Zersiedelung gesehen werden. 
 
 

Quantifizierung Gesamtvolumen: Die Strukturen und damit die Finanzierung des 
öffentlichen Verkehrs in Österreich ist derzeit sehr unübersichtlich, siehe 
Abbildung A: Durch immer stärker werdende Verflechtungen im Bereich 
des öffentlichen Verkehrs – etwa zwischen Städten und dem Umland –
machten eine Koordination zwischen den Verkehrsunternehmen 
erforderlich. Entsprechend ihrer Aufgaben sind auch die 
Finanzierungskanäle der Unternehmen stark miteinander verzahnt.  
 

Wirkungszusammenhang (Komponente II): 0 Punkte 
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Abbildung A: Struktur des öffentlichen Verkehrs in Österreich. Quelle: VCÖ (2010a) 

Im Jahr 2005 hatte der öffentliche Verkehr in Österreich einen 
Finanzbedarf von etwa 2,5 Milliarden Euro zur Deckung der laufenden 
Kosten. Davon wurde etwa eine Milliarde durch Fahrtentgelte erlöst, der 
Bund kam für rund 850 Millionen, Bundesländer und Gemeinden für rund 
650 Millionen Euro auf (VCÖ (2010a)). Im Jahr 2009 war der Finanzbedarf 
höher: Wie in Abbildung B dargestellt hat im Jahr 2009 allein der Bund 
1,1 Mrd. Euro an Finanzierung für den Betrieb des ÖPNV bereitgestellt. 
Dazu kommen – hier nicht quantifizierbare –  weitere Bundeszuschüsse, 
sowie die Landes- und Gemeindegelder für öffentliche Verkehrsangebote im 
Personennahverkehr (ÖPNV) auf regionaler und kommunaler Ebene. 
 

 

Abbildung B: Finanzierungsleistungen des Bundes für den Betrieb des öffentlichen 
Personennah- und Regionalverkehrs (ÖPNRV), Quelle: BMVIT, 
http://www.bmvit.gv.at/verkehr/nahverkehr/finanzierung/bund.html 

Gefördert wird dabei in erster Linie der Nahverkehr, dessen Erlöse im 
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Schnitt zu etwa 65 Prozent aus öffentlichen Mitteln kommen. Der 
Kostendeckungsgrad aus Tariferträgen liegt im innerstädtischen Bereich bei 
50 Prozent und höher, im Nah- und Regionalverkehr des ländlichen Raums 
mit nur 20 bis 30 Prozent deutlich niedriger (VCÖ (2010a)). 
Allein die Österreichischen Bundesbahnen erhielten im Jahr 2009 rund 1,9 
Mrd. Euro an Zahlungen als Leistungsabgeltung vom Bund. Diese 
Zahlungen beinhalten (ÖBB, 2009):  
• Gesetzlich verankerte Kostentragung des Bundes für Betrieb u. 

Instandhaltung der Schieneninfrastruktur (Fahrbetrieb, Verschub, 
Instandhaltung) in Höhe von 1.030 Mio. Euro. 

• Gesetzlich verankerte Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen 
gemäß Rahmenplan in Höhe von 222 Mio. Euro. 

• Abgeltung für von der öffentlichen Hand bestellte Verkehr sowie 
Stützung von bestimmten Tarifen (z.B. Schüler-, Senioren-, 
Pendlertarife im Personenverkehr, Gefahrgut und ROLA im 
Güterverkehr). Hinter diesen Zahlungsströmen stehen dezidierte 
Leistungsbestellungen in Höhe von 638 Mio. Euro.  

Zusätzlich werden laufend Investition in die Erneuerbung und den Ausbau 
der öffentlichen Verkehrsinfrastruktur geleistet. So sieht etwa allein der 
Rahmenplan für die ÖBB in den Jahren 2008 bis 2013 ein jährliches 
Investitionsvolumen von 1,2 bis 1,4 Milliarden Euro für Neu- und 
Ausbauprojekte sowie rund 520 Millionen Euro für die Modernisierung und 
Verbesserung von Bestandsstrecken vor (VCÖ (2010a)). 
Eine genaue Abgrenzung der Finanzierungsleistungen sowie ein 
Quantifizierung der Zahlungen aus Landes- und Gemeindebudgets (die 
nicht von Bund abgegolten werden) wird hier nicht vorgenommen, da der 
Wirkungszusammenhang nicht eindeutig ist. Aber auch ohne eine 
detaillierte Quantifizierung ist erkennbar, dass es sich bei den Zahlungen 
im Bereich der öffentlichen Mobilität (Infrastruktur und Betrieb) um 
Milliardenbeträge handelt.  
Relevantes Volumen: Es muss jener Anteil isoliert werden, der mit 
Zersiedelung in Verbindung steht, da bspw. U-Bahn-Ausbau und -Betrieb 
ebenfalls öffentlich subventioniert werden, aber nicht zur Zersiedelung 
beitragen. Geht man wiederum von einem Anteil der Haushalte in 
suburban-ländlichen Gebieten von max. 50% aus und berücksichtigt, dass 
die Kosten der Anbindung loser Siedlungsgebiete an den ÖPNV höhere 
Kosten verursachen, jedoch geringere Dichten aufweist, scheint ein Anteil 
der Gesamtsubvention, der in Zusammenhang mit Zersiedelung steht, von 
grob 50% realistisch. Umgelegt auf die grobe Abschätzung des 
Gesamtvolumens bedeutet dies einen Förderanteil im Kontext der 
Zersiedelung von über 1 Mrd. Euro pro Jahr. 
 
 

Historische 
Bedeutung 

Aufgrund der geringen Relevanz der Maßnahme nicht recherchiert. 
 

Historische Bedeutung: 5 Punkte 

Volumen: 6 Punkte 
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Bewertung 

Wirkungszusammenhang (A) 
 

0 

Volumen (B) 
 

6 

   

Relevanz (C=A*B/10)* 
 

0 

Historische Bedeutung (D) 
 

5 

Gesamtbewertung (C*D/10)** 

 

0 

* Relevanz C ergibt sich aus Wirkungszusammenhang A (wie direkt wirkt die ECSM auf die Zersiedelung; siehe 
Wirkung) und dem Volumen B (siehe Quantifizierung), also aus A*B/10 
** Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Relevanz (die aktuell auf jährlicher Basis bewertet wurde) und der 
historischen Bedeutung (wie lange wirkt die ECSM in dieser Form bereits auf die Zersiedelung) 
 

 

ECSM: Verrechnung von Folgekosten von Verkehrsunfällen 

Kategorie Fiskalisch 

Beschreibung: Eine erste Abschätzung hat ergeben, dass die Relevanz sehr gering ist. 
Insbesondere, da nicht davon ausgegangen werden kann, dass die 
Folgekosten von Verkehrsunfällen bei der Ansiedelungsentscheidung 
berücksichtigt werden. Das Gesamtvolumen dieser Maßnahme wurde von 
Kletzan et al (2004) mit ca. 84 Mio. Euro pro Jahr geschätzt. 
Aus diesem Grund wird diese ECSM hier nicht weiter ausgeführt.   

 

 

Hypothese 7 
Mobilität ist der Joker und kann abgesehen von den notwendigen Voraussetzungen für Zersiedelung 
(Bauland und technische Infrastruktur) alle anderen Bedürfnisse (soziale Infrastruktur – 
Kinderbetreuung, Freizeitangebote, Einkaufsmöglichkeiten und Arbeitsplatz) erfüllen helfen, auch wenn 
sie nicht in räumlicher Nähe in Suburbia angeboten werden. Dementsprechend wichtig ist Mobilität für 
die Zersiedelung. 
Abgesehen von der Förderung der Straßeninfrastruktur, sind die Support Measures, welche die Mobilität 
begünstigen (Pendlerpauschale, Amtliches Kilometergeld, Übernahme von Unfallfolgekosten) jedoch 
nicht unmittelbar entscheidungsrelevant, da sie zwar die relativen Preise von urbanem und suburbanem 
Wohnen verzerren, oft aber als Folgekosten betrachtet und nicht in die Entscheidung mit einbezogen 
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2.2.3.6 Bedürfnisfeld Soziale Infrastruktur 

2.2.3.6.1 Wirkungszusammenhang: Soziale Infrastruktur – Zersiedelung 

Wie in Tabelle 1 dargestellt, umfasst die soziale Infrastruktur alle Formen der öffentlichen und 
sozialen Dienste in den Bereichen Bildung, Gesundheit, Freizeit, Kultur, Sport und Sicherheit. 
Dazu zählen u.a. Kinderbetreuung (Kindergärten und Kleinkindbetreuung), Jugendbetreuung, 
Schulen, Altenbetreuung und Pflege (mobil und stationär), Gesundheitsversorgung 
(niedergelassene Ärzte, Krankenhäuser, Krankenbetreuung, Heimhilfen, etc.), Notdienste und 
Sicherheit (Rettung, Feuerwehr und Polizei), Kultur, Sport und Freizeiteinrichtungen, Beratung 
(Familien, Mütter, psychosozialer Dienst). 
Im Gegensatz zum Bauland und zur technischen Infrastruktur, die als Muss-Kriterien für eine 
Ansiedelung identifiziert wurden, lässt die soziale Infrastruktur oft mehr Kompromisse zu. 
Einerseits beinhaltet diese Kategorie Bedürfnisse, die unterschiedlich bewertet werden können 
und entsprechend der Präferenzen nicht unbedingt erfüllt sein müssen. In diesen Fällen führt 
die gute Verfügbarkeit (etwa Sport, Kultur, Freizeit, etc.) zu einem höheren Nutzen der 
AnwohnerInnen, die Nicht-Verfügbarkeit ist aber oft kein absoluter Ausschlussgrund. Abhängig 
von Präferenzen und Lebenssituation ist also die Erfüllung der einzelnen Bedürfnisse mehr 
oder weniger wichtig. Punktuell kann die Erfüllung einzelner Bedürfnisse durchaus auch eine 
notwendige Voraussetzung der Ansiedelung sein (bspw. Kinderbetreuung, Gesundheitsdienste, 
Altenbetreuung). In vielen Fällen werden aber die Muss-Kriterien durch günstige Mobilität 
entschärft, da dadurch die Bereitstellung auch gesichert ist, wenn es kein Angebot in 
räumlicher Nähe gibt.     

 

2.2.3.6.2 Support Measures die zur Bereitstellung der sozialen Infrastruktur beitragen 

Da die Darstellung aller Aspekte der sozialen Infrastruktur den Rahmen der Studie sprengen 
würde, werden hier exemplarisch zwei ECSM dargestellt: die Bereitstellung von mobilen 
Diensten und die Finanzierung von Bildungseinrichtungen.  
Die Bereitstellung von mobilen Diensten ist deshalb interessant, da diese sozialen Dienste, 
insbesondere deren Kosten, direkt von der Siedlungsstruktur und den Entfernungen zwischen 
den Wohneinheiten abhängen. Die Finanzierung von Bildungseinrichtungen soll exemplarisch 
für viele andere Bereiche stehen (Gesundheitswesen, Kultur, Freizeit, Sport, Sicherheit), die 
sich in ihrer Wirkung ähnlich darstellen. Eine Besonderheit, welche die Maßnahmen zur 
Bereitstellung sozialer Infrastruktur ganz allgemein kennzeichnet, liegt darin, dass sie von der 
öffentlichen Hand bereitgestellt werden müssen, „weil sie von privaten Unternehmen nicht 
erbracht werden oder weil sichergestellt werden soll, dass kein Nachfrager von der 
Inanspruchnahme durch Marktmechanismen ausgeschlossen werden soll.“ (Doubek und Hiebl, 
2001, S. 8). Dieses Argument schlägt auf den Wirkungszusammenhang (Komponente II) aller 
ECSM durch, da damit die öffentliche Hand eine zentrale Rolle bekommt, um die 
Bedürfnisfelder der sozialen Infrastruktur abzudecken.  
 

Wirkungszusammenhang (Komponente I): 5 Punkte 
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ECSM: Ausbau Kindergärten und Schulen 

Kategorie Fiskalisch 

Beschreibung In Österreich können Kinder ab dem vollendeten dritten Lebensjahr einen 
Kindergarten besuchen. Bereits davor gibt es verschiedene, von der 
öffentlichen Hand geförderte Kinderbetreuungseinrichtungen. Der 
Kindergarten war bis 2009 nicht Teil des Schulsystems, weshalb der 
Besuch freiwillig war. Ab 2010 wurde im Rahmen einer Art. 15a-
Vereinbarung zwischen Bund und Ländern beschlossen, dass Kinder ein 
Jahr vor dem Schuleintritt 20 Stunden pro Woche verpflichtend einen 
Kindergarten besuchen müssen. 
Die allgemeine Schulpflicht beginnt in Österreich mit dem sechsten 
Lebensjahr und dauert neun Jahre. Man kann zwischen privaten und 
staatlichen Schulen wählen, wobei der Anteil an privaten Schulen in 
Österreich relativ gering ist. Staatliche Schulen werden vollständig durch 
die öffentliche Hand finanziert, es sind keine Gebühren zu entrichten. 
(Quelle und für weitere Informationen zum österreichischen 
Bildungssystem siehe 
http://www.bic.at/downloads/at/brftipps/0_1_bildungssystem_de.pdf) 

Zuständigkeit Finanzierung durch den Bund mit zusätzlichen Mitteln von Ländern und 
Gemeinden, Aufsichtsbehörden sind Bezirks- und Landesschulräte, das 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur koordiniert wichtige 
Aufgaben wie Ausbildung der Lehrer und Erhaltung der Schulen 

Wirkung Grundsätzlich gibt es in Österreich private Schulen und damit auch die 
Möglichkeit, unabhängig von der öffentlichen Hand die Versorgung 
sicherzustellen. Allerdings ist der Anteil an privaten Schulen gering, was 
unter anderem eine Frage der Finanzierung ist. Private Schulen sind auf 
Schulbeiträge der Eltern angewiesen, werden aber zusätzlich in aller Regel 
auch von der öffentlichen Hand gefördert. Dabei spielt es eine Rolle, ob es 
sich um konfessionelle Privatschulen handelt oder nicht, denn diese 
bekommen meist die Personalkosten vom Staat rückerstattet, was in der 
Regel einen Großteil der Gesamtkosten abdeckt. Privatschulen ohne 
kirchlichen Träger werden meist nur durch geringfügige öffentliche 
Förderungen unterstützt. Kindergärten und Schulen ohne öffentliche 
Unterstützung anzubieten, ist aus ökonomischen Gründen also eher 
schwierig und kann sich nur auf Sonderfälle beschränken. Damit ist der 
Ausbau von Kindergärten und Schulen durch die öffentliche Hand eine fast 
notwendige Bedingung, um dieses Bedürfnisfeld abzudecken. 
Besonders entscheidend bei der sozialen Infrastruktur ist allerdings auch 
die Frage der Kausalität. Eine Lesart ist, dass soziale Infrastruktur, in 
diesem Fall Kindergärten und Schulen, als Reaktion auf die Zersiedelung 
gebaut werden, um damit den Individualverkehr zu reduzieren, die 
Entwicklung neuer Zentren zu fördern und neue soziale Strukturen zu 
schaffen, welche die Lebensqualität und den sozialen Zusammenhalt 
erhöhen. Tatsächlich ist in Kombination mit Mobilität aber genau dieser 
Prozess zu beobachten, die Versorgung mit sozialer Infrastruktur also 
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primär kein Entscheidungsparameter für die Ansiedelung. Dennoch erhöht 
eine gute soziale Infrastruktur in räumlicher Nähe die Attraktivität einer 
Wohnlage und kann zusätzlich zu den ohnehin Pendelnden noch weitere 
Ansiedelungen anziehen. Dabei ist nicht entscheidend, ob erst durch die 
tatsächliche Bereitstellung der sozialen Infrastruktur oder lediglich deren 
Antizipation. 
 
 

Quantifizierung Gesamtvolumen: Wie in Abbildung A dargestellt, machen die staatlichen 
Bildungsausgaben im Jahr 2008 insgesamt fast 15. Mrd. Euro aus. Da die 
HochschülerInnen oft ihren Wohnsitz unabhängig von ihren Eltern in Nähe 
zur Hochschule wählen, sollen hier nur die Kindergärten, 
Allgemeinbildenden Pflichtschulen sowie AHS, BMS und BHS 
berücksichtigt werden, die jährlich mit knapp 10 Mrd. Euro finanziert 
werden.  
Relevantes Volumen: Von der Annahme ausgehend, dass ca. 50% der 
Haushalte in losen Siedlungsstrukturen leben und die Anzahl der Kinder 
auf die Haushalte unabhängig von der Siedlungsstruktur verteilt ist, 
beträgt die staatliche Finanzierung von Kindergärten und Schulen, die sich 
in suburban-ländlichen Gebieten befinden bis zu 5 Mrd. Euro pro Jahr.  

Ausgabenarten Insge-
samt

Kinder-
gärten

Allgemein
bildende
Pflicht-
schulen

AHS Berufs-
schulen

BMS,
BHS 1)

Pädagog.
Hoch-

schulen

Fach-
hoch-

schulen

Univer-
sitäten

Minis-
terium,
Verwal-
tung 2)

Ausgabenarten insges. 14,806.58 1,376.40 4,431.38 1,505.30 527.74 1,917.74 119.78 247.33 3,090.64 1,590.27

Personalaufwand 9,207.03 753.86 3,376.58 1,188.82 330.38 1,478.02 72.37 1.55 1,824.18 181.27
Sachaufwand 3,413.63 194.30 770.30 295.43 158.52 381.07 46.33 0.66 1,035.89 531.14
Investitionen 540.27 133.11 122.19 15.58 18.99 35.98 1.06 0.48 207.89 5.00
Darlehen 90.44 21.23 57.13 2.41 2.36 2.94 - - - 4.36
Steuern 3.68 - 3.68 - - - - - - -
Transfers an priv. Haushalte 820.95 9.65 10.11 0.09 0.70 3.86 0.01 - - 796.53
Transf. an priv. gemeinn. Einr. 404.14 255.48 14.87 2.81 6.99 8.97 0.00 62.52 - 52.51
Transf. an Unternehmungen 314.05 8.26 67.57 0.17 9.71 4.47 - 182.12 22.69 19.07
Transfers an SV-Träger 5.58 0.07 2.61 - 0.07 2.43 - - - 0.40
Zinsen u. sonst. Ausgaben 6.79 0.45 6.34 - - - - - - -

Staatliche Ebenen insgesamt

 
Abbildung A: Staatliche Bildungsausgaben 2008 nach Ebenen und Bildungseinrichtungen, in 
Mio. Euro, Quelle: STATISTIK AUSTRIA, Bildungsausgabenstatistik - erstellt am 26.02.2010 

Abgeschätzt und bewertet wird jeweils das steuerungsrelevante Volumen, 
auch wenn natürlich zu bedenken ist, dass auch bei kompakterer 
Bebauung ähnliche Kosten anfallen würden, da über 70% der 
Gesamtkosten durch Personalkosten entstehen. Geht man davon aus, 
dass der Mehraufwand durch zusätzlich erforderliche bauliche 
Infrastruktur und kleinere Verwaltungseinheiten die Nicht-Personalkosten 
um ein geschätztes Drittel erhöht, liegen die siedlungsrelevanten 
Mehrkosten bei max. 500 Mio. Euro pro Jahr. 
 
 

Historische 
Bedeutung 

Der Ausbau sozialer Infrastruktur, insbesondere auch Kindergärten und 
Schulen, war während des gesamten Betrachtungszeitraums ein 
wesentliches Handlungsfeld der öffentlichen Hand. 
 
 

Wirkungszusammenhang (Komponente II): 8 Punkte 

Volumen: 2,5 Punkte 

Historische Bedeutung: 10 Punkte 
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Bewertung 

Wirkungszusammenhang (A) 
 

4 

Volumen (B) 
 

2,5 

   

Relevanz (C=A*B/10)* 
 

1 

Historische Bedeutung (D) 
 

10 

Gesamtbewertung (C*D/10)** 

 

1 

* Relevanz C ergibt sich aus Wirkungszusammenhang A (wie direkt wirkt die ECSM auf die Zersiedelung; siehe 
Wirkung) und dem Volumen B (siehe Quantifizierung), also aus A*B/10 
** Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Relevanz (die aktuell auf jährlicher Basis bewertet wurde) und der 
historischen Bedeutung (wie lange wirkt die ECSM in dieser Form bereits auf die Zersiedelung) 

 

ECSM: Ausbau mobiler Dienste 

Kategorie Fiskalisch 

Beschreibung Ein Großteil der sozialen Infrastruktur (Bildung, Gesundheitssicherung, 
Freizeit- und Kulturangebote)  kann nur von der mobilen Bevölkerung in 
Anspruch genommen werden. Die Zugänglichkeit und Erreichbarkeit 
sozialer Infrastruktur stellt also neben der Bereitstellung eine zentrale 
Herausforderung dar. Um weniger mobile Bevölkerungsschichten nicht von 
der sozialen Infrastruktur auszuschließen und dem vom Markt immer 
weiter ausgedünnten Dienstleistungsangebot entgegenzuwirken, bieten 
viele Gemeinden verstärkt mobile Dienste an, um die Erreichbarkeit der 
sozialen Infrastruktur und die Zugänglichkeit öffentlicher Dienstleistungen 
sicher zu stellen. 

Zuständigkeit Gemeinde (Finanzierungsbeiträge von Ländern und Bund) 

Wirkung Die Kosten für mobile Sozialdienste wie Kinderbegleitdienste, 
Schülertransport, Essen auf Rädern sind stark abhängig von der 
Siedlungsdichte und den damit verbundenen Entfernungen. Genauso wie 
für die technische Infrastruktur gilt auch für diese soziale Infrastruktur im 
Allgemeinen, dass es eine deutliche Kostenunterdeckung durch 
verbrauchsabhängige Abgaben der Nutzer gibt. Die Kosten, die nicht von 
den Nutzern dieser Dienste gedeckt werden können, müssen von der 
öffentlichen Hand übernommen werden. Dass kaum 10% der Kosten durch 
Abgabenleistungen (Doubek und Hiebl, 2001) gedeckt sind, zeigt wie 
wichtig für die Bereitstellung dieser Dienste die öffentliche Hand ist. 



Pro jekt  ZERs iede l t  (K l ima- und  Energ ie fonds,  Neue  Energ ien 2020,  P ro jekt  Nr .  822099),  www.zers iede l t .a t  

  E rmi t t lung  der  „Suppor t  Measures“  für  den  Wohnbau     Se i te  97  von 153 
 

Insbesondere in zersiedelten Gebieten ist eine private flächendeckende 
Bereitstellung beinahe unmöglich. Die öffentliche Hand ist also zur 
Erfüllung dieser Bedürfnisse enorm wichtig. 
Wie schon bei den Schulen und Kindergärten, so ist auch hier wieder die 
Kausalität ein wichtiger Aspekt: Werden die mobilen sozialen Dienste als 
Reaktion auf die Zersiedelung angeboten oder stellt deren Angebot einen 
Anreiz dar, sich auch dezentral anzusiedeln? Da diese mobilen Dienste 
tatsächlich auf zersiedelte Strukturen ausgerichtet sind, erlaubt ihr 
Vorhandensein genau diese Siedlungsform und stellt somit sehr wohl ein 
wesentliches Argument für die Ansiedelung dar. 
 
 

Quantifizierung Gesamtvolumen: Doubek und Hiebl (2001) haben die Kosten der Gemeinde 
für die Bereitstellung der sozialen Infrastruktur im Detail untersucht. Dabei 
haben sie allein für die Dienste: 

• Kinderbegleitdienst 

• Schülertransport (innergemeindlich) 

• Heimhilfe 

• Essen auf Rädern 

Gesamtkosten von 1.744 Euro (kompakter Siedlungskörper), 19.985 Euro 
(Starke Zersiedelung), 39.897 Euro (Dynamische Streusiedlung), bis hin zu 
79.940 Euro (traditionelle Streusiedlung) pro Jahr und 1000 Einwohner 
errechnet. Hinterlegt man geschätzte Verteilungen der 
Gesamteinwohnerzahl auf diese Siedlungssegmente ergeben sich daraus 
Gesamtkosten von rund 200 Mio. Euro jährlich. Diese Untersuchung 
umfasst insbesondere jene Kosten für soziale Infrastruktur, bei denen ein 
direkter und deutlicher Zusammenhang mit der räumlichen Entwicklung der 
Gemeinde besteht. Es handelt sich also bei den 200 Mio. Euro jährlich um 
Kosten, die von den Gemeinden vor allem wegen ihrer Zersiedelung 
aufzubringen sind. 
Entscheidend für die Frage der Quersubvention ist der Kostendeckungsgrad 
durch die Klienten. Laut Doubek und Hiebl (2001) beträgt die 
Kostendeckung der Nutzer nur ca. 9% der Gesamtkosten, mit anderen 
Worten werden über 180 Mio. Euro von der Allgemeinheit getragen.  
Hinzu kommt die Quersubvention durch jene Gebührenzahler, die in 
kompakteren Siedlungsgebieten wohnen, aber teilweise dieselben 
Gebühren verrechnet bekommen. Da der Anteil, der von den 
GebührenzahlerInnen getragen, wird aber insgesamt so gering ist und die 
Quersubvention unter den Gebührenzahlern davon wiederum nur einen 
Bruchteil ausmacht, wird dieser Beitrag hier vernachlässigt.     
Relevantes Volumen: Da es sich hier explizit um jene sozialen Dienste 
handelt, die aufgrund der Zersiedelung notwendig sind und viele Haushalte 
in kompakten Ortskernen auf diese mobilen Sozialdienste nicht angewiesen 
sind, kann man annehmen, dass ein Großteil der Quersubvention mit der 

Volumen: 0 75 Punkte 

Wirkungszusammenhang (Komponente II): 7 Punkte 
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Siedlungsentwicklung in Verbindung steht. Mit einem geschätzten Anteil 
von 20%, der von Haushalten in kompakten Siedlungen in Anspruch 
genommen wird, beträgt die zersiedelungsrelevante Förderung der 
öffentlichen Hand ca. 150 Mio. Euro pro Jahr. 

Historische 
Bedeutung 

Mobile soziale Dienste sind insbesondere mit einer sozialpolitischen Agenda 
der 1970er Jahre nach heutigen Maßstäben ausgebaut worden. 
 
 

Bewertung 

Wirkungszusammenhang (A) 
 

3,5 

Volumen (B) 
 

0,75 

   

Relevanz (C=A*B/10)* 
 

0,3 

Historische Bedeutung (D) 
 

7 

Gesamtbewertung (C*D/10)** 

 

0,18 

* Relevanz C ergibt sich aus Wirkungszusammenhang A (wie direkt wirkt die ECSM auf die Zersiedelung; siehe 
Wirkung) und dem Volumen B (siehe Quantifizierung), also aus A*B/10 
** Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Relevanz (die aktuell auf jährlicher Basis bewertet wurde) und der 
historischen Bedeutung (wie lange wirkt die ECSM in dieser Form bereits auf die Zersiedelung) 

 

2.2.3.7 Förderung von Betriebsansiedelungen – Wirtschaftsförderung ländlicher 
Raum 

Wie in der Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes ausgeführt, ist die Ansiedlung von 
Betrieben nicht Gegenstand dieses Projekts. Allerdings stellt die Versorgung mit den Gütern 
und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs (Lebensmittel, Konsumgüter, Dienstleistungen, 
etc.) ein wesentliches Bedürfnisfeld dar, in welchem die öffentliche Hand über Förderungen 
unterstützend tätig ist.  
„Seit den 70er Jahren hat sich aber auch die Wirtschaftsstruktur geändert, immer mehr 
Dienstleistungsunternehmen erscheinen auf der Bildfläche. Im Stadtumland werden 
Einkaufszentren und großflächige Freizeitzentren gebaut, die ihrerseits Verkehrsflächen für 
sich in Anspruch nehmen.  
Von der Ansiedelung der Betriebe sind die Gemeindebudgets stark abhängig. Betriebe – und 
auch Siedlungen - erhalten ihre Genehmigung, auch wenn in der Nachbargemeinde ein 
besserer Standort zu finden wäre. Dadurch gehen Flächen verloren, die eigentlich als 
ökologische Schutzgebiete oder als Retentionsflächen für den Hochwasserschutz dienen 

Historische Bedeutung: 7 Punkte 
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sollten“. (Quelle: Umweltbundesamt,  
http://www.umweltbundesamt.at/umweltschutz/raumordnung/flaechenverbrauch/ursachen/) 
Neben den Gütern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs ist auch das Angebot von 
Arbeitsplätzen im ländlichen Raum ein möglicher Treiber für die Zersiedelung. So kann ein 
Arbeitsplatz im ländlichen Raum durchaus ein Motiv zur Abwanderung aus dem urbanen 
Kerngebiet sein. Solche Fälle können insbesondere bei großen Industrieansiedelungen 
auftreten. Würde ein Haushalt wegen eines Arbeitsplatzangebots nach Suburbia abwandern, 
würde das zwar die Zersiedlung vorantreiben, allerdings wäre sie nicht unbedingt mit 
Zwangsmobilität verbunden, bzw. wären die Distanzen im Vergleich zum Auspendeln aus der 
Stadt geringer. In diesen Fällen wären die negativen Auswirkungen der Zersiedelung auf den 
Flächenverbrauch und damit verbundene Konsequenzen beschränkt. 
Auch hinsichtlich der Kausalität muss die Bedeutung der Wirtschaftsförderung für die 
Zersiedelung der privaten Haushalte relativiert werden, da durch dezentrale 
Betriebsansiedelung im Allgemeinen das Ziel verfolgt wird, der bereits im Umfeld ansässigen 
Bevölkerung Arbeitsplätze und Einkommensmöglichkeiten zu bieten und so deren 
Mobilitätszwang zu begrenzen und räumlich kompaktere Strukturen zu schaffen. Es liegt also 
auch in diesem Fall der Schluss nahe, dass die dezentrale Betriebsansiedelung oft eine 
Reaktion auf Zersiedelung darstellt und weniger als aktiver Treiber gesehen werden kann. 

 

2.2.4 Zusammenfassung 

2.2.4.1 Zusammenfassung der Hypothesen 

Zur Beurteilung der auf die Zersiedelung wirkenden ECSM wurden in der Untersuchung die 
folgenden Hypothesen aufgestellt: 
 
Hypothese 1 
Das zu beobachtende Ausmaß an Zersiedelung kann nicht allein durch steigende Nachfrage 
nach Siedlungsfläche (Traum vom Haus im Grünen, steigender Wohlstand, 
Bevölkerungwachstum, etc.) erklärt werden. Vielmehr spielen Support Measures, die das 
Angebot an Siedlungsmöglichkeiten im Grünen beeinflussen, eine zunehmend gewichtige Rolle 
für die Zersiedelung. 
 
Hypothese 2 
Von den nachfrageseitigen Treibern ist die individuelle Wohnpräferenz das wichtigste Element. 
Sie dominiert die Zersiedelung als erklärende Variable – allerdings nur im Zusammenhang mit 
finanziellen Restriktionen (die Wohnwünsche sind im urbanen Gebiet nicht leistbar) und mit 

Hypothese 8 
Die Bereitstellung von sozialer Infrastruktur im ländlichen Raum (Gesundheitsdienste, Kinderbetreuung, 
Altenbetreuung, Kultur- uns Sozialangebote) und das Angebot an Arbeitsplätzen macht die 
Zersiedelung attraktiver, ist aber im Zusammenspiel mit günstiger Mobilität kein wesentlicher Faktor für 
die Standortentscheidung. Vielmehr kann der Ausbau dezentraler Angebote neue Zentren schaffen, 
Nachverdichtung fördern und Zwangsmobilität reduzieren. Die ökologische Bilanz ist nicht zwingend 
negativ, wenn auch das Volumen, das Einsparpotenzial und die historische Bedeutung hoch sind. 
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fehlenden urbanen Alternativen (saubere Luft, Sicherheit, Natur, etc.). Tatsächlich wäre bei 
finanzieller Leistbarkeit oft das urbane Gebiet die erste Wahl. 
 
Hypothese 3 
Steigende Haushaltseinkommen machen es verstärkt möglich, die Wohnwünsche vom Haus im 
Grünen umzusetzen und sind somit relevant für die Entwicklung der Zersiedelung. Umgekehrt 
können sie steigende Haushaltseinkommen durch Lockerung der Budgetrestriktionen auch das 
(derzeit oft) teurere Wohnen im urbanen Kerngebiet attraktiv machen. Der Effekt von 
steigendem Wohlstand auf die Zersiedelung ist ambivalent, entscheidender sind die relativen 
Preise von urbanem und suburbanem Wohnen. 
 
Hypothese 4 
Die Bevölkerungszahl hat keinen wesentlichen Einfluss auf die Zersiedelung, sehr wohl aber 
Verschiebungen in der Bevölkerungsstruktur (stärkere Jahrgänge im „eigenheimrelevanten“ 
Alter) und der Trend zum Singlehaushalt, der sich durch die alternde Gesellschaft in Zukunft 
noch verstärken wird. 
 
Hypothese 5 
Ohne laufende Ausweisung von neuem Bauland und die Erschließung mit technischer 
Infrastruktur (insb. Straßenanschluss) ist Zersiedelung nicht möglich. Somit wirken die 
Bereitstellung von Bauland und die Finanzierung von technischer Infrastruktur direkt, als 
notwendige Bedingung, auf die Zersiedelung. Dies sind auch jene Bereiche die bzgl. des 
Volumens und der historischen Bedeutung am zentralsten sind. Im Gegensatz zur 
Baulandwidmung, die das Gemeindebudget aufbessern kann, schlägt sich die Finanzierung der 
technischen Infrastruktur direkt in den öffentlichen Budgets als Kosten nieder. 
 
Hypothese 6 
Die Förderung der Wohnraumschaffung treibt die Zersiedelung, da neue Flächen – unter 
anderem aufgrund der Baulandhortung in zentraleren Lagen – großteils außerhalb der 
bestehenden Siedlungsgrenzen erschlossen werden (müssen). Die Wohnbauförderung ist also 
in Kombination mit dem Angebot an Bauland im suburban-ländlichen Raum entscheidend und 
bzgl. Volumen und historischer Bedeutung ein Instrument, das die Zersiedelung nicht 
unwesentlich mit bestimmt hat.   
 
Hypothese 7 
Mobilität ist der Joker und kann abgesehen von den notwendigen Voraussetzungen für 
Zersiedelung (Bauland und technische Infrastruktur) alle anderen Bedürfnisse (soziale 
Infrastruktur – Kinderbetreuung, Freizeitangebote, Einkaufsmöglichkeiten und Arbeitsplatz) 
erfüllen helfen, auch wenn sie nicht in räumlicher Nähe in Suburbia angeboten werden. 
Dementsprechend wichtig ist Mobilität für die Zersiedelung. 
Abgesehen von der Förderung der Straßeninfrastruktur, sind die Support Measures, welche die 
Mobilität begünstigen (Pendlerpauschale, Amtliches Kilometergeld, Übernahme von 
Unfallfolgekosten) jedoch nicht unmittelbar entscheidungsrelevant, da sie zwar die relativen 
Preise von urbanem und suburbanem Wohnen verzerren, oft aber als Folgekosten betrachtet 
und nicht in die Entscheidung mit einbezogen werden.  
 
Hypothese 8 
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Die Bereitstellung von sozialer Infrastruktur im ländlichen Raum (Gesundheitsdienste, 
Kinderbetreuung, Altenbetreuung, Kultur- uns Sozialangebote) und das Angebot an 
Arbeitsplätzen macht die Zersiedelung attraktiver, ist aber im Zusammenspiel mit günstiger 
Mobilität kein wesentlicher Faktor für die Standortentscheidung. Vielmehr kann der Ausbau 
dezentraler Angebote neue Zentren schaffen, Nachverdichtung fördern und Zwangsmobilität 
reduzieren. Die ökologische Bilanz ist nicht zwingend negativ, wenn auch das Volumen, das 
Einsparpotenzial und die historische Bedeutung hoch sind. 

2.2.4.2 Zusammenfassung der Maßnahmenbewertungen 

Die ECSM wurden in Abschnitt 2.2.3 nach den Dimensionen 
o Wirkungszusammenhang: beschreibt die Relevant einer ECSM für die 

Standortentscheidung; 

o Volumen: quantifiziert den zersiedelungsrelevanter Anteil der Subvention; 

o Historische Bedeutung: beschreibt die Wirkungsdauer der Maßnahme; 

bewertet. Aus dem Wirkungszusammenhang verknüpft mit dem Volumen ergibt sich die 
Relevanz einer ECSM für Zersiedelung, multipliziert mit der historischen Bedeutung ihre 
Gesamtbewertung. 
Im Folgenden werden die Bewertungen einzeln dargestellt. ECSM im Bedürfnisfeld „Technische 
Infrastruktur“ sind blau, jene im Feld „Neuer Wohnraum“ gelb dargestellt. Das Bedürfnisfeld 
„Mobilität“ trägt Rottöne, ECSM im Bereich „Soziale Infrastruktur grün. Jene ECSM, bei denen 
ein Teilaspekt mit Null bewertet wurden und deren Gesamtbewertung daher ebenfalls Null ist, 
werden nicht dargestellt. 
Ein Blick auf die Wirkungszusammenhänge zeigt, dass neben der Baulandwidmung als 
notwendiger Voraussetzung für Zersiedelung die Förderung technischer Infrastruktur (blau 
dargestellt) die höchsten Wirkungszusammenhänge aufweist. Die Förderung der 
Wohnraumschaffung und sozialen Infrastruktur hat mittlere Wirkungszusammenhänge. Die 
betrachteten Förderinstrumente im Verkehrsbereich haben hingegen höchst unterschiedlich 
starke Wirkung auf die Zersiedelung. Die finanziellen Volumina der betrachteten ECSM 
streuen sehr stark: Baulandwidmung mit der indirekten Subventionierung durch 
Widmungsgewinne und die technische Infrastruktur stellen neben der Wohnbauförderung die 
größten Posten dar. Die direkte Förderung der Mobilität fällt dazu – rein betragsmäßig – 
vergleichsweise geringer aus, wie Abbildung 28 zeigt. 
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Abbildung 28: Einzelbewertungen der ECSM nach dem Wirkungszusammenhang (links) und finanziellem Volumen 
(rechts). Quelle: Eigene Darstellung. 

Abbildung 29 zeigt Gegenüberstellung der ECSM im Hinblick auf ihre Relevanz als Produkt des 
Wirkungszusammenhangs und dem finanziellen Volumen (links) und auf ihre histzzorische 
Bedeutung (rechts). Es zeigt sich ein sehr ähnliches Bild: Baulandwidmung, technische 
Infrastruktur und Woihnbauförderung dominieren, die Förderung der sozialen Infrastruktur ist 
ebenfalls sehr stark ausgeprägt, etwas weniger die ECSM zur Förderung der Mobilität. 
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Abbildung 29: Einzelbewertungen der ECSM nach der Relevanz (links) und ihrer historischen Bedeutung (rechts). Die 
Relevanz wird auf einer logarithmischen Skala dargestellt, da sie sich aus der Multiplikation von 
Wirkungszusammenhang und Volumen ergibt. Quelle: Eigene Darstellung. 

In der Gesamtbewertung zeigt sich, dass Baulandwidmung und Ausbau der öffentlichen 
Straßeninfrastruktur am stärksten zersiedelnd wirken, gefolgt von der Wohnbauförderung und 
der öffentlichen Finanzierung der Wasserver- und -entsorgung.  
Vor allem auf Grund ihres vergleichsweise geringen Volumens haben die Bausparförderung, 
das amtliche Kilometergeld und die Stellplatzverpflichtung – nach den in der gegenständlichen 
Arbeit gewählten tendenziell objektiv-sachlichen Kriterien - geringen Einfluss auf die 
Zersiedelung. Das bedeutet umgekehrt jedoch nicht, dass sie punkto Umweltrelevanz 
grundsätzlich als positiv zu bewerten wären. 
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Abbildung 30: Gesamtbewertung der ECSM. Quelle: Eigene Darstellung.  
Anmerkung: Die logarithmische Darstellung wurde aufgrund der besseren Sichtbarkeit der Bandbreite gewählt und weil 
sich die Gesamtbewertung aus der Multiplikation der Einzelbewertungen errechnet. 

Die Ergebnisse sind abschließend noch tabellarisch zusammengestellt. 

Tabelle 4: Gesamtbewertung der ECSM und finanzielle Volumina. Quelle: Eigene Darstellung 

gesamt budget-
relevant

Baulandwidmung 10 10 10 10 10 2 *)
Ausbau der öffentl. Straßeninfrastruktur 8 10 8 10 8 3 3
Ausbau der Siedlungswasserwirtschaft 8 2 1,6 8 1,28 0,4 0,4
Wohnbauförderung 4 4 1,6 10 1,6 0,75 0,75
Förderung Bausparen 2,4 0,5 0,12 5 0,06 0,08 0,08
Pendlerförderung 4,8 1 0,48 7 0,34 0,2 0,2
Amtliches Kilometergeld 2,4 0,3 0,07 5 0,04 0,06 0,06
Stellplatzverpflichtung 1,6 0,4 0,06 5 0,03 0,08 0,08
Öffentliche Mobilitätsangebote 0 10 0 5 0 2 2
Ausbau Kindergärten und Schulen 4 2,5 1 10 1 0,5 0,5
Ausbau mobiler Dienste 3,5 0,75 0,26 7 0,18 0,15 0,15
*) Die Förderung kommt hier durch die privatisierten Widmungsgewinne zustande

Support Measure
in Mrd. Euro p.a.

Gesamt-
bewertung

Bewertung Volumen

Wirkungs-
zushg. Volumen Relevanz Histor. 

Bedeutung
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2.3  Nachhaltigere Gestaltung von Support Measures 

2.3.1 Prioritäre Handlungsfelder 

In Kapitel 2.2 wurden die nachfrage- und angebotsseitigen Treiber der Zersiedelung 
systematisch identifiziert, untersucht und bewertet. Dabei wurde besonderes Augenmerk auf 
jene Bereiche gelegt, in denen die öffentliche Hand eine zentrale Rolle spielt. Es sind dies die 
angebotsseitigen Treiber, während die Nachfrage nach dem „Haus im Grünen“ nur indirekt 
durch die öffentliche Hand bestimmt wird, indem die öffentliche Hand auf 
Haushaltseinkommen und Bevölkerungsentwicklung einwirkt.  
Die Politikempfehlungen konzentrieren sich demnach auf die nachhaltigere Gestaltung jener 
Environmentally Counterproductive Support Measures (ECSM), die das Angebot an suburban-
ländlichen Siedlungsmöglichkeiten direkt beeinflussen und somit eine signifikante Wirkung auf 
die Zersiedelung haben. 
Entscheidend dafür, ob eine ECSM im Hinblick auf die Zersiedelungswirkung reformiert werden 
sollte, sind vor allem der Wirkungszusammenhang und das Volumen. Jene ECSM, die entweder 
die Zersiedelung nur schwach antreiben (= schwacher Wirkungszusammenhang) und/oder ein 
geringes finanzielles Volumen aufweisen, werden in der Erarbeitung von Reformvorschlägen 
nicht berücksichtigt. In Abbildung 31 sind die ECSM in diesen beiden Dimensionen dargestellt.  
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Abbildung 31: Darstellung der ECSM hinsichtlich ihres Wirkungszusammenhangs und des finanziellen Volumens. 
Quelle: Eigene Darstellung 

Aufgrund ihres starken Wirkungszusammenhangs und dies beträchtlichen Volumens werden 
im Folgenden Reformoptionen für die folgenden ECSM abgeleitet: 

1. Baulandwidmung 
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2. Finanzierung öffentliche Straßeninfrastruktur 

3. Förderung der Siedlungswasserwirtschaft 

4. Wohnbauförderung 

5. Pendlerförderung 

6. Kindergärten und Schulen   

Neben den Handlungsoptionen soll für die einzelnen ECSM auch das Einsparpotenzial für die 
öffentlichen Haushalte diskutiert werden. Bzgl. der Finanzierung der untersuchten ECSM gibt 
es drei Kategorien: 

a. Vollständig aus dem öffentlichen Haushalt finanziert 

Diese Support Measures werden vollständig aus den Budgets von Bund, Länder und 
Gemeinden finanziert. Darunter fallen alle fiskalischen ECSM bei denen es nicht zu einer 
Überwälzung auf Gebührenzahler oder andere Kostenstellen kommt. Dies sind die 
Finanzierung öffentl. Straßeninfrastruktur (v.a. Gemeindestraßen), Wohnbauförderung, 
Förderung Bausparen, Pendlerförderung, Amtliches Kilometergeld, Stellplatzverpflichtung, 
Öffentliche Mobilitätsangebote, Kindergärten und Schulen. 
 

b. Teilweise aus dem öffentlichen Haushalt finanziert 

Diese Maßnahmen werden zum einen aus dem öffentlichen Haushalt finanziert, gleichzeitig 
aber auch durch die Überwälzung eines Teils der Kosten auf Gebührenzahler, indem die 
Gebühren unabhängig von den verursachten Kosten festgelegt werden. Bspw. sind die 
Abwassergebühren innerhalb einer Gemeinde einheitlich, obwohl Haushalte im kompakten 
Ortskern um ein vielfaches weniger an Kosten verursachen als jene in Streusiedlungen. Damit 
zahlen die Haushalte im kompakten Ortskern anteilig die Abwasserinfrastruktur der 
Streusiedlung mit. In diese Kategorie fallen: Förderung der Siedlungswasserwirtschaft und 
mobile Dienste. 
 

c. Nicht aus dem öffentlichen Haushalt finanziert 

Das betrifft einerseits die Baulandwidmung, da hier keine fiskalische Förderung vorliegt und 
zum anderen die Stellplatzverpflichtung, bei der die Kosten vollständig auf alle 
Wohnungseigentümer überwälzt werden, die Stellplätze also über die Wohnungskosten 
quersubventioniert werden. 
 
Entscheidend ist diese Unterscheidung für die Abschätzung des Einsparpotenzials für die 
öffentliche Hand. Neben der Frage, ob sich im Fall einer Reform der ECSM Einsparungen auch 
tatsächlich in den Budgets von Bund, Länder und Gemeinden niederschlagen, muss betrachtet 
werden, ob es Ersatzkosten gibt oder nicht. Bspw. sinken die Infrastrukturkosten bei 
kompakteren Siedlungsstrukturen deutlich, hingegen sind die Kosten für Schulen und 
Kindergärten sehr stark von Personalkosten geprägt und deshalb von der Siedlungsdichte nur 
sehr begrenzt abhängig. Da das Einsparpotenzial aber in der politischen Debatte eine zentrale 
Rolle spielt, wird für die in diesem Kapitel untersuchten ECSM das Einsparpotenzial 
abgeschätzt. 
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2.3.2 Reformoptionen: Günstiges Bauland 

2.3.2.1 Baulandwidmung 

Die Baulandwidmung ist der Schlüsselbereich der Antriebskräfte für Zersiedelung. Es bestehen 
zahlreiche Ansatzpunkte, die Widmung und Nutzung von Bauland dahingehend umzugestalten, 
Siedlungs- (und Wirtschafts-)strukturen kompakter zu gestalten. Das Umweltbundesamt 
(2007) formuliert im Achten Umweltkontrollbericht folgende Empfehlungen zur Raumplanung 
mit dem Ziel der nachhaltigen Eindämmung des Flächenverbrauchs: 

• Optimierung der Baulandausweisung durch 

o Mengensteuerung (Baulandkontingentierung) durch überörtliche Raumplanung, 
Prüfung der Anwendbarkeit des Konzepts der handelbaren 
Flächenausweisungsrechte 

o Evaluierung der Steuerungswirkung von förder- und abgabenrechtlichen 
Instrumenten und des Finanzausgleichs sowie die Ausrichtung auf das 1/10- 
Reduktionsziel der Nachhaltigkeitsstratege (siehe Abschnitt 2.1.6) (z. B. 
Wohnbau- und Städtebauförderung, Grundsteuer) 

o Zweckgebundene Besteuerung der Wertsteigerung bei Umwidmungen zu 
Bauland 

o Bedarfsprüfung für baugewidmete Reserveflächen und die Einbindung in die 
Durchführungsbestimmungen zu den Strategischen Umweltprüfungen (SUPs) 

• Schaffung eines Bodenbewertungssystems, das Multifunktionalität und nicht-monetäre 
Bodenwerte als Grundlage für den Flächenwidmungsplan der Gemeinden berücksichtigt 

• Schaffung von Anreizen zur Wiedernutzung von Industrie- und Gewerbebrachflächen 
(„brown fields“) als wichtige Flächenreserve 

 
Handlungsoption: Schaffung einer übergeordneten Raumordnungskompetenz 
Die Aufteilung der Raumordnungskompetenzen ist in Österreich sehr komplex, zudem fehlt 
eine übergeordnete Raumordnungsinstanz. „Die Steuerung der Siedlungsentwicklung ist in 
Österreich in erster Linie Aufgabe der Raumordnung. Als wichtige kompetenzrechtliche 
Rahmenbedingung gilt, dass in Österreich – im Gegensatz zu den meisten anderen 
europäischen Ländern – die Raumordnung in Gesetzgebung und Vollziehung allein in die 
Kompetenz der neun Bundesländer fällt und es somit auf nationaler Ebene weder 
Raumordnungsgesetz noch nationale Raumpläne gibt. Da aber der Bund für wichtige 
Fachplanungen zuständig ist (z.B. für Forstrecht oder Wasserrecht), ist das Planungsrecht in 
Österreich unübersichtlich und berührt vielfach mehrere Zuständigkeiten.“ (Kanonier, 2004, S. 
59). 
Dementsprechend wäre die erste Handlungsoption, die Raumordnungskompetenzen klarer zur 
strukturieren und zu bündeln. Um kontraproduktive räumliche Entwicklungen zu minimieren, 
wäre es zudem wichtig, auch in Österreich, wie bspw. in den Niederlande, Deutschland und 
der Schweiz (vgl. Seiß, 2004), eine stärkere übergeordnete Instanz zu schaffen. 
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Handlungsoption: Stärkung der Kooperation zwischen Gemeinden 
Die Konkurrenz von Gemeinden um EinwohnerInnen und Betriebsansiedlungen ist eine der 
großen Triebfedern für das Überangebot an Bauland, das eine Ursache für Zersiedelung 
darstellt.  
Am Beispiel Vösendorf etwa, dank der Shopping City Süd eine die reichsten Gemeinden 
Österreichs, zeigen sich die negativen Folgen mangelnder Kooperation: „Die negativen Effekte 
von Europas größtem Einkaufszentrum gehen allerdings weit über die kleine Nachbargemeinde 
Wiens hinaus: Der Einzelhandel in den Bezirken Mödling und Baden sowie in Teilen der 
Bundeshauptstadt hat durch die SCS irreversiblen Schaden genommen – und die gesamte 
Region leidet unter der Belastung von 50.000 Autos, die täglich in das Shopping Center 
strömen. Von den Steuern der SCS entfällt auf die betroffenen Gemeinden im Umland 
Vösendorfs hingegen nichts. Derartige kommunalpolitische Einzelgänge können nur deshalb 
„erfolgreich“ verlaufen, weil die übergeordneten Landesregierungen einerseits bei der Kontrolle 
und Koordinierung kommunaler Planungen oftmals politischem Druck von Gemeinden und 
regional bedeutsamen Investoren nachgeben, andererseits kaum effiziente regionalplanerische 
Vorgaben definieren. (Seiß, 2004). Diese Kooperation könnte durch folgende Ansätze gestärkt 
werden: 

• Regionalisierung des Kommunalsteueraufkommens innerhalb gemeindeübergreifender 
Planungsverbände, um die Konkurrenz benachbarter Gemeinden bei künftigen 
Betriebsansiedelungen zu vermeiden und gemeinsames Vorgehen bei der 
Standortsuche zu ermöglichen 

• Umgestaltung der an die Bevölkerungszahl der Gemeinde gebundenen Ertragsanteile 
aus dem Finanzausgleich, um die Konkurrenz um EinwohnerInnen zu entschärfen, die 
bis heute ein Überangebotans Bauland zur Folge hat (vgl. Seiß, 2004) 

• Stärkung der Koordination und Aufsicht auf Ebene der Länder oder Regionen: Bereits 
jetzt haben die Länder die einzelnen Flächenwidmungspläne der Gemeinde 
aufsichtsbehördlich zu genehmigen. Allerdings wird in der Regel in Sachfragen, ob eine 
Baulandausweisung den Raumordnungszielen im Einzelfall widerspricht, kein Einspruch 
erhoben. Tatsächlich müsste die Aufsichts- und Koordinationsfunktion der Länder 
gestärkt werden, um die räumlichen Entwicklungskonzepte der Gemeinden aufeinander 
abzustimmen und auch bei kollidierenden Interessen eine Zersiedelung vermeiden. 

• Entkoppelung der Einnahmen von einer Ausweitung des Siedlungsgebiets: Eine starke 
Motivation für die Gemeinden, laufend neues Bauland an den Siedlungsgrenzen 
auszuweisen, sind die damit verbundenen Mehreinnahmen aus Kommunalsteuern und 
dem Finanzausgleich (siehe auch den Exkurs zur Gemeindefinanzierung).  

 
Handlungsoption: Bundesraumordnungsgesetz für Österreich 
Zahlreiche – auch föderal organisierte Staaten – verfügen im Gegensatz zu Österreich über 
gesamtstaatliche Raumordnungsgesetze und -programme. „Die helvetische 
Bundesraumordnung bezweckt auch nicht, die Kompetenzen der regionalen 
Gebietskörperschaften zu beschneiden, sondern schreibt lediglich Grundsätze der räumlichen 
Entwicklung fest. Allerdings verpflichtet der Bund die Kantone, ihre Planungsinstrumente 
konsequent anzuwenden – und behält sich vor, die kantonalen „Richtpläne“ zu genehmigen 
oder zurückzuweisen. In Sinne eines Controlling der Regionalplanung wären auch in Österreich 
ein Bundesraumordnungsgesetz und darauf aufbauend ein periodisch zu überarbeitendes 



Pro jekt  ZERs iede l t  (K l ima- und  Energ ie fonds,  Neue  Energ ien 2020,  P ro jekt  Nr .  822099),  www.zers iede l t .a t  

  E rmi t t lung  der  „Suppor t  Measures“  für  den  Wohnbau     Se i te  108 von  153 
 

Bundesraumordnungsprogramm vonnöten – zumal die vorhandenen 
Qualitätssicherungsinstrumente in der Landes- und Kommunalplanung nur wenig bewirken. 
Seien es die Umwelt- und Raumverträglichkeitsprüfungen, die bei größeren Projekten 
(Einkaufszentren, Großkinos, Müllverbrennungsanlagen, Straßenbauten etc.) mittlerweile 
Pflicht sind, in ihren Ergebnissen aber kaum einmal überraschen, wenn die Politik hinter einem 
Widmungs- oder Bauvorhaben steht. Sei es die in Österreich nur laienhaft oder widerwillig 
durchgeführte Bürgerbeteiligung in der Planung, die mit einer bürgerlichen Mitbestimmung 
und Mitgestaltung wie in der Schweiz (wo über Autobahntrassen ebenso abgestimmt wird wie 
über Umwidmungen) ebenso wenig gemeinsam hat wie mit der Partizipation in Deutschland 
(wo kommunalpolitische Beschlüsse durch Bürgerbegehren aufgehoben werden können) und 
den Niederlanden (wo Bürgerinitiativen Förderungen erhalten).“ (Seiß, 2004) 
 
Handlungsoption: Nutzung des Flächenwidmungsplans zur Erreichung 
raumordnerischer Ziele 
Das Problem der vorherrschenden Widmungspraxis ist nicht auf mangelnde Zielvorgaben in 
der Raumordnung zurückzuführen: „Die Einschränkung der Zersiedlung ist vor allem Aufgabe 
der Raumordnung (…). Diesem Auftrag entsprechend enthalten die Raumordnungsgesetze 
aller Länder Grundsätze und Planungsrichtlinien, die sich gegen eine Zersiedlung aussprechen 
bzw. einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden fordern. So ist etwa in Niederösterreich 
grundsätzlich „eine Siedlungstätigkeit in isolierter Lage zu vermeiden“ oder in Oberösterreich 
die „Vermeidung von landschaftsschädigenden Eingriffen, insbesondere die Schaffung oder 
Erweiterung von Baulandsplittern (Zersiedelung) ein Ziel der Raumordnung“. Zwar enthalten 
nicht alle Raumordnungsgesetze gleich eindeutige Zielbestimmungen gegen 
Zersiedlungsmaßnahmen, insgesamt kann aber in allen Ländern das Ziel der 
Zersiedlungsabwehr aus den Planungsgrundsätzen und -richtlinien abgeleitet werden.“ 
(Kanonier, 2004, S. 59 f) 
Die tatsächlich zu beobachtende räumliche Entwicklung ist allerdings weit von der Erreichung 
dieser Ziele entfernt. Um die Raumordnung besser auf die Verhinderung von Zersiedlung 
auszurichten, ist ein Mix an Instrumenten und Maßnahmen erforderlich. Im Zentrum stehen 
traditionelle, raumplanerische Instrumente auf Gemeindeebene, also Aufgaben die in den 
Bereich der Hoheitsverwaltung fallen. Begleitend sind aber auch Strategien hinsichtlich 
Bewussteinsbildung und Anreizsysteme erforderlich, da eine restriktivere Baulandwidmung und 
damit verbundene Einschränkungen der Nutzungsmöglichkeiten der Grundeigentümer allein 
auf Akzeptanzprobleme stößt, wenn nicht gleichzeitig auch ein Problembewusstsein für die 
Zersiedelung geschaffen wird. Da aber übergeordnete Ziele der Raumplanung oft mit den 
individuellen Interessen kollidieren, bleiben häufig nur die ordnungsplanerische Maßnahmen, 
denn in Flächenwidmungsplänen ausgewiesene Grünflächen können auch bei anderen 
individuellen Interessen nicht verbaut werden. 
Dabei hat die Gemeinde im Rahmen ihrer Widmungsakte erheblichen Planungsspielraum, da 
im Fall von Umwidmungsverfahren von der Planungsbehörde zu beurteilen ist ob 
zersiedelungswirkende Maßnahmen vorliegen oder ob die Umwidmung mit den 
Raumordnungszielen (noch) übereinstimmt (vgl. Kanonier, 2004). Es handelt sich dabei – 
gerade aufgrund kollidierender Interessen – oft um konfliktreiche Sachfragen, bei denen 
natürlich auch sachfremde (bspw. politische und budgetäre) Überlegungen eine Rolle spielen.  
Der Flächenwidmungsplan ist das zentrale Planungsinstrument der Gemeinden. Er wird vom 
Gemeinderat erlassen und von der Landesregierung aufsichtsbehördlich genehmigt. Der 
Bürgermeister hat dann im Rahmen der baubehördlichen Genehmigungsverfahren jeweils zu 
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prüfen, ob die konkreten Bauvorhaben mit den Anforderungen des Flächenwidmungsplans 
übereinstimmen. Um den Flächenwidmungsplan als restriktives Instrument zur Bekämpfung 
der Zersiedelung zu verwenden, sind knappe Kontingentierungen von Bauland entscheidend 
um die Siedlungsentwicklung in kompaktere Formen zu lenken. Denn „Flächenverbrauch und 
Zersiedelung resultieren in der Regel aus Erweiterungen der Siedlungsgebiete, für die 
grundsätzlich Baulandwidmungen erforderlich sind. Für Bauführungen (in isolierter Lage) 
bestehen freilich aus Sicht der Raumordnungsgesetze in Verbindung mit den Bestimmungen 
der Bauordnungen zwei Möglichkeiten: Zum einen kann durch die Ausweisung von Bauland im 
Flächenwidmungsplan die Errichtung von Baulichkeiten ermöglicht werden. Zum anderen 
können innerhalb des Grünlandes Bauten ohne eigene Baulandwidmung entstehen, die sich 
auf Ausnahmebestimmungen der Raumordnungsgesetze für Bauten im Grünland stützen.“ 
(Kanonier, 2004, S. 62) 
Im Sinne einer kompakten Siedlungsentwicklung gilt es also den Ermessensspielraum der 
örtlichen Planungs- und Baubehörde auszunutzen und den Flächenwidmungsplan auch 
tatsächlich als Lenkungsinstrument zur Bekämpfung der Zersiedelung einzusetzen (für eine 
detaillierte Darstellung von diesbezüglichen Auslegungsrichtlinien im Planungsrecht siehe 
Kanonier (2004), S. 63 ff). Die Erstellung der Flächenwidmungspläne sollte von den 
Gemeinden hin zu einer übergeordneten Instanz verlagert (Gemeindeverbund oder Land), da 
der direkte Kontakt und die Abhängigkeit der Gemeindepolitik vom "Wähler" das Treffen 
unpopulärer Entscheidungen verhindern oder erschweren und Klientelpolitik fördern (vgl. auch 
den Exkurs zur Gemeindefinanzierung). 

 
Handlungsoption: Verknüpfung von Entscheidungskompetenz und Finanzierung 
Ein wesentliches Problem liegt in der Anreizstruktur der Gemeinden neues Bauland 
auszuweisen, bei gleichzeitiger Übernahme der Folgekosten durch den Bund. Somit wird zwar 
die Entscheidungskompetenz an Länder und Gemeinden delegiert, die Finanzierung müssen sie 
aber nicht sicherstellen. „Das ist umso unverständlicher, als dem Bund nach wie vor – direkt 
oder über den Umweg des Finanzausgleichs – die Finanzierung der abgetretenen Aufgaben 
zukommt. So geben die Länder und Gemeinden Bundesgelder aus, ohne dabei an einheitliche 
Standards, Effizienz- oder Qualitätskriterien gebunden zu sein. Bestes Beispiel dafür ist die 
ausgeprägte Zersiedelung Österreichs und die damit verbundenen öffentlichen Kosten für die 
technische Infrastruktur. Laut volkswirtschaftlichen Berechnungen bedeutet die weitverbreitete 
extensive Besiedelung durch aufgelockerte Bebauungsformen jährliche Mehrkosten – allein für 
die Errichtung und Erhaltung von Straßen, Wasserversorgung und Abwasserentsorgung – von 
EUR 150 Millionen im Vergleich zu einer flächen- und infrastruktursparenden Besiedelung. 
Diese Kosten entstehen in erster Linie durch die undisziplinierte Flächenwidmungsplanung 
sowie die fehlende Bodenpolitik der Gemeinden, werden durch die kommunalen Haushalte in 
der Regel aber nur zu 16% getragen (Pflichtanteil). 37% entfallen auf die 
GebührenzahlerInnen – unabhängig davon, ob sie in einem dicht oder locker bebauten Teil des 
Gemeindegebiets leben – und 47% auf Bund und Länder (Stand 2001).“ (Seiß, 2004) 
Umgesetzt werden könnte diese stärkere Verknüpfung zwischen Entscheidungskompetenz 
etwa in einer entsprechenden Umgestaltung im Finanzausgleichsgesetz. 
 
Handlungsoption: Regelmäßiges Monitoring der räumlichen Entwicklung 
Eine zentrale Raumordnungsstelle für Österreich (bspw. ÖROK oder eine neu zu schaffende 
Bundesstelle) sollte ein regelmäßiges Monitoring der Siedlungsentwicklung Österreichs 
durchführen. In regelmäßigen Abständen könnten nach Bundesländern oder Teilregionen 
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gegliedert die wichtigsten Indikatoren der räumlichen Entwicklung (Flächenverbrauch, 
Siedlungsdichte, Ausbau technische Infrastruktur wie Straßennetz, Bevölkerung, 
Arbeitsstätten, Einzelhandel, Wohnbau, Infrastrukturinvestitionen, Verkehrsaufkommen, 
Luftqualität etc.) quantifiziert werden.  
 
Handlungsoption: Reduktion des ausgewiesen Baulands durch Bedarfsnachweis 
Der Bedarf an neuem Bauland sollte von den Gemeinden vor der Umwidmung auf Basis von 
Bedarfsprognosen und gemeinde-/stadtentwicklungspolitischen Erwägungen nachgewiesen 
werden. „In Regionen mit einer Tendenz zu Angebotsüberhängen auf den Bauland- und 
Immobilienmärkten sollten interkommunale Kooperationsbemühungen auf die Bereitstellung 
von Leistungen der Daseinsvorsorge ausgeweitet werden. Die bisherigen Erfahrungen in 
Regionen mit sich abschwächender Wachstumstendenz haben gezeigt, dass die Auslastung 
von kommunalen Infrastrukturen ein starkes Motiv für die Bereitstellung weiterer 
Siedlungsflächen ist. Danach erwägen Gemeinden häufig dann Baulandausweisungen, wenn in 
einem kurz- oder mittelfristigen Zeithorizont eine Schließung von Einrichtungen droht. Mit der 
erwarteten Zuwanderung von Bevölkerung erhoffen sich die betreffenden Gemeinden ein 
Aufhalten von infrastrukturellen Erosionsprozessen. Vor diesem Hintergrund könnten 
intensivierte interkommunale Kooperationsaktivitäten in der Bereitstellung und 
Bewirtschaftung von Infrastrukturleistungen flächenverbrauchsmindernd wirken.“ (Siedentop 
et al, 2009) 
 
Handlungsoption: Verstärkte Baulandmobilisierung 
Wie in der Analyse der ECSM beschrieben kommt es in vielen Gemeinden zu einem „Bauland-
Paradoxon“. Das bedeutet, dass es einerseits einen Überschuss an gewidmetem Bauland gibt, 
auf der anderen Seite besteht ein Mangel an Bauland, weil die vorhandenen gewidmeten 
Grundstücke entweder überteuert oder gar nicht am Markt angeboten werden, obwohl die 
Eigentümer nicht bauen wollen, sondern das Bauland aus vorwiegend marktwirtschaftlichen 
Gründen horten (vgl. Elend et al, 2007). Dieses Bauland-Paradoxon ist schließlich dafür 
verantwortlich, dass die Bereitstellung neuer Bauflächen nur am Siedlungsrand möglich ist und 
damit zur Zersiedelung führt. Eine wesentliche Handlungsoption ergibt sich für Gemeinden 
also aus der Mobilisierung von bereits gewidmetem, unbebautem Bauland. Dabei gibt es eine 
Reihe an möglichen Maßnahmen und Instrumenten die dabei helfen können (siehe dazu auch 
Elend et al, 2007, Kapitel 2 und 3).  

• Stärkere Nutzung der Bodenwertabgabe als Lenkungsinstrument (Erhöhung des 
Abgabensatzes bzw. Absenkung des Freibetrags) 

• Ein fiskalischer Anreiz wäre die Besteuerung von brachliegendem Bauland nach Ablauf 
einer Frist von 5 Jahren, mit einem steigenden Steuersatz. Damit würden die 
Eigentümer der Bauflächen angehalten Bauland nur bei absehbarem Eigenbedarf zu 
horten, ansonsten dem Markt zur Verfügung zu stellen.  

• Zusätzlich zu den bestehenden Instrumenten wären rechtliche Rahmenbedingungen 
denkbar, die den Zugriff der Gemeinden auf solche Baulandreserven im Zuge eines 
hoheitlichen Aktes vereinfachen würden (von Rückwidmung bis hin zur Enteignung der 
Horter). 

• „Zur Mobilisierung von Wohnbauland wäre das Instrument der Vertragsraumordnung 
anzuwenden“ (Rechnungshof, 2004): Im Rahmen der Vertragsraumordnung könnten 
weitere Instrumente umgesetzt werden, wie etwa  
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o Eigentümer verpflichten sich gegenüber der Gemeinde, dass das Grundstück 
innerhalb einer zu vereinbarenden Frist bebaut wird 

o Bodenbevorratung durch die Gemeinde 
 
Handlungsoption: Beteiligung der öffentlichen Hand am Widmungsgewinn 
Die erhebliche Wertsteigerung von Grundstücken durch ihre Umwidmung zu Bauland unterliegt 
in Österreich keiner Besteuerung. In der Regel werden diese Gewinne vollständig privatisiert. 
Was derzeit im Rahmen der Vertragsraumordnung nur in Ausnahmefällen geschieht, könnte 
flächendeckend umgesetzt werden: 

• Beteiligung der Eigentümer umgewidmeter Grundstücke an Infrastrukturmaßnahmen 

• Planwertausgleich 

Denkbar wäre grundsätzlich auch eine Besteuerung des Wertzuwachses des Bodens bei 
Umwidmung oder eine Anhebung der Grundsteuer. 
 

Einsparpotenzial 
Die Widmung von Bauland führt über verschiedene Kanäle zu Einnahmen der Gemeinde, auch 
dann, wenn die Gemeinde nicht Eigentümerin der Grundstücke ist und der 
Umwidmungsgewinn vollständig privatisiert wird. Denn neu angesiedelte Haushalte und 
Betriebe bringen zusätzliche Einnahmen, genauso steigt die Grundsteuer, die sich am höheren 
Einheitswert für Bauland bemisst. Somit bietet eine Reform dieser ECSM kein Einsparpotenzial 
für die öffentlichen Haushalte – im Gegenteil wären Mindereinnahmen zu erwarten.  
Andererseits bestehen durch die Einführung der vorgeschlagenen Instrumente – z.B 
Grundsteuer, Bodenwertabgabe oder Beteiligung an Infrastrukturkosten – jedoch erhebliche 
Potenziale für zusätzliche Einnahmen der Gemeinden, die hier jedoch nicht quantifiziert 
werden. 
Außerdem würden bei entsprechender Ausweisung verdichteter Baulandwidmungen für die 
Gemeinden geringere Kosten im bereich der Aufschließungsinfrastrukturen anfallen 

2.3.3 Reformoptionen: Technische Infrastruktur 

Alle ECSM im Bereich der technischen Infrastruktur haben eine ähnliche Charakteristik:  
• es handelt sich um Güter, bei denen die private Bereitstellung problematisch ist (hohes 

Risiko, große unteilbare Investitionen, etc.) und 

• es liegt eine Kostenunterdeckung durch die Nutzer vor, weshalb eine Subvention aus 
öffentlichen Mitteln erforderlich ist.  

Auch hier sei noch einmal explizit darauf hingewiesen, dass die positiven Effekte der 
betrachteten ECSM nicht untersucht und quantifiziert wurden, weshalb keine Aussagen über 
die Wohlfahrtseffekt einer Kürzung oder Streichung der Förderungen technischer Infrastruktur 
getroffen werden können. Obwohl der wirtschaftliche Belebungseffekt neuer Verkehrswege in 
einer entwickelten Volkswirtschaft aktuellen Studien zufolge relativ gering ist, soll dennoch 
nicht darüber spekuliert werden, ob oder inwieweit eine Kürzung oder Streichung der ECSM 
volkswirtschaftlich sinnvoll wäre. Vielmehr sollen Handlungsoptionen diskutiert werden, die 
den intendierten Effekt nicht schmälern, sehr wohl aber die Wirkung auf die Zersiedelung 
reduzieren.  
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2.3.3.1 Ausbau öffentliche Straßeninfrastruktur 

Da der intendierte Effekt dieser ECSM darin besteht, die Volkswirtschaft durch günstige 
Mobilität zu fördern, ist der Spielraum zur Verringerung der Umweltauswirkungen (ohne die 
intendierte Wirkung zu schmälern) begrenzt. Bezieht man sich auf die Funktionalität der 
Straßeninfrastruktur, so geht es darum, schnelle Verbindungen zwischen Standorten zu 
möglichst geringen Kosten zu schaffen. Die Handlungsoptionen liegen also darin, diese 
Funktionalität (sprich günstige Mobilität) aufrechtzuerhalten, dabei aber die 
umweltkontraproduktive Wirkung auf Zersiedelung zur reduzieren.  
 
Handlungsoption: Verringerung des Mobilitätsbedarfs 
Es könnte der Bedarf an Mobilität verringert werden (weniger Fahrten, geringere Distanzen), 
was wiederum eine Frage der Raumplanung (insbesondere auch im Bezug auf 
Betriebsansiedlungen), aber auch des Mobilitätsmanagements ist. Eine Optimierung von 
betrieblicher Mobilität, sowie der Güterlogistik kann hier öffentlich gefördert werden. Ebenso 
die Unterstützung von regionalen Wirtschaftkreisläufen mit kurzen Transportwegen, der 
Ausbau von Industrieparks und regionalen Clustern, können die Anforderungen an die 
Straßeninfrastruktur reduzieren.  
 
Handlungsoption: Umweltschonende Mobilität 
Der zweite Ansatzpunkt liegt in der Umschichtung der öffentlichen Mittel auf Verkehrsmittel, 
deren Umweltauswirkungen geringer sind, Stichworte „Modal Split; von der Straße auf die 
Schiene“. Eine groß angelegte Umschichtung der Subventionen für umweltschonende 
Verkehrsinfrastruktur steht hier im Zentrum aller Reformoptionen.  
 
Handlungsoption: Mehr Kostenwahrheit für die Mobilität 
Ein wichtiger Grundsatz und unerlässlich für die individuelle Entscheidungsfindung ist die 
Transparenz und Kostenwahrheit. Das bedeutet die tatsächlichen Kosten der Mobilität nach 
dem Verursacherprinzip zu verrechnen, bspw. über kilometerabhängige 
Straßenbenutzungsgebühren. Diese Forderung ist unabhängig davon, wer schlussendlich die 
Mobilitätskosten zu tragen hat und in welchem Ausmaß die Verursacher über andere 
Instrumente subventioniert werden. 
 
Handlungsoption: Stärkung des Verursacherprinzips und Planungssicherheit für 
private Haushalte 
Die Subvention günstiger Mobilität über den Ausbau von Straßeninfrastruktur ist nicht nur 
wirtschafts- sondern auch sozialpolitisch motiviert. Auch für die privaten Haushalte ergeben 
sich die beiden Optionen: Mobilitätsbedarf verringern oder Veränderung des Modal Split. Die 
Problematik der Kausalität stellt sich hier kaum, da nicht durch Straßen erschlossene 
Grundstücke in aller Regel nicht bebaut werden.  
Eine stärkere Überwälzung der Erschließungskosten auf die privaten Haushalte würde also die 
Standortentscheidung direkt beeinflussen, ohne bei entsprechender Reaktion die 
Mobilitätskosten zu erhöhen. In diesem Kontext ist Kostenwahrheit und Planungssicherheit 
entscheidend. 
 
Einsparpotenzial  
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Das gesamte relevante Volumen von 4,75 Mrd. Euro, welches für die Straßeninfrastruktur und 
die damit verbundenen externen Kosten in zersiedelte Gebieten fließt, wird aus den 
öffentlichen Haushalten finanziert und würde sich dort im Fall einer Reform, welche mit einer 
Reduktion dieses Volumens einhergeht, als Einsparung niederschlagen. Andererseits könnten 
diese Mittel umgeschichtet und in die Verschiebung des Modal Split hin zu öffentlichem und 
nichtmotorisiertem Verkehr investiert werden. 
 
2.3.3.2 Ausbau Siedlungswasserwirtschaft 

Es gelten im Wesentlichen dieselben Handlungsoptionen wie beim Ausbau der 
Straßeninfrastruktur, insbesondere die Aspekte Verursacherprinzip und Planungssicherheit.  
 
Einsparpotenzial 
Insgesamt werden für die Infrastrukturkosten in der Siedlungswasserwirtschaft in lose 
besiedelten Gebieten rund 400 Mio. Euro von der öffentlichen Hand an Förderungen 
aufgewendet. Im Fall einer Reform, welche mit einer Reduktion dieses Volumens einhergeht, 
würde sich diese als Einsparung in den Budgets der öffentlichen Haushalte niederschlagen. 

2.3.4 Reformoptionen: Wohnraumschaffung 

Bei den ECSM im Bereich Wohnraumschaffung sind Handlungsoptionen bzgl. Volumens- und 
Lenkungseffekten zu diskutieren. Da neuer Wohnraum aufgrund mangelnder 
Baulandmobilisierung vorwiegend außerhalb der bestehenden Siedlungsflächen geschaffen 
wird, könnte ein Rückgang der Förderung von neuem Wohnraum (egal ob über 
Wohnbauförderung oder gefördertes Bausparen) an sich die Zersiedelung reduzieren.  
Da Schaffung von neuem, qualitativ hochwertigem Wohnraum aus sozial- und 
wirtschaftspolitischer Sicht durchaus gewünscht ist und diese positiven Effekte hier nicht 
quantifiziert werden können, ist eine Aussage über die volkswirtschaftliche Sinnhaftigkeit einer 
Kürzung oder Streichung der Wohnbauförderung nicht möglich. Es werden im Folgenden 
deshalb die Handlungsoptionen bzgl. Lenkungseffekte diskutiert. 
 
2.3.4.1 Wohnbauförderung 

Reformoptionen zum Lenkungseffekt der Wohnbauförderung zielen darauf ab, der 
Zersiedelung entgegenzuwirken ohne dabei die Schaffung neuen Wohnraums zu behindern. 
Dazu gibt es verschiedene Ansatzpunkte und Reformoptionen die bisher allerdings weitgehend 
ungenützt bleiben. „Die Lenkungswirkung der Wohnbauförderung zur Vermeidung von 
Zersiedelung ist heute gering. Eigentlich muss vom Gegenteil die Rede sein. Für die 
unstrittigen Vorteile des Eigenheims hinsichtlich Wohnversorgung, wirtschaftlicher 
Auswirkungen und einer Stärkung strukturschwacher Regionen wird von der Politik ein 
überbordender Flächenverbrauch in Kauf genommen. Der Verbrauch der wichtigen Ressource 
Boden ist von der Ökologisierung der Wohnbauförderung heute noch eindeutig zu wenig 
erfasst. Dabei wäre bei Eigenheimen die Koppelung der Förderung an die Liegenschaftsgröße 
leicht umsetzbar. Aber es geht nicht nur um das Flächenmaß der Liegenschaften, sondern 
auch um regionalplanerische Aspekte, um ein Zerfleddern der Dörfer zu vermeiden, um die 
Vermeidung zusätzlichen Verkehrs sowie um das liebe Geld. Weit verstreute Einzelhäuser 
verursachen den Gemeinden wesentlich höhere Infrastrukturkosten als „klassische“ dörfliche 
Strukturen. Eine Neuausrichtung der Wohnbauförderung muss regionalen Zentren und 
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bestehenden Dörfern ebenso zugute kommen wie den Großstädten. Ein Erreichen der Kyoto-
Ziele, ein Ende der Zersiedelung und eine Reduktion raumordnungsbedingter 
Mobilitätsprobleme wird nur über eine Neuausrichtung der Wohnbauförderung und eine 
Umschichtung in Richtung hochwertige Bestandsaufwertung möglich sein.“ (Amann und 
Lechner, 2006) 
 
Handlungsoption: Reduktion der Mobilitäts-Folgekosten durch den Wohnungsbau 
Dieser Vorschlag verfolgt einen "End-of-Pipe" Ansatz, der nicht die Zersiedelung an sich 
beschränken würde, sondern die negativen Umweltfolgen dieser reduziert. Das betrifft 
vorwiegend die mit Zersiedelung verbundene Zwangsmobilität. Beispielsweise könnte die 
Anbindung eines Standorts für Wohnungsneubau an den öffentlichen Verkehr in die 
Förderrichtlinien der Wohnbauförderung aufgenommen werden. 
 
Handlungsoption: Sanierung statt Neubau 
Wichtiger als die Forderung nach öffentlicher Verkehrsanbindung ist die Verlagerung der 
Wohnbauförderung vom Wohnbau auf die Sanierung. Damit wird bestehender Wohnraum in 
ökologischer, sozialer und wirtschaftlicher Hinsicht aufgewertet und teilweise erweitert, ohne 
dass neue Siedlungsflächen erschlossen werden müssen. Die Umschichtung der 
Wohnbauförderung zur Sanierung stellt somit eine zentrale Maßnahme dar, um der 
Zersiedelung entgegenzuwirken. Der Anteil der Wohnbauförderung, der für die Sanierung 
aufgewendet wird, hat in den letzten Jahren stagniert, ist zuletzt aber wieder leicht gestiegen 
und liegt im Jahr 2008 knapp über der 20 %-Marke, was einem nominellen Wert von 612 Mio. 
Euro entspricht (siehe Abbildung 32). 
 

 

Abbildung 32: Ausgaben für Sanierungsförderung, nominell und anteilsmäßig, Quelle: Amann (2009) 

Nach wie vor werden also 80% der Wohnbauförderung für die Schaffung neuen Wohnraums 
aufgewendet, was hinsichtlich Zersiedelung, aber auch allgemein aus ökologischer Sicht ein 
problematisches Faktum darstellt. 
 
Handlungsoption: Gezielte Lenkung des Neubaus in kompakte Siedlungsformen 
Um über einen Lenkungseffekt in der nach wie vor wichtigen der Neubauförderung der 
Zersiedelung entgegenzuwirken, muss der erste Schritt sein, jede Bevorzugung von 
Einfamilienhäusern in loser Siedlungsform (über de facto höhere pro Kopf Förderung durch 
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größere Wohnflächen, etc.) zu eliminieren. Das könnte von einer Reduktion bis hin zu einer 
Abschaffung der Wohnbauförderung für Einfamilienhäuser generell – insbesondere in losen 
Siedlungsstrukturen – reichen. Darüber hinaus könnten auch Lenkungsmaßnahmen in die 
Förderrichtlinien integriert werden, die der Zersiedelung aktiv entgegenwirken. Konkret 
müssten die Fördersätze für kompaktes Bauen stark differenziert werden und bspw. an 
folgende Kriterien gebunden werden: 

• Siedlungsdichte im Umfeld des geplanten Neubaus (gemessen in Wohneinheiten pro 
ha) 

• Mit dem Neubau verbundene Infrastrukturinvestitionen und Folgekosten (für 
Straßenanschluss, Wasser/Abwasser, etc.) oder Entfernungsparameter zur 
Beschreibung des Abstands zu bestehender technischer Infrastruktur 

• Flächenversiegelung durch Bau- und Nebenflächen 

• Distanz zum nächstgelegenen Hauptorten und zu Einrichtungen des täglichen Bedarfs 
(Schule, Kindergarten, Arzt, Einkaufsmöglichkeiten, Bank, etc.) 

• Abschläge für Baulandsplitter, gekennzeichnet durch angrenzende Parzellen die nicht 
als Bauland gewidmet sind 

• Zuschläge für Einpassung von Neubauprojekten in Raumentwicklungskonzepte 

 
Österreich würde mit einer Bindung der Wohnbauförderung an Raumordnungsziele kein 
Neuland betreten, ähnliche Konzepte wurden bereits in Nachbarländern umgesetzt: 
„In Deutschland wurde die „Eigenheimförderung“ des Bundes, eine Möglichkeit zur 
Steuerabschreibung beim Erwerb von neuem Wohnungseigentum, im Jahr 2005 abgeschafft. 
Geblieben sind die Wohnraumförderungsprogramme der Länder (zinslose Darlehen), die – wie 
etwa in Nordrhein-Westfalen – ganz bewusst zur Steuerung der Siedlungsentwicklung 
eingesetzt werden. So ist es das vorrangige Ziel der Wohnungs- und Städtebaupolitik des 
Bauministeriums in Düsseldorf, die Wohnbautätigkeit in den stagnierenden Großstädten zu 
konzentrieren. Dazu wird zur Grundförderung von EUR 20.000 bis EUR 45.000 ein so 
genannter Stadtbonus in Höhe von weiteren EUR 20.000 gewährt, wenn Wohnraum in einer 
der 32 Städte des Landes geschaffen wird. Darüber hinaus genießt die Sanierung von 
Wohnungsbestand Vorrang gegenüber Wohnungsneubau. In diesem Sinne müsste auch die 
Österreichische Bundesregierung die Länder dazu anhalten, die Vergabe ihrer 
Wohnbauförderung stärker an raumplanerische Kriterien zu binden. Weiters sollten die 
heimischen Kommunen per Gesetz zu einer aktiven Bodenpolitik verpflichtet werden, um die 
enormen Reserven an gewidmetem Wohnbauland zu mobilisieren und damit Neuwidmungen 
bis auf Weiteres überflüssig zu machen.“ (Seiß, 2004) 
Natürlich hat die Debatte um eine Ökologisierung der Wohnbauförderung noch weitere 
Aspekte, die aber nicht direkt für die Zersiedelung relevant sind. Dies betrifft einerseits den 
Primärenergiebedarf (vor allem für Heizen, Kühlen und Warmwasser) sowie die verwendeten 
Baustoffe. Hier wurde bereits einiges umgesetzt und die Bemessung der Förderhöhe aufgrund 
ökologischer Kriterien ist – wenn auch in den einzelnen Bundesländern noch sehr 
unterschiedlich – mittlerweile in allen Wohnbauförderrichtlinien Standard. Die Debatte um eine 
Ökologisierung der Wohnbauförderung ist in verschiedenen Untersuchungen hinreichend 
behandelt und soll hier nicht wiedergegeben werden. 
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Einsparpotenzial 
Das gesamte relevante Volumen von 750 Mio. Euro wird aus öffentlichen Budgets finanziert. 
Im Fall einer Reform würde sich eine Reduktion dieses Volumens, mit dem Neubauten in 
zersiedelten Gebieten gefördert werden, direkt als Einsparung in den Budget niederschlagen. 
Die Umschichtung der Mittel hin zur Sanierung könnte budgetneutral erfolgen. 
 
2.3.4.2 Förderung Bausparen 

Die Förderung des Bausparens müsste sinnvoller Weise an die tatsächliche Verwendung des 
Bausparvertrages zur Finanzierung der Wohnraumschaffung gebunden sein. Abgesehen davon, 
dass bei Verwendung des Bausparvertrages bspw. für den Kauf eines Autos der eigentliche 
Fördergrund wegfällt, würde damit auch die Grundlage geschaffen, ökologische und 
raumordnungsrelevante Kriterien in die Förderung mit aufzunehmen. So könnte die volle 
Auszahlung der staatlichen Prämie an die bei der Reform der Wohnbauförderung besprochenen 
Förderichtlinien gekoppelt werden. 

2.3.5 Reformoptionen: Mobilität 

Allen im Bedürfnisfeld Mobilität diskutierten ECSM gemein ist, dass sie zu einer Verbilligung 
der Mobilität beitragen. Als Voraussetzung für Zersiedelung ist Mobilität ein zentrales 
Bedürfnisfeld, auch deshalb, weil sie einen Großteil der anderen Bedürfnisfelder mit abdecken 
kann, sofern diese nicht in räumlicher Nähe zur Verfügung stehen. Somit erschwert 
grundsätzlich jede Kürzung oder Streichung von Förderungen der (individuellen) Mobilität 
tendenziell die Zersiedelung, egal ob die Förderung über Pendlerpauschale, Kilometergeld oder 
Stellplätze ihren Weg zu den Haushalten findet. 
 
2.3.5.1 Pendlerförderung 

Die Pendlerförderung ist insofern ein Sonderfall, als ihre intendierte Wirkung mit der umwelt-
kontrapoduktiven Wirkung identisch ist, nämlich die Förderung langer Wege zwischen 
Arbeitsplatz und Wohnsitz. Die bisher besprochenen ECSM, wie etwa die Wohnbauförderung, 
haben eine intendierte Wirkung (Förderung der Wohnraumschaffung) deren Nebeneffekt eine 
umweltkontraproduktive Wirkung, nämlich die Förderung der Zersiedelung, ist. Im Falle der 
Pendlerförderung handelt es sich um eine ECSM deren Intention es ist, die Zersiedelung (wenn 
auch ex post) zu fördern. Somit ergeben sich hier deutlich geringere Spielräume für eine 
Reform bei der die Zersiedelungswirkung reduziert wird, aber der intendierte Effekt 
beibehalten wird. 
Durch Koppelung an siedlungsrelevante Kriterien (wie sie etwa für die Förderrichtlinien der 
Wohnbauförderung vorgeschlagen wurden, siehe Abschnitt 2.3.4.1) könnte die 
Pendlerpauschale auf jene Fahrten reduziert werden, die nicht auf einen Wohnsitz im 
suburban-ländlichen Raum zurückzuführen sind. Übrig bleiben würden Stadtbewohner, die ins 
Umland pendeln, oder sehr kurze Pendeldistanzen – also eine Maßnahme die der Intention der 
Pendlerförderung widersprechen würde. 
 
Handlungsoption: Anreize zur Reduktion der Pendelwege 
Im Sinne einer dynamischen Betrachtung wäre eine Handlungsoption, die Pendlerförderung so 
umzugestalten, dass eine Reduktion der Pendelwege oder Fahrten belohnt wird. 
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Handlungsoption: Verstärkter Anreiz zur Nutzung ÖPNV 
Die kleine Pendlerpauschale wird gewährt, wenn die Nutzung eines öffentlichen 
Verkehrsmittels zumutbar ist, unabhängig davon ob es auch benutzt wird oder nicht. Im Falle 
der Zumutbarkeit eines öffentlichen Verkehrsmittels, sollte die Pendlerpauschale auch an 
dessen Nutzung gebunden sein.  
Die große Pendlerpauschale wird gewährt, wenn an mehr als der Hälfte der Arbeitstage auf der 
überwiegenden Strecke (mehr als 50%) die Benützung eines öffentlichen Verkehrsmittels nicht 
möglich ist, oder die Benützung nicht zumutbar ist. „Nicht zumutbare Nutzung“ könnte mit 
deutlich höheren Fördersätzen dennoch attraktiver gemacht werden. 
 
Handlungsoption: Förderung von Fahrgemeinschaften 
Die nachweisliche Bildung von Fahrgemeinschaften könnten über die Pendlerpauschale 
besonders gefördert werden (in Kombination mit einer Mitfahrbörse). 
 
Handlungsoption: Schaffung von Anreizen für Betriebe 
Da es sich bei den Pendelfahrten in der Regel um Wege zwischen Arbeitsplatz und Wohnsitz 
handelt, stellt sich auch die Frage, inwieweit die Betriebsansiedelungen die Minimierung dieser 
Wege berücksichtigen. Bspw. könnten Unternehmen verpflichtet werden, die Pendlerpauschale 
auszubezahlen (mit oder ohne Rückerstattung durch die öffentliche Hand), wobei nicht 
ausbezahlte Beträge in den Betrieben verbleiben. Damit würde ein Anreiz entstehen, die 
Standortentscheidung, die Mobilitätsangebote für die Mitarbeiter und die Personalpolitik auf 
eine Minimierung der Anfahrtswege hin auszurichten. 
 
Handlungsoption: Bedarfsgerechte Gestaltung 
Die „klassischen Pendler“ (Pendelnde aus dem Burgenland, Bauarbeiter in Graz, die aus dem 
Bezirk Feldbach einpendeln oder Angestellte in Linz aus dem Bezirk Freistadt kommend) 
machen heute nur noch einen geringen Teil der Bezieher der Pendlerförderungen aus. Immer 
häufiger wird die Pendlerförderung für kurze Fahrten zwischen 2 und 20 km ausbezahlt (vgl. 
VCÖ, 2006).  

 

Abbildung 33: Verteilung der Pendlerpauschale auf Einkommensklassen, Quelle: VCÖ, 2006 
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Laut einer Statistik des VCÖ (siehe Abbildung 33) bekommen BezieherInnen höherer 
Einkommen häufiger eine Pendlerpauschale. Personen die keine Lohn- oder Einkommenssteuer 
zahlen, also sehr niedrige Einkommen und Bezieher von Sozialleistungen, erhalten gar keine 
Pendlerpauschale.  
Die bedarfsgerechte Pendlerpauschale würde eine Begrenzung auf jene Personen bedeuten, 
die auf die Förderung tatsächlich angewiesen sind und „Wohlstandspendler“ nach Möglichkeit 
ausschließen. Legt man die Berechnungen des VCÖ auf die Daten des Jahres 2008 um, so 
wäre bei einer Deckelung der Förderung ab 3500 Euro Bruttoeinkommen eine Reduktion der 
Freibeträge von bis zu 110 Mio. Euro jährlich möglich, das wäre eine tatsächliche Einsparung 
im Budget von 45 Mio. Euro pro Jahr. 
 
Einsparpotenzial 
Das gesamte relevante Volumen von 200 Mio. Euro wird aus öffentlichen Haushalten 
finanziert. Im Fall einer Reform würde sich eine Reduktion dieses Volumens, mit dem Pendler 
in zersiedelten Gebieten gefördert werden, direkt als Einsparung im Budget niederschlagen. 

2.3.6 Reformoptionen: Soziale Infrastruktur 

Bei der sozialen Infrastruktur sind zwei Aspekte wichtig, vor deren Hintergrund 
Reformoptionen anzudenken sind. Einerseits, ist die soziale Infrastruktur nur in den wenigsten 
Fällen eine notwendige Voraussetzung, vielmehr handelt es sich oft um „Nice-to-Have“-
Aspekte, die nicht unbedingt in räumlicher Nähe sein müssen, aber falls sie das sind den 
Wohnstandort aufwerten. Zum anderen sei angemerkt, dass die Einsparmöglichkeiten für die 
öffentliche Hand – zumindest im Kontext der Zersiedelung – nicht besonders ausgeprägt sind, 
da die Kosten der Bereitstellung (im Gegensatz zur technischen Infrastruktur), von der 
Siedlungsdichte weitestgehend unabhängig sind. 
 
Beispiel: Einsparpotenzial Schulen und Kindergärten 
Das gesamte relevante Volumen von 5 Mrd. Euro wird aus den öffentlichen Haushalten 
finanziert. Im Fall einer Reform würde sich eine Reduktion dieses Volumens direkt in den 
Bilanzen der öffentlichen Hand niederschlagen. Zu bedenken ist, dass sich durch veränderte 
räumliche Entwicklung nur die Mehrkosten aus den Schulen und Kindergärten in zersiedelten 
Gebieten einsparen lassen, die mit max. 500 Mio. Euro pro Jahr abgeschätzt wurden. 
Da gerade bei der sozialen Infrastruktur auch die positiven Effekte sehr bedeutend sind, wären 
Reformoptionen nur unter Berücksichtigung dieser Effekte möglich, die hier aber nicht 
vorgenommen werden kann. Da die kontraproduktiven Effekt in der Regel also gering oder 
ambivalent und die positiven Effekte bedeutend sind, sollen hier keine weiteren 
Reformoptionen aus Sicht der der Zersiedelung entwickelt werden. 

3 Ausblick 

Diese Arbeit umfasst eine Analyse der umweltkontraproduktiven Förderungen der öffentlichen 
Hand, die die Zersiedelung nach wie vor unterstützen. Dabei wurden zahlreiche Aspekte der 
Problematik angerissen, die im Umfang dieser Arbeit nicht bearbeitet werden konnten, jedoch 
in weiteren Arbeiten betrachtet werden sollten: 
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o Vielfach sind für Support Measures keine zugänglichen Primärdaten vorhanden. Für die 
einzelnen Support Measures werden laufende Evaluierungen angeregt, die ein 
Monitoring der Kosten und der Wirkung einzelner Instrumente ermöglichen. Dabei 
sollten nicht nur die primären Zwecke der Instrumente, sondern auch ihre 
„Nebenwirkungen“ – wie eben etwa Zersiedelung – in die Untersuchungen mit 
einbezogen werden. Denn insbesondere Instrumente bzw. Rechtsbereiche, die a priori 
nicht direkt mit Zersiedelung zu tun haben, liegen große Lenkungsmöglichkeiten der 
öffentlichen Hand. 

o Einen Ansatz zur Beleuchtung der historischen Dimension des Prozesses Zersiedelung, 
der in der vorliegenden Studie aufgrund der schlechten Datenlage nur relativ grob 
bearbeitet wurde, könnten Case Studies darstellen. 

o Nachfrageseite: Im Vergleich zu bspw. Deutschland liegen in Österreich kaum 
Untersuchungen zu nachfrageseitigen Antriebskräften der Zersiedelung vor. 
Untersuchungsgegenstände könnten dabei die Wohnpräferenz, das 
Haushaltseinkommen und die demografische Entwicklung sein. 

o Die subjektive Seite, wie Entscheidungen zu einer Standortwahl für den Wohnort 
getroffen werden, konnte in dieser Arbeit nicht mit einbezogen werden, es wäre aber 
durchaus relevant, diese in weiteren Arbeiten zu untersuchen. Diese Analyse könnte 
durch einen agentenbasierten Ansatzes erfolgen, ob und wie sich finanzielle 
Maßnahmen auf die Entscheidungsfindung auswirken. Dabei sollte berücksichtigt 
werden, dass hier die tatsächliche monetäre Bedeutung von Maßnahmen befragt und 
die Wahrnehmung der Haushalte teilweise weit auseinander klaffen. 

o Es wäre interessant, ein komplexes Erklärungsmodell zu entwickeln, das soziale und 
kulturelle Werte, Traditionen, Routinen, institutionelle Rahmenbedingungen, technische 
Möglichkeiten, etc. berücksichtigt, um die Bedeutung der staatlichen Support Measures 
im gesamten Kontext abschätzen zu können. 

o In der vorliegenden Arbeit wurden nur die negativen Effekte der Zersiedelung 
betrachtet. In weiteren Untersuchungen könnte eine Netto-Rechnung angestellt 
werden, in der die positiven den negativen Effekten der einzelnen Maßnahmen 
gegenüber gestellt werden. 

o Österreich ist gebaut, der jährliche Neubau beträgt nur rund 1% der Geschoßfläche. 
Wesentliche Bedeutung kommt daher der Sanierung und der Optimierung bestehender 
Strukturen zu. Es sollte untersucht werden, wie bestehende Siedlungsbilder 
nachverdichtet und optimiert werden können und welche die entscheidenden 
Maßnahmen sind die hier greifen. 
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4 Anhang 

4.1 Exkurs: Raumordnungskompetenzen und –Instrumente in 
Österreich 

Begriff der Raumordnung 
Die Begriffe Raumordnung und Raumplanung werden in verschiedenen Zusammenhängen 
verwendet. Es gibt allerdings keine allgemeingültige Definition des Begriffs „Raumordnung“ auf 
rechtlicher Ebene. Den für die Raumordnung relevanten Regelungen liegt eine Definition des 
Verfassungsgerichtshofs aus dem Jahr 1954 zugrunde: „Raumordnung ist die planmäßige und 
vorausschauende Gesamtgestaltung eines bestimmten Gebietes im Bezug auf seine 
Verbauung, insbesondere für Wohn- und Industriezwecke einerseits und für die Erhaltung von 
im wesentlichen unbebauten Flächen anderseits“ (vgl. Hollmann, 2009, S. 1). 
 
Nach Sturm (2003) kann man den Begriff der Raumordnung allgemein verstehen als 
„Gesamtheit staatlicher Akte hoheitlicher und nichthoheitlicher Art, die darauf abzielen, den 
Staatsraum oder Teile hievon nach den politi-schen Zielvorstellungen insb. im Sinne 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Leitlinien zu gestalten.“ 
 
Ziele der Raumordnung 
Die Ziele der Raumordnung werden unter anderem in den Raumordnungsgesetzen der Länder 
festgehalten und beinhalten unter anderem (vgl. Sturm, 2003):  

• Schutz der Umwelt und der natürlichen Lebensgrundlagen, 

• Vorsorge für wirtschaftliche, kulturelle und soziale Erfordernisse des Gemeinwohles, 

• Herstellung möglichst gleichwertiger Lebensbedingungen, 

• Schutz vor Naturgewalten, 

• Vorsorge für die Bevölkerung (Sicherung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, 
Bildungssicherung und Energievorsorge), 

• Erhaltung einer lebensfähigen Land- und Forstwirtschaft, des  Gewerbes, der Industrie 
und des Fremdenverkehrs, 

• Sicherung und Verbesserung der Siedlungsstruktur, Vermeidung  von Zersiedelung. 

 
„Die Einschränkung der Zersiedlung ist vor allem Aufgabe der Raumordnung, die „auf die 
bestmögliche Nutzung und Sicherung des Lebensraumes im Interesse des Gemeinwohls“ 
abzielt. Diesem Auftrag entsprechend enthalten die Raumordnungsgesetze aller Länder 
Grundsätze und Planungsrichtlinien, die sich gegen eine Zersiedlung aussprechen bzw. einen 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden fordern. So ist etwa in Niederösterreich 
grundsätzlich „eine Siedlungstätigkeit in isolierter Lage zu vermeiden“ oder in Oberösterreich 
die „Vermeidung von landschaftsschädigenden Eingriffen, insbesondere die Schaffung oder 
Erweiterung von Baulandsplittern (Zersiedelung) ein Ziel der Raumordnung“. Zwar enthalten 
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nicht alle Raumordnungsgesetze gleich eindeutige Zielbestimmungen gegen 
Zersiedlungsmaßnahmen, insgesamt kann aber in allen Ländern das Ziel der 
Zersiedlungsabwehr aus den Planungsgrundsätzen und -richtlinien abgeleitet werden“ 
(Kanonier, 2004, S. 59 u. 60). 
 
Kompetenzen in der Raumordnung 
Der Verfassungsgerichtshof hat ein Erkenntnis zur Kompetenzfeststellung erlassen, laut dem 
es keinen eigenen Kompetenzbestand „Raumordnung“ oder „Raumplanung“ gibt. Demnach ist 
Raumordnung also keine eigene Verwaltungsmaterie, sondern die Summe aller 
raumplanenden Tätigkeiten aus den verschiedenen bestehenden Verwaltungsgebieten. Für die 
jeweilige Tätigkeit ergibt sich die Zuständigkeit aus der Zuständigkeit der betreffenden 
Verwaltungsmaterie.  
 
Konkret bedeutet das: Die Raumordnung liegt entsprechend der Generalklausel in Art. 15 
Absatz 1 B-VG in Gesetzgebung und Vollziehung bei den Ländern, soweit nicht einzelne 
Maßnahmen in der Gesetzgebung oder auch der Vollziehung (Fachmaterien) in die Kompetenz 
des Bundes fallen. Darüber hinaus wird in Art. 118 Abs. 3 Ziff. 9 des 
Bundesverfassungsgesetzes die „örtliche Raumplanung“ als den Gemeinden vorbehaltene 
Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches bestimmt. Ob Land oder Gemeinde zuständig 
ist hängt vom von der Planung betroffenen Gebiet ab, man unterscheidet demnach örtliche 
und überörtliche Raumordnung.  
Die Raumordnung bildet in Österreich in kompetenzrechtlicher Hinsicht also eine so genannte 
„Querschnittsmaterie“ und kann je nach Fachmaterie und betroffenen Gebiet in die 
Kompetenz von Bund, Land oder Gemeinde fallen. 
 
Durch diese nicht ganz eindeutige Kompetenzverteilung kann es zu Überschneidungen 
kommen, wie bspw. bei der Erteilung von Baubewilligungen für Anlagen und Betriebe, die 
einerseits Sache von den Baubehörden ist, andererseits aber auch in die gewerbliche 
Bundeskompetenz fällt (vgl. Kanonier, 2003). Für die räumliche Entwicklung entscheidend ist 
ein anderes Resultat dieser verfassungsrechtlichen Vorgaben: in Österreich kann, etwa im 
Gegensatz zur Bundesrepublik Deutschland, kein Gesetzgeber Regelungen erlassen, die alle 
raumplanerischen Aspekte für ein bestimmtes Gebiet umfassend abdecken. Um umfassende 
Regelungen zu schaffen die einer gesamtheitlichen Planung entsprechen, ist die enge 
Koordination zwischen Bund, Ländern und Gemeinden unerlässlich. Eine Anforderung, der oft 
unterschiedliche Interessenlagen entgegenwirken. 
 
Eine weitere Folge komplizierter Kompetenzverteilung im Zusammenhang mit der 
Raumordnung ist, dass die rechtlichen Grundlagen vielfältig und nicht leicht durchschaubar 
sind. Neben einer Vielzahl von zu berücksichtigenden, planungsrelevanten Fachmaterien auf 
Bundes- und Landesebene, welche einen enormen Einfluss auf die räumliche Entwicklung 
haben, haben die einzelnen Bundesländer unterschiedliche rechtliche Grundlagen für die 
Raumordnung entwickelt. Damit hat Österreich neun unterschiedliche gesetzliche 
Rahmenbedingungen in der Raumordnung, die zwar in ihren Grundstrukturen Ähnlichkeiten 
aufweisen, insgesamt aber doch erhebliche Unterschiede und Sonderregelungen beinhalten. 
 
Raumordnungskompetenz des Bundes 
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In den Artikeln 10 bis 12 des Bundesverfassungsgesetzes wird die Zuständigkeit des Bundes 
bzgl. der Raumordnung geregelt. Man muss allerdings zwischen der alleinigen Zuständigkeit 
des Bundes zur Gesetzgebung und Vollziehung und der gemischten Zuständigkeit zwischen 
Bund und Ländern unterscheiden.  
Der Bund hat Raumordnungskompetenzen als Fachplanungskompetenzen inne, die jeweils 
einen Teil eines bestimmten (Bundes-)Kompetenztatbestandes darstellen. D.h. der Bund ist 
nicht an sich für Raumordnungsfragen zuständig, sondern hat nur dort Kompetenzen, wo seine 
Kompetenztatbestände auch räumliche Aspekte aufweisen. In diesen Fällen ist er für den 
Erlass notwendiger raumordnungsrechtlicher Maßnahmen bei der Regelung der jeweiligen 
Materien zuständig. Beispiele für Bundeskompetenz ist die Ordnung der Bodennutzung im 
Zusammenhang mit dem Eisenbahn- und Straßenwesen, der Luftfahrt, der Schifffahrt, 
militärische Angelegenheiten, oder dem Elektrizitätswesen. 
 
Raumordnungskompetenz der Länder 
Die Raumordnungskompetenz die nicht in die Fachkompetenz des Bundes fällt, ist auf Grund 
der Generalklausel in Art. 15 Abs. 1 B-VG Kompetenz der Länder. Das heißt, dass alle 
Verwaltungsmaterien, die nicht ausdrücklich in der Kompetenz des Bundes liegen, in die 
Zuständigkeit der Länder fallen. Die Kompetenz der Länder umfasst neben der eigentlichen 
Raumordnungskompetenz auch die Fachplanungskompetenzen in den Materien, die in 
Gesetzgebung und Vollziehung den Ländern zustehen. Die Länderkompetenz umfasst u.a. 
Raumordnung, Bauwesen (Öffentliches Baurecht), Grundverkehrsrecht, Landeskultur, 
Landschaftspflege, Landesstraßen, Naturschutz (hier ergeben sich oft Widersprüche mit 
anderen Rechten und Kompetenzen, so stehen sich bspw. beim Bau des Semmering 
Basistunnels das Eisenbahnrecht und der Naturschutz gegenüber). 
 
Natürlich gibt es auch hier weiter Ausnahmen, die die Zuständigkeiten zwischen Bund und 
Ländern verkomplizieren. Es gibt bspw. Fälle in denen die Gesetzgebung Landessache und die 
Vollzeihung Bundessache ist (u.a. bei Bauangelegenheiten betreffend bundeseigene Gebäude, 
die öffentlichen Zwecken dienen).  
 
Raumordnungskompetenz der Gemeinden 
Gemäß Bundesverfassungsgesetz sind die Gemeinden im eigenen Wirkungsbereich für die 
Vollziehung der örtlichen Raumplanung zuständig. Der Wirkungsbereich der Gemeinde wird in 
einen eigenen und in einen übertragenen Wirkungsbereich eingeteilt. Im übertragenen 
Wirkungsbereich sind die Gemeinden nur mit der Vollziehung von Bundes- oder 
Landesgesetztes betraut handeln weisungsgebunden und fremdverantwortlich. Im eigenen 
Wirkungsbereich handeln sie eigenverantwortlich, er wird durch den Art. 118 Abs. 2 B-VG 
geregelt: „Alle Angelegenheiten, die im Interesse der örtlichen Gemeinschaft sind und 
innerhalb der Gemeinde besorgt werden, sind von Land und Bund in den eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde übertragen. Darunter fällt die örtliche Baupolizei, soweit sie 
nicht bundeseigene Gebäude zum Gegenstand hat, örtliche Feuerpolizei und die örtliche 
Raumplanung“. 
 
Für die Zersiedelung sind vor allem die raumbezogenen Elemente von Bedeutung, die sich in 
ihrer Wirkung nicht über die .eigenen Gemeindegrenzen erstrecken. Neben der generellen 
Definition des eigenen Wirkungsbereichs werden im Art. 118 Abs. 3 B-VG weitere 
Einzelbefugnisse der Gemeinde aufgezählt.  
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Örtliche Raumplanung: Die örtliche Raumplanung wurde durch die 
Bundesverfassungsnovelle 1962 in den Katalog der verfassungsrechtlich gewährleisteten 
Selbstverwaltungsaufgaben der Gemeinden aufgenommen. Der Begriff umfasst 
Planungsbefugnisse in Bundes- sowie in Landeskompetenz (z. B. Landeskompetenz: 
Flächenwidmungsplanung und Bebauungsplanung, Bundeskompetenz: Assanierung und 
Denkmalschutz).  
Örtliche Baupolizei: Neben der örtlichen Raumplanung existiert noch die örtliche Baupolizei. 
Individuelle Raumordnungsmaßnahmen, wie z. B. Bauplatzgenehmigungen usw., als auch 
gesamtplanerische Befugnisse, die sich auf die bauliche Gestaltung und Nutzung beziehen, 
fallen in den Aufgabenbereich der örtlichen Baupolizei. Auch der Landschafts- und Naturschutz 
im Zusammenhang mit Bauwerken liegt laut VfGh im eigenen Wirkungsbereich der 
Gemeinden.  
Verwaltung der Verkehrsflächen der Gemeinde: Hier handelt es sich um die 
Zuständigkeit für Straßen und Wege, die für den Lokalverkehr von Bedeutung sind. Diese 
Straßen und Wege können auch grenzüberschreitende sein. Trotz diesem dann bestehenden 
überörtliche Bezug können sie in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden fallen, wenn 
das örtliche Interesse überwiegt. 
Örtliche Straßenpolizei: Die örtliche Straßenpolizei ist Teil der Straßenpolizei, der im 
örtlichen Interesse liegt und von der Gemeinde selbst besorgt werden kann.  
 
Ein weiterer wichtiger Bestandteil zu Definition des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde 
ist der Art. 116 Abs. 2 B-VG. In diesem Artikel wird die Gemeinde als selbständiger 
Wirschtaftskörper definiert, welcher nach privatrechtlichen Handlungs- und Rechtsnormen 
Unternehmen führen sowie Vermögen aller Art besitzen, verwalten usw. darf.  
Weiters wird im Art. 116 Abs. 2 B-VG den Gemeinden die Budgethoheit zugesichert, d.h. dass 
die Gemeinden ein Recht auf einen selbständig geführten Haushalt haben. Vorschriften vom 
Bund bzw. dem Land werden nur bzgl. der Form sowie der Gliederung der Voranschläge und 
Rechnungsabschlüsse erlassen. Es gibt keine Vorschrift oder Pflicht der Gemeinde zur 
zweckgebundenen Verwendung der Abgabenerträge, allerdings zeigt die Praxis, dass es sehr 
wohl so genannte „Pflichtaufgaben“ gibt, die aus dem Gemeindebudget finanziert werden 
müssen.  
Die Budget- und Abgabenhoheit der Gemeinde wirken sich oft auf die Raumordnungspolitik 
aus (bspw. Bauflächenwidmung zur Generierung von Einnahmen), oder umgekehrt können die 
raumordnungspolitischen Entscheidungen die Haushalte beeinflussen (bspw. hohe Folgekosten 
für Infrastruktur in zersiedelten Gebieten).  
 
Hierarchie der Kompetenzen 
Die Planungskompetenzen von Bund und Ländern stehen gleichrangig nebeneinander, d.h. der 
Bund kann nicht einseitig Regelungen für die Länder festlegen, genauso können die Länder 
durch Festlegung von Raumordnungszielen den Bund nicht in seinen 
Fachplanungskompetenzen binden. 
Hingegen gibt es keine Gleichrangigkeit zwischen der Landes- und der Gemeindeplanung. Die 
Gemeindeplanung (örtliche Raumplanung) ist der Landesplanung nachgeordnet und von dieser 
bestimmt. So unterliegen bspw. Flächenwidmungspläne als Verordnungen im Rahmen der 
örtlichen Raumplanung der Aufsicht durch die jeweilige Landesregierung, welche den Plan 
nach fachlicher und rechtlicher Prüfung auf Übereinstimmung mit dem zugrunde liegenden 
Gesetz zu genehmigen hat. 
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Maßnahmen und Instrumente der Raumordnung36 
Unter „hoheitlicher“ Raumordnung versteht man alle unmittelbar rechtsverbindlichen 
Raumplanungsmaßnahmen des Bundes, der Länder und der Gemeinden. Die „nichthoheitliche“ 
Raumordnung umfasst sämtliche un-verbindlichen Maßnahmen, die auch 
raumordnungspolitische Zielsetzungen mitberücksichtigen bzw. vorrangig verwirklichen. 
Hoheitliche Raumordnung auf Bundesebene: Die hoheitliche Baumordnung auf 
Bundesebene umfasst alle Regelungen in den einfachen Bundesgesetzen, die die Ordnung der 
Bodennutzung im Zusammenhang mit der Regelung der jeweiligen Materie festlegen. Als 
Beispiel kann das Verkehrswesen (Luftfahrt-, Schifffahrts-, Eisenbahn- und Straßenwesen) 
angeführt werden. 
Hoheitliche Raumordnung auf Landesebene: Auf Landesebene ist zwischen überörtlicher 
und örtlicher Raumplanung zu unterscheiden. Die überörtliche Raumplanung auf Landesebene 
bestand ursprünglich in einer Nutzungsplanung (Festlegung, wie ein Grundstück genutzt 
werden soll - Widmung) und Auffangplanung (planerische Reaktion auf aufgetretene 
Raumordnungsprobleme). Erst in jüngerer Zeit kam es stärker zu einem Wechsel hin zu einer 
Art Entwicklungsplanung (vorausschauende und gestaltende Planung). Instrumente der 
hoheitlichen Raumordnung auf Landesebene sind die Ziele und Grundsätze der 
Raumordnungsgesetze, Landesentwicklungsprogramm (Plan mit Verordnungscharakter), 
Regionalprogramm (Plan mit Verordnungscharakter) und Sachgebietsprogramm.  
Die Raumordnungsziele und -grundsätze werden rechtsverbindlich ausgeführt und binden alle 
weiteren konkretisierenden Verwaltungsakte (insbesondere die Flächenwidmungspläne und die 
Bebauungspläne). Die Landesentwicklungs- und Raumordnungsprogramme beinhalten 
Planungsvorgaben für die kommunale (örtliche) Raumplanung und haben aber nur in 
Ausnahmefällen unmittelbare Wirkung für die Grundeigentümer.  
Hoheitliche Raumordnung auf Gemeindeebene: Die Aufgabe der örtlichen Raumplanung 
liegt in der räumlichen Ordnung und Planung des gesamten Gemeindegebietes. Eine 
Bedachtnahme auf überörtliche Interessen ändert noch nichts an der Zugehörigkeit zur 
örtlichen Raumplanung. 
Die wichtigsten Instrumente der hoheitlichen Raumordnung auf Gemeindeebene sind das 
örtliche Entwicklungskonzept, der Flächenwidmungsplan und der Bebauungsplan.  
Das örtliche Entwicklungskonzept bezweckt die Bereitstellung von (fachlichen) Grundlagen 
für die Erstellung der Flächenwidmungsplanung und der Bebauungsplanung. Dazu enthält es 
wesentliche Aussagen insbesondere über: 

• die angestrebte Bevölkerungsentwicklung, 

• die angestrebte Entwicklung in den einzelnen Wirtschaftssektoren, 

• die Berücksichtigung ökologisch bedeutsamer Gebiete, 

• die funktionelle Gliederung des Baulandes und der Siedlungsformen,  

• die für die Ausschließung des gesamten Gemeindegebietes erforderlichen 
Verkehrswege und 

• die Hauptversorgungs- und Hauptentsorgungseinrichtungen. 

Der Flächenwidmungsplan ist eine Verordnung der Gemeinde, die vom Gemeinderat zu 
erlassen ist. Er ist das zentrale Planungsinstrument der örtlichen Raumplanung. Der 
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Flächenwidmungsplan hat konkret die geordnete Art der Nutzung der gesamten Fläche des 
Gemeindegebietes festzulegen (Widmung). Die Gemeinden sind verpflichtet, für ihr Gebiet 
flächendeckend einen Flächenwidmungsplan zu erlassen. An der 
Flächenwidmungsplanerstellung ist den betroffenen Gemeindebürgern ein Mitwirkungsrecht 
eingeräumt. 
Der Flächenwidmungsplan ist ein verbindlicher Planungsakt, bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet und legt für sämtliche Grundflächen in der Gemeinde Widmungskategorien 
fest; die allgemeinen Widmungskategorien sind: 

• Bauland, 

• Grünland und 

• Verkehrsflächen. 

Planungsfestlegungen anderer Planungsträger (d.h. insbesondere von Bund und Ländern) sind 
im Flächenwidmungsplan ersichtlich zu machen. Der Flächenwidmungsplan bildet die 
verbindliche Rechtsgrundlage für andere kommunale Planungsakte (wie z.B. den 
Bebauungsplan) und ist die verbindliche Plangrundlage für das Bauverfahren. 
Der Bebauungsplan ist ein, den Flächenwidmungsplan konkretisierender, verbindlicher 
Planungsakt, der die Ordnung eines Gebietes unter Bedachtnahme auf 

• einen sparsamen Bodenverbrauch und 

• eine geordnete Siedlungsentwicklung 

regelt. Einzelne (Landes-)Raumordnungsgesetze sehen Bebauungspläne verschiedener Stufe 
vor (z.B. Kärnten: „textlicher“ Bebauungsplan für das gesamte Gemeindegebiet und 
„Teilbebauungspläne“ für einzelne Teile des (Gemeindegebietes)). 
Inhalt des Bebauungsplanes ist etwa 

• die Festlegung der Straßenfluchtlinien (Grenzlinien zwischen Verkehrsflächen und 
anderen Flächen) sowie 

• des Verlaufs der Gemeindestraßen, 

• die Festlegung der Baufluchtlinien (Grenze zwischen Bauflächen und Verkehrsflächen), 

• der Baugrenzlinien (Begrenzungen hin zu anderen Flächen) und 

• der baulichen Ausnutzbarkeit der Grundflächen. 

Integrierte Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung: Verschiedene 
Raumordnungsgesetze (wie das Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 1995: §§ 31a f.) sehen 
auch die Möglichkeit einer integrierten Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung vor, die eine 
Erlassung von Flächenwidmungs- und Bebauungsregelungen in einem Verfahren unter 
bestimmten Voraussetzungen zulässt. 
Nichthoheitliche Raumordnung des Bundes und der Länder: Die bedeutendsten 
Instrumentarien der nichthoheitlichen Raumordnung sind Förderungen, nichthoheitliche 
Koordination und das Modell der „Vertragsraumordnung“.  
Im Bereich des Förderungswesens sind vor allem Regelungen angesprochen, die 
raumordnungsrechtliche Zielsetzungen mitberücksichtigen bzw. vorrangig verwirklichen helfen 
sollen. Auf Bundesebene kann auf die Finanzierungsmaßnahmen zum Infrastrukturausbau und 
damit auf die Unterstützung raumordnungsrelevanter Ziele hingewiesen werden. In den 
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Ländern gibt es eine ganze Reihe von Förderungen, mit denen Raumordnungsziele unterstützt 
werden. Zu denken ist z.B. an die Wohnbauförderung, die Förderung der Instandsetzung und 
Verbesserung von Altwohnungen und die Förderung wirtschaftlich vertretbarer 
energiesparender Bauweisen. 
Die kompetenzrechtliche Zersplitterung der Raumordnung zieht einen großen 
Koordinationsbedarf zwischen den Gebietskörperschaften untereinander nach sich. Man hat 
deshalb Versuche einer „integrierten Planung“ gestartet. Instrumente einer solchen 
integrierten Planung auf nichthoheitlicher Ebene sind insbesondere privatrechtliche Absprachen 
zwischen den Gebietskörperschaften und informelle Kontakte (etwa im Rahmen der 
„Österreichischen  Raumordnungskonferenz“). 
Die meisten (Landes-)Raumordnungsgesetze sehen die Möglichkeit vor, dass Gemeinden (als 
Träger der örtlichen Raumplanung) mit privaten Grundeigentümern privatrechtliche 
Vereinbarungen abschließen können. Ziele solcher Vereinbarungen sind insbesondere die 
Rücknahme der teilweise sehr großen Baulandüberhänge und die Abschöpfung von Bauland 
sowie die Sicherstellung einer tatsächlichen Nutzung im Sinne der Widmung, als die 
Mobilisierung von Baulandreserven. 
 

4.2 Exkurs: Gemeindefinanzierung und Finanzausgleich 

Zersiedelung hängt sehr stark von Entscheidungen auf der Gemeindeebene ab. Um die 
Motivationslagen der Gemeindepolitik zu erläutern werden im Folgenden die Aufgaben und die 
Finanzierung der Gemeinden dargestellt. 
Die Finanzierung der Gemeinden wird wesentlich von eigenen Einnahmen aus Steuern und 
Abgaben und von Ertragsanteilen im Rahmen des Finanzausgleichs geprägt. Der damit 
vorgegebene finanzielle Handlungsspielraum der Gemeinden wiederum hat großen Einfluss auf 
die Entscheidungen der Gemeinden in ihrem eigenen Wirkungsbereich. Dazu zählen auch 
zersiedelungsrelevante Entscheidungen, wie 

• Flächenwidmung 

• Ausbau der technischen Infrastruktur (Wasserver- und Abwasserentsorgung, Straßen 
etc.) 

• Ausbau der sozialen Infrastruktur (Kindergärten und Schulen, Beutreuungs- und 
Gesundheitseinrichtungen, et.) 

• Wirtschaftsförderung und Ansiedelungspolitik 

4.2.1 Gemeinden in Österreich 

Die 2.357 Gemeinden sind die kleinsten Gebietskörperschaften in Österreich. Dominierend 
sind dabei kleine Gemeinden, die mit dem internationalen Kriterium für „rural“ mit 2.000 
EinwohnerInnen begrenzt sind. Sie machen 62 % aller Gemeinden aus und werden von 20 % 
der Bevölkerung bewohnt. Nach Daten der Volkszählung 2001 sind die „Unterschiede in der 
Gemeindestruktur nach Bundesländern [..] beträchtlich. In einigen Bundesländern wurden vor 
etwa drei Jahrzehnten Gemeindezusammenlegungen durchgeführt (Burgenland, Kärnten, 
Niederösterreich). Seither hat es auf Wunsch der lokalen Bevölkerung wieder vereinzelt 
Gemeindetrennungen gegeben. Tatsächlich weisen auch heute die Länder drastisch 
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unterschiedliche Gemeindestrukturen auf, die statistisch nicht zuletzt auf das Gewicht der 
Landeshauptstadt rückführbar sind“37. 

Tabelle 5: Zahl der Gemeinden und Bevölkerung 2009 nach Gemeindegrößenklassen. Quelle: Statistik Austria (2010) 

Gemeindegrößenklasse 
 

Anzahl der 
Gemeinden 

Bevölkerung 
absolut 

Bevölkerungs-
Anteil 

bis 500   181 61.106 0,7 % 

501 bis 1000   431 324.884 3,9 % 

1001 bis 1500   505 631.393 7,6 % 

1501 bis 2000   356 620.778 7,4 % 

2001 bis 2500   235 521.493 6,2 % 

2501 bis 3000   162 444.530 5,3 % 

3001 bis 5000   262 992.697 11,9 % 

5001 bis 10000   154 1,052401 12,6 % 

10001 bis 20000 46 605.928 7,3 % 

20001 bis 30000 12 286.909 3,4 % 

30001 bis 50000 4 154.470 1,8 % 

50001 bis 100000 4 262.517 3,1 % 

100001 bis 200000 1) 3 454.889 5,4 % 

200001 bis 500000 2) 1 253.994 3 % 

1,000001 und mehr 3) 1 1,687271 20,2 % 

Insgesamt 2.357 8,355260 100 % 
Innsbruck, Linz und Salzburg. 2) Graz. 3) Wien.  

 
4.2.1.1 Merkmale von Gemeinden 

Relevant für die Diskussion von Zersiedelung ist nicht nur die Einwohnerzahl einzelner 
Kommunen, sondern auch jene von Agglomerationen die über Gemeindegrenzen hinausgehen. 
Im Rahmen der Volkszählung 200138 wurde insgesamt 34 Stadtregionen identifiziert, in denen 
zum Stichtag der Volkszählung 2001 insgesamt 5,16 Millionen Einwohner (64% der 
Gesamtbevölkerung Österreichs) lebten. Mehr als drei Viertel davon (3,81 Millionen) entfielen 
dabei auf die Kernzonen der Stadtregionen, etwa 1,35 Millionen lebten in den Außenzonen. 
Gegliedert nach der Bevölkerungszahl der Kernzonen der Stadtregionen lassen sich neben der 
mit Abstand größten Stadtregion Wien noch drei weitere Größenklassen unterscheiden: 

• sechs Großstadtregionen mit mehr als 100.000 Einwohnern in der Kernzone, 

• neun Mittelstadtregionen mit 40.000 bis 100.000 Kernzonenbewohnern und 

• 18 Kleinstadtregionen mit weniger als 40.000 Einwohnern in der Kernzone. 



Pro jekt  ZERs iede l t  (K l ima- und  Energ ie fonds,  Neue  Energ ien 2020,  P ro jekt  Nr .  822099),  www.zers iede l t .a t  

  E rmi t t lung  der  „Suppor t  Measures“  für  den  Wohnbau     Se i te  135 von  153 
 

 

Abbildung 34: Stadtregionen in Österreich, 2001. Quelle: Statistik Austria 

Neben der Größe der Gemeinden und Agglomerationen sind auch ihre Lagen und ihre 
Funktionen bestimmende Merkmale. Die Definition von „zentralen Orten“ ist in den 
Raumordnungsgesetzen der Länder unterschiedlich definiert, der Begriff umfasst im 
Wesentlichen jedoch Gemeinden, die verschiedene Verwaltungs-, Dienstleistungs-, Verkehrs-, 
Kultur-, Bildungs- und Wirtschaftsfunktionen für das Umland übernehmen. In diesen 
Gemeinden entsteht entsprechend auch ein höherer Finanzierungsbedarf. 
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Abbildung 35: Städte nach Größenklassen und „Zentrale Orte“. Quelle: Giffinger (2007)   

Wesentliche Unterschiede bestehen auch in der Strukturstärke der Gemeinden. Berechnungen 
der BOKU, anhand derer aus acht vor allem wirtschaftsrelevanten Indikatoren die 
Strukturstärke und -schwäche berechnet wurden (vgl. Weber (2002) und Weber (2009)), 
zeigen folgendes Bild: Nicht nur im Gebiet rund um Ballungsräume sind strukturstarke 
Kommunen angesiedelt, sondern auch in peripheren, durch Industrie, vor allem durch den 
Tourismus geprägten Regionen. 
 



Pro jekt  ZERs iede l t  (K l ima- und  Energ ie fonds,  Neue  Energ ien 2020,  P ro jekt  Nr .  822099),  www.zers iede l t .a t  

  E rmi t t lung  der  „Suppor t  Measures“  für  den  Wohnbau     Se i te  137 von  153 
 

 

Abbildung 36: Gemeinden nach ihrer Strukturstärke. Quelle Weber (2009) 

 
 
4.2.1.2 Rolle der Gemeinden 

Die Gemeinden sind die kleinsten Selbstverwaltungskörper mit wirtschaftlicher 
Eigenständigkeit in Österreich. Gleichzeitig stellen sie eine Verwaltungseinheit im Gesamtstaat 
dar. In Österreich sind die Aufgaben und die Organisation der Gemeinden in der 
Bundesverfassung detailliert geregelt. Das stellt einen Sonderfall dar, da in föderalen Staaten 
das Gemeinderecht üblicherweise von den Gliedstaaten geregelt ist39. Art 115 ff des Bundes-
Verfassungsgesetzes (B-VG) determinieren das Gemeinderecht jedoch so genau, dass den 
Landesverfassungen nur wenig Spielraum bleibt und sie damit de facto den Charakter von 
Ausführungsgesetzen zum Bundesverfassungsrecht haben. 
Eines der tragenden Prinzipien des Kommunalrechts in Österreich stellt das Prinzip der 
Einheitsgemeinde dar. Dieses ökonomisch umstrittene Prinzip sieht vor, dass der 
Gesetzgeber die Zuweisung von öffentlichen Aufgaben an staatliche oder autonome Behörden 
nach dem Subsidiaritätsprinzip40 vorzunehmen hat. Das darf er allerdings nur, wenn diese 
Staatsaufgaben von allen Ortsgemeinden auf Grund ihrer Finanz- und Verwaltungskraft 
erbracht werden können. Damit sind alle Gemeinden, unabhängig von ihrer Bezeichnung 
(Orts-, Markt- oder Stadtgemeinde), ihrer Bevölkerungszahl, ihrer räumlichen Ausdehnung 
oder ihrer wirtschaftlichen Leistungskraft formal mit denselben Rechten und Pflichten 
ausgestattet. Allerdings unterscheiden sich die Aufgaben der Gemeinden und auch die 
rechtlichen, wirtschaftlichen und sonstigen Instrumente, die ihnen dafür zur Verfügung stehen, 
aber erheblich – je nach geographischer Lage, wirtschaftlicher und sozialer Struktur sowie 
Größe der betrachteten Gemeinde41. 
Darüber hinaus sind die Gemeinden in ihrem eigenen Wirkungsbereich (siehe unten) autonom, 
dh. frei von Weisungen. Zwar unterliegen sie einer größtenteils durch die Länder, zum 
kleineren Teil durch den Bund, wahrgenommenen Staatsaufsicht, jedoch stellt diese Aufsicht 
nur die Einhaltung der Gesetze sicher. Allerdings bezieht sich die Gemeindeautonomie 
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ausschließlich auf das Gemeindegebiet und kann auch durch interkommunale Zusammenarbeit 
nicht aufgehoben werden. Die Kooperation zwischen Gemeinden kann daher niemals über 
Bezirks- oder Landesgrenzen hinausgehen, da die Gemeinden zwar 
bundesverfassungsrechtlich vorgesehene, aber organisationsrechtlich dem jeweiligen 
Landesrecht unterliegen. 
Enge Grenzen sind den Gemeinden auch hinsichtlich ihrer Finanzen gesetzt. Das 
Finanzverfassungs- und Finanzausgleichsrecht zwischen den Gebietskörperschaften ist vom 
Bund dominiert und bindet die Gemeinden an zahlreiche beinahe „obrigkeitliche 
Bevormundungen“42, an detaillierte Vorgaben für die Haushaltsplanung und den 
Budgetvollzug.  
 

4.2.2 Aufgaben der Gemeinden 

Die Kompetenzen der Gemeinden sind in Art 118 Abs 2 und 3 B-VG festgelegt. Sie stellen 
jedoch – im Unterschied zu Bund und Ländern – keine eigene Kompetenzebene dar, sondern 
folgen der in der Bundesverfassung vorgegebenen allgemeinen Kompetenzverteilung zwischen 
Bund und Ländern43. Damit sind die Gemeindekompetenzen stets nur 
Verwaltungszuständigkeiten, während die Bundes- und Landeskompetenzen grundsätzlich 
Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenzen sein können. Konkret zählt Art 118 Abs 3 B-VG 
explizit Kompetenzen der Gemeinden auf und hält Art 118 Abs 2 in einer Generalklausel die 
Garantie eines eigenen Wirkungsbereichs nach dem Subsidiaritätsprinzip fest. 
Die Bundesverfassung weist den Gemeinden als Selbstverwaltungskörper sowohl eigene als 
auch übertragene Aufgaben zu. 
Die Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich umfassen nach Art 118 Abs 2 B-VG „alle 
Angelegenheiten, die im ausschließlichen oder überwiegenden Interesse der in der Gemeinde 
verkörperten örtlichen Gemeinschaft gelegen und geeignet sind, durch die Gemeinschaft 
innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu werden. Die Gesetze haben derartige 
Angelegenheiten ausdrücklich als solche des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde zu 
bezeichnen.“ Jedenfalls sind die Gemeinden für die in Art 118 Abs 3 B-VG taxativ aufgezählten 
Bereiche zuständig: 

1. Bestellung der Gemeindeorgane unbeschadet der Zuständigkeit überörtlicher 
Wahlbehörden; Regelung der inneren Einrichtungen zur Besorgung der 
Gemeindeaufgaben; 

2. Bestellung der Gemeindebediensteten und Ausübung der Diensthoheit unbeschadet der 
Zuständigkeit überörtlicher Disziplinar-, Qualifikations- und Prüfungskommissionen; 

3. örtliche Sicherheitspolizei (Art. 15 Abs. 2), örtliche Veranstaltungspolizei; 

4. Verwaltung der Verkehrsflächen der Gemeinde, örtliche Straßenpolizei; 

5. Flurschutzpolizei; 

6. örtliche Marktpolizei; 

7. örtliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch auf dem Gebiet des Hilfs- und 
Rettungswesens sowie des Leichen- und Bestattungswesens; 

8. Sittlichkeitspolizei; 
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9. örtliche Baupolizei, soweit sie nicht bundeseigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken 
dienen (Art. 15 Abs. 5) zum Gegenstand hat; örtliche Feuerpolizei; örtliche 
Raumplanung; 

10. öffentliche Einrichtungen zur außergerichtlichen Vermittlung von Streitigkeiten; 

11. freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen. 

Zum eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden gehören auch zahlreiche Aufgaben, die im 
engen Zusammenhang mit der Zersiedelungsproblematik stehen. Nach Fallend (2001) fallen in 
den eigenen Wirkungsbereich auch „diejenigen Aufgaben, die sie – im Rahmen ihrer 
finanziellen Möglichkeiten, zum Teil ohne gesetzlich dazu verpflichtet zu sein – als selbständige 
Wirtschaftskörper erledigen. Demnach ist es ihnen erlaubt, ’Vermögen aller Art zu besitzen, zu 
erwerben und darüber zu verfügen, wirtschaftliche Unternehmungen zu betreiben sowie im 
Rahmen der Finanzverfassung ihren Haushalt selbständig zu führen und Abgaben 
auszuschreiben‚ (Art 116 Abs. 2 B-VG)“. Die Gemeinden übernehmen in der Praxis wichtige 
Aufgaben der allgemeinen Daseinsvorsorge, wie etwa  

• die Einrichtung bzw. den Bau von  

o Straßen und Brücken 

o Kindergärten 

o Pflichtschulen 

o Krankenhäusern 

o Feuerwehrhäusern 

o Theatern und sonstigen Veranstaltungsgebäuden 

o Sportanlagen und Friedhöfen 

• Unterhaltung von Bussen und Straßenbahnen 

• Einrichtungen der Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallbeseitigung sowie der 
Energieversorgung 

• Alten- und Sozialhilfe.  

Fallend (2001) führt dazu weiter aus: „Die wirtschaftlichen Aktivitäten der Gemeinden 
unterliegen jedoch vielfachen, nicht zuletzt finanziellen, Beschränkungen. Zunächst haben sie 
den Aufwand für ihre Tätigkeit im eigenen und im übertragenen Wirkungsbereich selbst zu 
tragen. Bei ihren wirtschaftlichen Aktivitäten sind sie an die entsprechenden 
Rechtsvorschriften (Gesetze, Verordnungen) des Bundes und des jeweiligen Landes gebunden 
und unterliegen der Rechtmäßigkeits- und Wirtschaftlichkeitskontrolle der jeweiligen Organe 
der Gemeindeaufsicht. Die – von den jeweiligen Landtagen zu beschließenden – 
Gemeindeordnungen und Stadtrechte sehen oft Beschränkungen der Wirtschaftsfreiheit vor, 
indem sie auf die ’Leistungsfähigkeit’ der Gemeinden, das Vorhandensein ’öffentlicher 
Interessen‚ oder den ’voraussichtlichen Bedarf’ der GemeindebürgerInnen abstellen. Weitere 
Beschränkungen ergeben sich aus den jeweiligen Raumordnungsgesetzen der Länder, die je 
nach Bundesland unterschiedlich ’dichte’ Regelungen bzw. Vorgaben für die örtliche 
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Raumplanung (in Gestalt von Flächenwidmungsplänen) enthalten. Die Gemeinden sind in den 
einzelnen Ländern auch in ganz unterschiedlichem Maße an der regionalen Planung, z. B. der 
Erstellung von regionalen Entwicklungskonzepten, beteiligt. GemeindevertreterInnen beklagen 
häufig die ’Planungswut’ die Bund bzw. Länder bisweilen in der Raumplanung ergreift.“ 
 
Der übertragene Wirkungsbereich der Gemeinden ist eine Form der „mittelbaren 
Verwaltung“. Die Organe der Gemeinde übernehmen dabei Aufgaben des Bundes bzw. der 
Länder und sind diesen dabei weisungsgebunden. Im Gegensatz zum eigenen Wirkungsbereich 
ist in der Verfassung dafür aber kein Mindestumfang an Kompetenzen vorgesehen. Typische 
Aufgaben im übertragenen Wirkungsbereich sind44: 

• Führung der verschiedenen Wählerevidenzen 

• Führung der Staatsbürgerschaftsevidenz 

• Durchführung von Wahlen 

• Vollziehung des Meldewesens 

• Erfassung der Wehrpflichtigen nach dem Wehrgesetz 

• Durchführung der sozialen Betreuung 

• Mithilfe im Bereich des Wasserrechtsgesetzes (Gewässeraufsicht und Gewässerschutz) 

• Maßnahmen im Bereich des Tierseuchengesetzes 

• Maßnahmen im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 

• Maßnahmen im Bereich des Pflanzenschutzes 

• Mithilfe im Rahmen des Grundverkehrs sowie im Rahmen des Ausländergrundverkehrs 

• Aufgaben im Bereich des Schulwesens 

• Hilfeleistung nach den Bestimmungen des Zustellgesetzes 

 

4.2.3 Aufgaben brauchen Finanzierung: Einnahme- und 
Ausgabensituation der Gemeinden 

Für ihre vielfältigen Aufgaben brauchen die Gemeinden eine entsprechende Finanzierung. Im 
Wesentlichen beruht diese aus drei Säulen: 

• Zuweisungen von Bund und Ländern, 

• eigene Gemeindeabgaben und 

• Gebühren und Beiträge für Leistungen, die von der Gemeinde erbracht werden. 

Die finanzwirtschaftliche Struktur des öffentlichen Sektors ist eine wenig föderale sondern 
vielmehr eine zentralistische: Der Bundessektor (inklusive der Bundesfonds) tätigte 2008 
mehr als 38 Prozent der gesamten Staatsausgaben (ohne intragovernmentale Transfers), die 
Sozialversicherungsträger 31 Prozent, also zusammen rund 79 Prozent. Die Länder und 
Gemeinden zusammen (inklusive der jeweiligen Fonds) sind für die verbleibenden 31 Prozent 
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der Staatsausgaben verantwortlich. Die Gesamtheit der Gemeinden einschließlich Wien leistete 
lediglich 14,1 Prozent der gesamten Staatsausgaben45. Die wesentliche 
Finanzierungsgrundlage der Gemeinden müssen daher durch den Finanzausgleich zwischen 
den (abgabeneinhebenden) Gebietskörperschaften sicher gestellt werden. 
Noch stärker zentralisiert ist die Einnahmenseite: von den (nicht konsolidierten Einnahmen) 
der Gebietskörperschaften von 109 Mrd EUR im Jahr 2008 entfielen auf den Bund knapp 64 %, 
auf die Länder ohne Wien 18 %, auf die Gemeinden ohne Wien knapp 11 % und auf Wien 
knapp 8 Prozent. Während das BIP von 1999 bis 2008 um 42 % anstieg, erzielte der Bund 
einen Einnahmenanstieg von 36 %, die Länder ohne Wien von 23 % und die Gemeinden ohne 
Wien von 25 %. Zurückzuführen ist das vor allem auf massive Ausgliederungen. So wurden 
von den Gemeinden die meisten Wasserver- und Abwasserentsorgungsanlagen uä. in den 
Unternehmensbereich übergeführt. 
Funktionell sind die Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden in zehn Gruppen 
(Wirtschaftsbereiche, Sachgebiete) gegliedert. In dieser Struktur werden auch die Budget-
Voranschläge der Gemeinden verfasst: 

• Gruppe 0: Vertretungskörper und allg. Verwaltung (z.B. gewählte Organe, 
Bauverwaltung) 

• Gruppe 1: Öffentliche Ordnung und Sicherheit (z.B. Bau- u. Feuerpolizei, Feuerwehr, 
Katastrophendienst) 

• Gruppe 2: Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft (z.B. Pflichtschulen, 
Kindergärten, Sportplätze, Bücherei) 

• Gruppe 3: Kunst, Kultur und Kultus (z.B. Musikschule, Heimatmuseum) 

• Gruppe 4: Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung (z.B. Sozialhilfe, Jugendwohlfahrt, 
Wohnbauförderung) 

• Gruppe 5: Gesundheit (z.B. Gemeindearzt, Rettungsdienst, Krankenanstalten) 

• Gruppe 6: Strassen- und Wasserbau, Verkehr (z.B. Gemeindestraßen, 
Wildbachverbauung) 

• Gruppe 7: Wirtschaftsförderung (z.B. Güterwegebau, Fremdenverkehr, Gewerbe) 

• Gruppe 8: Dienstleistungen (z.B. Wirtschaftshof, Bäder, Wasser, Kanal, Friedhof) 

• Gruppe 9: Finanzwirtschaft (z.B. öffentliche Abgaben, Zuführungen an den 
außerordentlichen Haushalt, Überschüsse/Abgänge) 

 

Tabelle 6: Haushaltsgebarung der Gemeinden (ohne Wien) nach Voranschlagsgruppen 2008 (in Mio.EUR). Quelle: 
Statistik Austria 

darunter Ausgaben für 
Voranschlagsgruppen  

Gesamt- 
ausgaben Investitionen Personal 

Gesamt- 
einnahmen 

0 Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung 2.016 55 775 406 

1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 427 103 104 165 

2 Unterr., Erziehung, Sport und Wissenschaft 2.410 286 723 998 

3 Kunst, Kultur und Kultus 610 63 132 251 

4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung 1.632 17 131 386 
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5 Gesundheit 996 6 34 119 

6 Straßen- und Wasserbau, Verkehr 1.440 522 191 851 

7 Wirtschaftsförderung 357 27 16 128 

8 Dienstleistungen 5.300 999 693 4.723 

9 Finanzwirtschaft 1.619 1 93 8.744 

0 - 9Summe 16.807    2.079    2.891    16.773  
Q: STATISTIK AUSTRIA Rechnungsabschlüsse - Erstellt am 30.09.2009.    

 
Betrachtet man die Bruttoausgaben der Gemeinden, so macht der Bereich Dienstleistung den 
bei weitem höchsten Anteil aus (siehe Abbildung 37), auch steigt er deutlich mit der 
Gemeindegröße, wobei er traditionellerweise die Gemeinden zwischen 20.000 und 50.000 
EinwohnerInnen am höchsten ist46. Insbesondere in diesem Bereich gibt es aber auch hohe 
Rückflüsse (zB. Benützungsgebühren der Gemeindeeinrichtungen), so dass in der 
Nettobetrachtung die Ausgaben für die „allgemeine Verwaltung“, „Unterricht, Erziehung, Sport 
und Wissenschaft“, „soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung“ sowie „Gesundheit“ die 
höchsten Anteile ausmachen. 
 

 

Abbildung 37: Struktur der Ausgaben und Nettoausgaben der Gemeinden ohne Wien in Abhängigkeit der 
Größenklassen in EUR/Einwohner. Quelle: Gemeindefinanzbericht 2009 

Große Unterschiede in der Ausgabenstruktur lassen sich ausmachen, wenn man die 
Gemeinden nach anderen Merkmalen gliedert: In einer Untersuchung47 wurden die Gemeinden 
von Oberösterreich, Salzburg und der Steiermark auf Basis ihrer Finanzstatistik 2003 im Detail 
untersucht. Gegliedert nach Regionstypen zeigt sich hier beispielsweise, dass 
Umgebungsregionen großer Städten im Bildungsbereich stark von den Großstädten profitieren, 
da sie trotz durchschnittlicher eigener Bildungsausgaben ein höheres Bildungsniveau als die 
Kernstädte aufweisen, indem sie die Bildungsangebote der kernstädt mit nutzen.  
 



Pro jekt  ZERs iede l t  (K l ima- und  Energ ie fonds,  Neue  Energ ien 2020,  P ro jekt  Nr .  822099),  www.zers iede l t .a t  

  E rmi t t lung  der  „Suppor t  Measures“  für  den  Wohnbau     Se i te  143 von  153 
 

 

Abbildung 38: Laufende Ausgaben sowie deren Deckung durch funktionsspezifische Einnahmen der Gemeinden nach 
Regionstypen im Jahr 2003 in EUR/Einwohner. Quelle: Schönbäck W., Schratzenstaller M. et al. (2005) 

 

4.2.4 Mittelaustattung der Gemeinden 

Die Verteilung Abgabenleistungen auf die einzelnen Gebietskörperschaften wird in Österreich 
im Wesentlichen durch den Finanzausgleich geregelt. Er bestimmt damit die Einnahmesituation 
der Gemeinden massiv. 
 
4.2.4.1 Der Finanzausgleich 

Während die Aufgabenverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden in den wichtigsten 
Bereichen direkt in der Verfassung geregelt ist (Gemeindeaufgaben siehe Kap. 4.2.2), gibt es 
bei der Finanzierung dieser Aufgaben keine derart fixen rechtlichen Regelungen. Die 
Finanzierung ist zum überwiegenden Teil durch den Finanzausgleich (FA) bestimmt. Er regelt 
die finanziellen Beziehungen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden und wird in der Regel 
alle vier bis sechs Jahre für eine weitere Periode verhandelt. Verfassungsrechtlich festgelegt ist 
dabei in der Finanzverfassung48 lediglich, dass die Verteilung der Mittel in Übereinstimmung 
mit der Verteilung der Lasten der öffentlichen Verwaltung zu erfolgen hat und die „Grenzen 
der Leistungsfähigkeit der beteiligten Gebietskörperschaften“ nicht überschritten werden darf. 
Den Gebietskörperschaften kommen im Rahmen des FA dabei folgende Aufgaben zu49: 

• „Bund 

o Der Bund regelt im Finanzausgleichsgesetz die Verteilung der 
Besteuerungsrechte zwischen Bund, Ländern und Gemeinden50. Von diesen 
Steuervergaberechten macht der Bund Gebrauch und legt nicht nur fest, wer 
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welche Steuern einheben darf, sondern in vielen Fällen auch, wie hoch Landes- 
und Gemeindeabgaben sein dürfen. 

o Weiters regelt der Bund die Verteilung der gemeinsam für alle 
Gebietskörperschaften eingehobenen Steuern und Abgaben bis auf die Ebene 
der Gemeinden und vergibt Finanzzuweisungen und Zweckzuschüsse. 

o Ebenso grenzt er das Umlagerecht der Länder, z.B. durch eine Deckelung der 
Landesumlage, ein. 

• Länder 

o Die Länder können, soweit der Bund sein Besteuerungsrecht nicht ausübt, 
eigene Landesabgaben, wie z.B. eine Landschaftsschutzabgabe, einheben. 

o Weiters dürfen sie Ausführungsbestimmungen im Rahmen einer 
bundesgesetzlichen Ermächtigung zu einzelnen Steuern, z.B. im Bereich der 
Grundsteuern, erlassen. 

o Sie haben auch das Recht, zur Deckung des eigenen Finanzbedarfes, Umlagen 
von den Gemeinden einzuheben (Landesumlage). 

o Im Rahmen ihrer „Gemeindekompetenz“ können sie auch die Gründung, 
Organisation und Finanzierung von Gemeindeverbänden gesetzlich regeln. 

• Gemeinden 

o Die Gemeinden legen nach bundes- und landesrechtlichen Vorgaben die Höhe 
von Gemeindesteuern, wie der Grundsteuer (z.B. über die 
Grundsteuerhebesätze) fest und können Befreiungen usw. gewähren. 

o Weiters können sie Gebühren für die Inanspruchnahme von eigenen Anlagen, 
wie Wasser- und Kanalgebühren sowie für die Erbringung von Dienstleistungen 
usw. festlegen.“ 

Der FA im engeren Sinn ist im jeweils gültigen Finanzausgleichsgesetz (FAG) geregelt und 
umfasst bundesweit einheitlich die Einnahmen der Gebietskörperschaften einerseits aus 
eigenen Abgaben und andererseits aus Ertragsanteilen an den gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben (= „primärer Finanzausgleich“) sowie Zuweisungen und Zuschüsse 
einschließlich der Landesumlagen (= „sekundärer Finanzausgleich“). Der „tertiäre 
Finanzausgleich“ schließlich, der nicht Teil des FAG ist, umfasst alle weiteren nach sonstigen 
bundes- und landesgesetzlichen Bestimmungen geregelten Transfers zwischen den 
Gebietskörperschaften. 
Die folgenden Ausführungen beziehen sich auf das FAG 2008, das von 2008 bis 2013 gültig ist 
und sich in zwei Perioden – von 2008 bis 2010 und von 2011 bis 2013 – gliedert. 
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Abbildung 39: Schematische Darstellung des Finanzausgleichsmechanismus. Rot eingezeichnet sind Änderungen des 
FAG 2008 gegenüber dem FAG 2005. Quelle. Bröthaler J. (2007) 
 
Primärer Finanzausgleich 
Der primäre Finanzausgleich legt die Abgabenhoheit in Österreich fest. Er unterscheidet 
zwischen: 

• ausschließlichen Bundesabgaben 

• Abgaben, die zwischen Bund, Ländern und Gemeinden geteilt werden 
(gemeinschaftliche Bundesabgaben)51 

• ausschließlichen Landesabgaben 

• ausschließlichen Gemeindeabgaben (eigene Abgaben). 

Die „ausschließlichen Abgaben“ fließen dabei direkt der jeweils einhebenden 
Gebietskörperschaft zu. Die Abgabeneinhebung in Österreich konzentriert sich sehr auf den 
Bund, er erhob 2008 mit 73,5 Mrd EUR knapp 95 % der gesamten Abgaben ein. 7,2 Mrd. EUR 
davon sind ausschließliche Bundesabgaben, 77,6 Mrd EUR gemeinschaftliche Bundesabgaben, 
siehe Tabelle 7.  
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Tabelle 7: Verteilung der Abgaben in Österreich. Quelle: Statistik Austria 2009 
2005 2006 2007 2008 

Abgabenart 
Mio.EUR  %  Mio.EUR  %  Mio.EUR  %  Mio.EUR  %  

Ausschließliche Bundesabgaben 5.956 9,2    6.627 9,7    6.553 9,0    7.184 9,3    

Gemeinschaftl.  Bundesabgaben 51.266 79,0    53.819 78,6    58.094 79,4    62.217 80,2    

zuzüglich  Vorweganteile 1) 4.112 6,3    4.295 6,3    4.551 6,2    4.100 5,3    

Landes(Gemeinde)abgaben 2) 3.583 5,5    3.732 5,5    3.934 5,4    4.116 5,3    

Gesamtabgabenertrag 64.917 100,0  68.473 100,0  73.133 100,0  77.617 100,0  

Q: STATISTIK AUSTRIA - Erstellt am 17.11.2009. - 1) Einschließlich jener Vorweganteile, die bereits vor Aufteilung der Steuern in Abzug gebracht werden 
(einschl. Anteil des Bundes vom Wohnbauförderungsbeitrag). - 2) Ohne die Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen. 

 
Diese gemeinschaftlichen Bundesabgaben werden –siehe Tabelle 7 – im sog. „vertikalen“ FA“, 
nach Abzug einiger Anteile u.a. für den Gesundheits- und Sozialbereich52 nach fixen 
Prozentsätzen (spezifisch für jede Abgabe, siehe Tabelle 8) auf je einen Bundes-, Länder- und 
Gemeindentopf verteilt. Nach dieser Teilung werden die sog. „Vorweganteile“ zur Erfüllung 
gemeinschaftlicher Aufgaben wie Krankenanstaltenfinanzierung, Siedlungswasserwirtschaft, 
zur EU-Beitragsleistung usw. von diesen Töpfen abgezogen. 
 
Tabelle 8: Teilungsschlüssel der gemeinschaftlichen Bundesabgaben für das Jahr 2008. Quelle: Statistik Austria 

Teilungsschlüssel in % 
Gemeinschaftliche Bundesabgaben 

Bund Länder  Gemeinden 

Bodenwertabgabe 4,000 - 96,000 

Abgabe von alkoholischen Getränken 40,000 30,000 30,000 

Weinsteuer 38,601 33,887 27,512 

Werbeabgabe 4,000 9,083 86,917 

Grunderwerbsteuer 4,000 - 96,000 

Spielbankabgabe bis zu Aufkommen von 725.000 Euro 60,000 5,000 35,000 

Spielbankabgabe über einem  Aufkommen von 
725.000 Euro 70,000 15,000 15,000 

alle übrigen Steuern 73,204 15,191 11,605 

 
Tabelle 9: Gemeinschaftliche Bundesabgaben 2008 in 1.000 EUR  

Wien 
Abgaben Bund 

Länder  
ohne 
Wien 

Land Gemeinde 

Gemeinden 
ohne Wien 

Summe 

Anteile an Einkommen-, Vermögen- 
und sonstigen Steuern 45.216.834 8.382.538 2.006.418 2.052.350 6.048.043 63.706.183 

zuzüglich:             

+ Kunstförderungsbeitrag 1) 11.465 2.131 503 473 1.397 15.969 

+ Spielbankabgabe  43.755 10.252 3.351 3.454 12.530 73.342 

abzüglich Vorweganteile:             

- FLAG -540.175 - - - - -540.175 

- Katastrophenfonds -347.133 - - - - -347.133 

- EU-Beiträge - -372.916 -87.918 -26.440 -78.059 -565.333 

- Konsolidierungsbeitrag - - - - - - 

- Krankenanstaltenfinanzierung - - - -32.633 -96.343 -128.976 

- Siedlungswasserwirtschaft -115.753 -17.730 -4.183 -6.797 -20.066 -164.529 

- Spielbankländer und -gemeinden  - - - - - - 

+ Ausgleich für die Abschaffung der 
Selbstträgerschaft 99.428 23.978 24.428 - 19.052 166.886 

Summe der Ertragsanteile 44.368.422 8.028.253 1.942.599 1.990.407 5.886.554 62.216.234 

 - Bedarfszuweisungsmittel 2) - - - - -737.091 -737.091 
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Verbleibende Anteile 44.368.422 8.028.253 1.942.599 1.990.407 5.149.463 61.479.143 
Q: STATISTIK AUSTRIA - Erstellt am 17.11.2009. - 1) Ohne Einhebungsvergütung. -  2) Werden an Länder zur Verteilung an Gemeinden überwiesen (12,7% 
der Gemeinde-Ertragsanteile). 

 
In der nächsten Stufe werden der Länder- und der Gemeindentopf zwischen den Ländern und 
länderweise auf die Gemeinden verteilt („horizontaler Finanzausgleich“), wieder jeweils nach 
spezifisch für jede Abgabe. Die jeweiligen Verteilungsschlüssel hängen dabei von folgenden 
Parametern ab: 

• Volkszahl: Bevölkerungszahl. Ab 2009 wird diese Zahl nicht wie bisher nach der letzten 
Volkszählung sondern nach einer aktuellen Bevölkerungsstatistik festgelegt. 

• abgestufter Bevölkerungsschlüssel: Zum Ausgleich höherer Ausgaben größerer 
Gemeinden zur Erfüllung zentralörtlicher Funktionen erfolgt, wird dieser 
Bevölkerungsschlüssel nach der EinwohnerInnenzahl gestaffelt53 

• aufkommensorientierter Schlüssel: berücksichtigt das Steueraufkommen der Länder 
und Gemeinden 

• fixe Verteilungsschlüssel spezifisch für jede Abgabe 

Die nun auf Länderebenen zur Verfügung stehenden Gemeindertragsanteilen werden in 
mehreren Schritten zwischen den Gemeinden im jeweiligen Land verteilt: 
Berücksichtigung der Finanzkraft der Gemeinden 
Ausgleich der Getränkesteuer 
Weitere Verteilung nach dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel 
 
Sekundärer Finanzausgleich 
Der sekundäre Finanzausgleich umfasst weitergehende Regelungen im FAG, die Zahlungen 
vom Bund an Länder und Gemeinden sowie von Ländern an die Gemeinden in Form von 
Bedarfszuweisungen und Zweckzuschüssen54. Viele dieser Transfers wurden aber im FAG 2008 
gegenüber früheren Regelungen in Ertragsanteile umgewandelt. 
Insbesondere gilt das auch für die Wohnbauförderung: Ihre Mittel wurden bislang als 
zweckgebundene Zuschüsse des Bundes den Ländern zur Verfügung gestellt. Ab 2009 bzw. 
der Ratifizierung der Vereinbarung55 zwischen Bund und Ländern, dass die Vergabe 
Wohnbauförderung stärker klimaschutzorientiert erfolgen muss, wird sie ebenfalls aus (nicht 
zweckgebundenen) Ertragsanteilen finanziert. 
 
Tertiärer Finanzausgleich 
Unter dem „tertiären“ Finanzausgleich versteht man alle übrigen, jedoch nicht im FAG 
geregelten intragovernmentalen Transferzahlungen, die nach sonstigen Bundes- und 
Landesgesetzen geregelt sind. Sie umfassen – bezogen auf die Gemeinden – 
Finanzzuweisungen, Zuschüsse, Beiträge und Umlagen der Gemeinden von bzw. an den Bund, 
die Länder, andere Gemeinden und sonstige Träger öffentlichen Rechts (Gemeindeverbände, 
Fonds). 
 
Neuerungen durch den FA 2008 
Zusammenfassend sind die wesentlichen Neuerungen des FAG 2008 gegenüber dem FAG 2005 
für Gemeinden wie folgt56: 

• FAG-Periode 2008-2013: 2 Etappen mit je 3 Jahren 
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• Aufhebung des Konsolidierungsbeitrag, den die Gemeinden zur Budgetkonsolidierung 
an den Bund zu entrichten hatten: Halbierung in 1. Etappe, Aufhebung in 2. Etappe 

• Aufwandsneutrale Umwandlung von vormals zweckgebundenen, betraglich fixierten 
Transfers in dynamische Ertragsanteile ohne Zweckbindung  

• Bei der horizontalen Verteilung wird die Einwohnerzahl gemäß aktueller 
Bevölkerungsstatistik herangezogen 

• Weitere Abflachung des abgestuften Bevölkerungsschlüssels in der 2. Etappe, für 
Verlierergemeinden ist ein Ausgleich vorgesehen 

• Zusätzliche 100 Mio EUR des Bundes zur Krankenanstaltenfinanzierung, die ab 2009 
valorisiert werden 

• Deckelung des Mehraufwandes der Länder und Gemeinden für Mindestsicherung (50 
Mio EUR) und 24-Stunden-Pflege (16 Mio EUR) 

• Zusätzliche Mittel des Bundes für Landeslehrer (12 Mio EUR), Kinderbetreuung (20 Mio 
EUR, zusätzliche 20 Mio EUR von den Ländern)  

• Aufstockung des Katastrophenfonds (5 Mio EUR) 

• Ersatz der zweckgebundenen Wohnbauförderungsmittel durch Ertragsanteile 

 
Kritik 
Das System des Finanzausgleichs in Österreich versucht, die Interessen aller beteiligten 
Gebietskörperschaften auszugleichen. Die Kritik wird aber immer lauter, dass es diesen 
Ansprüchen immer weniger genügt. Häufig geäußerte Kritik bezieht sich auf die folgenden 
Umstände57: 

• Komplexe, vielfach intransparente Transfers: Zwar erfolgte durch die Umwandlung 
zahlreicher Zuweisungen zu Ertragsanteilen im FAG 2008 eine gewisse Entflechtung, im 
Bereich der Länder und Gemeinden bleiben sie aber im wesentlichen weiter aufrecht. 

• Unklare Kompetenzverteilungen führen zu Doppelgleisigkeiten (z.B. im 
Sozialbereich) bzw. geteilte Kompetenzen und Finanzierungen. 

• Die Verteilung über den abgestuften Bevölkerungsschlüssel in der jetzigen Form 
berücksichtigt zu wenig die die empirisch beobachtbaren Aufgaben-, Kosten- und 
Einnahmenunterschiede zwischen Gemeinden im ländlichen Raum und verstädterten 
Gebieten mit unterschiedlichen Aufgaben – insbesondere im Licht der 
Suburbanisierung. 

• Auch wird dabei nicht die Komplementarität von Stadt und Umland ungenügend 
berücksichtigt: Da die funktionalen Grenzen von Siedlungsräumen vielfach nicht mit 
den administrativen Grenzen der Gemeinden übereinstimmen werden viele Leistungen 
komplementär erbracht (zB öffentlicher Verkehr) aber nicht entsprechend abgegolten.  

• Das Auseinanderfallen von Aufgaben-, Ausgaben- sowie Finanzierungs-
verantwortung (institutionellen Kongruenz) führt zu Effizienz- und Qualitätsverlusten. 
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• Die beschränkte Abgabenhoheit der untergeordneten Gebietskörperschaften (Länder, 
Gemeinden) führt zu – im internationalen Vergleich zu anderen föderalen Staaten – 
atypisch niedrigen eigenen Einnahmen. Das ist aus demokratiepolitischen 
Überlegungen sowie in Anbetracht von demografischen Entwicklungen und 
Wanderungstrends bedenklich. 

• Kein Anreiz zur Kooperation zwischen Gemeinden 

 
4.2.4.2 Die Finanzierung der Gemeinden 

Tabelle 10 gibt einen Überblick über die finanzielle Situation der Gemeinden: Mit 40 % leisten 
die Ertragsanteile aus dem Finanzausgleich im Jahr 2008 den größten Beitrag zu den 
Gemeindeeinnahmen. Das Aufkommen aus eigenen Steuern macht mit 21 % den zweiten 
großen Teil aus, gefolgt von den Gebühreneinnahmen für gemeindeeigene Einrichtungen 
((Ab-)Wasser, Müll, etc.) mit 12 % und Einnahmen aus Leistungen (zB. Kindergärten, 
Horte, Tagesheime, Musikschule, Bäder etc.) mit 10 %. 
Laufende Transfereinnahmen von öffentlichen Rechtsträgern (Land, Gemeinden, andere) 
und sonstige Einnahmen kommen auf 6 % bzw. 7 %. Einnahmen aus Besitz und 
wirtschaftlicher Tätigkeit (vor allem Mieten und Pachten) liefern schließlich knapp 4 % der 
Gemeindeeinnahmen. 
 
Tabelle 10: Laufende Gebahrung der Gemeinden ohne Wien. Quelle: Bauer (2007), Bauer (2009), eigene Darstellung 

1.000 EUR Anteil % 1.000 EUR Anteil % 1.000 EUR Anteil % 1.000 EUR Anteil %
Einnahmen der laufenden Gebarung

Eigene Steuern 2.412.236 21,4 2.514.262 21,5 2.649.865 21,4 2.744.670 21,3
Ertragsanteile 4.192.114 37,1 4.350.002 37,1 4.668.324 37,7 5.168.854 40,1

Gebühren für die Benützung von 
Gemeindeeinrichtungen und - anlagen 1.369.256 12,1 1.423.322 12,1 1.485.992 12,0 1.531.959 11,9

Einnahmen aus Leistungen 1.191.080 10,5 1.181.730 10,1 1.238.934 10,0 1.277.025 9,9
Einnahmen aus Besitz und

wirtschaftlicher Tätigkeit 430.565 3,8 488.952 4,2 566.533 4,6 472.246 3,7
Laufende Transferzahlungen von Trägern des 

öffentlichen Rechts 873.714 7,7 870.342 7,4 885.072 7,2 809.275 6,3
Sonstige laufende Transfereinnahmen 138.238 1,2 144.089 1,2 153.737 1,2 190.111 1,5
Gewinnentnahmen der Gemeinden von 
Unternehmungen und marktbestimmten 

Betrieben der Gemeinde 170.561 1,5 158.779 1,4 173.129 1,4 161.709 1,3
Einnahmen aus Veräußerung und sonstige 

Einnahmen 514.104 4,6 586.561 5,0 555.410 4,5 533.514 4,1
Summe Einnahmen der lfd. Gebarung 11.291.866 100,0 11.718.038 100,0 12.376.996 100,0 12.889.364 100,0

Ausgaben der laufenden Gebarung

Leistungen für Personal 2.643.463 26,2 2.679.965 25,7 2.756.219 25,5 2.901.108 25,2
Pensionen und sonstige Ruhebezüge 316.301 3,1 324.616 3,1 328.084 3,0 347.179 3,0

Bezüge der gewählten Organe 171.669 1,7 175.647 1,7 179.808 1,7 191.725 1,7
Gebrauchs-und Verbrauchsgüter, 

Handelswaren 371.503 3,7 378.754 3,6 370.130 3,4 385.665 3,3
Verwaltungs - und Betriebsaufwand 3.167.784 31,4 3.296.957 31,6 3.369.081 31,2 3.583.879 31,1

Zinsen für Finanzschulden 266.194 2,6 296.981 2,9 370.439 3,4 434.626 3,8
Laufende Transferzahlungen von Trägern des 

öffentlichen Rechts 2.222.515 22,0 2.370.965 22,8 2.501.492 23,2 2.668.018 23,2
Sonstige laufende Transferausgaben 788.602 7,8 751.209 7,2 753.870 7,0 849.685 7,4

Gewinnentnahmen der Gemeinden von 
Unternehmungen und marktbestimmten 

Betrieben der Gemeinde 155.859 1,5 143.483 1,4 161.752 1,5 151.200 1,3

Summe der Ausgaben der lfd. Gebarung 10.103.890 100,0 10.418.578 100,0 10.790.873 100,0 11.513.085 100,0
Ergebnisder lfd. Gebarung 1.187.976 10,5 1.299.460 11,1 1.586.123 12,8 1.376.279 10,7

2005 2006 2007 2008
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Die Gesamteinnahmen der österreichischen Gemeinden erhöhten sich 2008 gegenüber dem 
Vorjahr um 3,9 % auf EUR 16,7 Mrd. Die Gesamtausgaben stiegen im Vergleichszeitraum um 
4,5 % auf EUR 16,8 Mrd. 
Im Folgenden werden die wesentlichen Gemeindeeinnahmen analysiert. 
 
Ertragsanteile der Gemeinden 
Den mit Abstand höchsten Anteil der Gemeindeeinnahmen machen mit ca. 40 % die 
Ertragsanteile aus dem Finanzausgleich aus. Zu ihrer Verteilung auf die Gemeinden siehe Kap. 
4.2.4.1. 
 
Gemeindeabgaben 
Die zweitgrößte Einnahmequelle der Gemeinden sind eigene Abgaben, die von der Gemeinde 
eingehoben bzw. teilweise auch selbst in ihrer Höhe gestaltet werden können. 
Die Zuständigkeiten für die Steuern werden durch das jeweils gültige Finanzausgleichsgesetz 
(FAG) festgelegt. Das FAG 2008 hält in § 14 die ausschließlichen Landes/Gemeindeabgaben 
fest58: 

1. die Grundsteuer; 

2. die Kommunalsteuer; 

3. Zweitwohnsitzabgaben; 

4. die Feuerschutzsteuer; 

5. Fremdenverkehrsabgaben; 

6. Jagd- und Fischereiabgaben (Abgaben auf Besitz und Pachtung von Jagd- und 
Fischereirechten) sowie Jagd- und Fischereikartenabgaben; 

7. Mautabgaben für die Benützung von Höhenstraßen von besonderer Bedeutung, die 
nicht vorwiegend der Verbindung von ganzjährig bewohnten Siedlungen mit dem 
übrigen Verkehrsnetz, sondern unter Überwindung größerer Höhenunterschiede der 
Zugänglichmachung von Naturschönheiten dienen; 

8. Lustbarkeitsabgaben (Vergnügungssteuern) ohne Zweckwidmung des Ertrages; 

9. Lustbarkeitsabgaben mit Zweckwidmung des Ertrages, insbesondere Abgaben für die 
Errichtung und den Betrieb von Rundfunkempfangseinrichtungen (zB Fernsehschilling), 
Kriegsopferabgaben, Sportförderungsabgaben (zB Kultur- und Sportschilling); 

10. Abgaben für das Halten von Tieren; 

11. Abgaben von freiwilligen Feilbietungen; 

12. Abgaben für den Gebrauch von öffentlichem Grund in den Gemeinden und des 
darüber befindlichen Luftraumes; 

13. Interessentenbeiträge von Grundstückseigentümern und Anrainern; 

14. Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen; 
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15. die Landes- und Gemeindeverwaltungsabgaben; 

16. Eingabengebühren für Anträge an die in Angelegenheiten der Nachprüfung im Rahmen 
der Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Sinne des Art. 14b Abs. 2 Z 2 B-VG 
betrauten Behörden der Länder; 

17. Abgaben für das Abstellen mehrspuriger Kraftfahrzeuge in Kurzparkzonen 
 
Wie Tabelle 11 zeigt, ist die Kommunalsteuer die bei weitem wichtigste eigene 
Gemeindeabgabe, gefolgt von der Grundsteuer und Interessentenbeiträgen. Das Aufkommen 
gemeindeeigener Abgaben ist jedoch sehr unterschiedlich hoch: Es bestehen insbesondere 
deutliche Unterschiede zwischen strukturschwachen Regionen einerseits und städtischen 
Agglomerationen bzw. touristischen Zentren andererseits, wie Abbildung 40 zeigt. 
 
Tabelle 11: Quelle: Gemeindefinanzbericht 2009 

 

 
Abbildung 40: Gemeindeabgaben pro Einwohner 2008. Quelle: Gemeindefinanzbericht 2009 
 
Kommunalsteuer. Rechtsgrundlage: Bundesgesetz, mit dem eine Kommunalsteuer erhoben 
wird (Kommunalsteuergesetz 1993), BGBl. Nr. 819/1993 zuletzt geändert BGBl. I Nr.  
52/2009 
Die Kommunalsteuer wird auf Arbeitslöhne von Unternehmen mit Betriebsstätten im Inland 
erhoben. Der Steuersatz dieser an die Gemeinde zu entrichtenden Steuer liegt bei 3 %. Ihre 
Bemessungsgrundlage ist die Summe der Arbeitslöhne der Dienstnehmer einer in der 
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Gemeinde gelegenen Betriebsstätte. Dabei ist es gleichgültig, ob die Arbeitslöhne beim 
Empfänger der Einkommensteuer (Lohnsteuer) unterliegen (Monats- Bruttolohnsumme). 
Die Kommunalsteuer ist mit Abstand die wichtigste Gemeindesteuer, mit einem Aufkommen 
von 1,724 Mrd. EUR im Jahr 2008 trug sie durchschnittlich 63 % zu den gesamten 
Gemeindeabgaben bei und machte 13 % der gesamte Gemeindeeinnahmen aus. 
Zersiedelungsrelevanz: 

• Das Kommunalsteueraufkommen ist zentral für die Gemeinde und beeinflusst damit 
auch ihre Widmungs- und Ansiedelungspolitik, um Betriebsstätten im Gemeindegebiet 
zu erhalten und anzusiedeln.  

• Damit einher geht auch eine Konkurrenzsituation zwischen Gemeinden bei 
Betriebsansiedelungen, da die Kommunalsteuer lediglich der Lagegemeinde zugute 
kommt, während etwaige negative Effekte (zB. erhöhtes Verkehrsaufkommen, 
Emissionen) aber auch umliegende Gemeinden betreffen können: „Die Summe 
egoistischer Ortsentwicklungen ergibt jedoch noch keine optimale Siedlungsstruktur für 
eine ganze Region – wie etwa das Beispiel Vösendorf zeigt, das dank der Kom-
munalsteuern der Shopping City Süd zu den reichsten Gemeinden Österreichs zählt. 
Die negativen Effekte von Europas größtem Einkaufszentrum gehen allerdings weit 
über die kleine Nachbargemeinde Wiens hinaus: Der Einzelhandel in den Bezirken 
Mödling und Baden sowie in Teilen der Bundeshauptstadt hat durch die SCS 
irreversiblen Schaden genommen – und die gesamte Region leidet unter der Belastung 
von 50.000 Autos, die täglich in das Shopping Center strömen.“ (Seiß, 2006). 

Grundsteuer. Rechtsgrundlage: Grundsteuergesetz 1955, BGBl. Nr. 149/1955, zuletzt 
geändert BGBl. I Nr. 34/2010 
Die Grundsteuer ist auf inländischen Grundbesitz zu entrichten. Ihre Bemessungsbasis ist der 
von den Finanzämtern festgestellte Grundsteuermessbetrag, der aus dem Einheitswert des 
jeweiligen Grundbesitzes (wirtschaftliche Einheit) errechnet wird. Unterschieden wird dabei 
zwischen den in der jeweiligen Gemeinde gelegenen 

• Landwirtschaftlichen Betrieben (Grundsteuer A) und 

• Grundstücken (bebaute und unbebaute Grundstücke, Baurechte, Grundstücke bzw. 
Gebäude auf fremdem Grund und Boden) und Betriebsgrundstücken (Grundsteuer B)  

Durch das FAG sind die Gemeinden ermächtigt, Hebesätze für die Grundsteuer von bis zu 
500 % festzulegen. Darüber hinaus kann sie zeitlich begrenzte Grundsteuerbefreiungen 
insbesondere für neu geschaffene (geförderte) Wohnobjekte gewähren. Dauerhafte 
Grundsteuerbefreiungen bestehen lt. §§ 2 bis 8 des Grundsteuergesetzes beispielsweise für 
öffentliche Verkehrswege, fließende Gewässer und für Grundstücke von 
Gebietskörperschaften, die dem öffentlichen Dienst oder Gebrauch dienen. Die Entscheidung 
dazu trifft das jeweilige Lagefinanzamt. 
Zersiedelungsrelevanz: 
Durch die Umwidmung von Flächen zu Wohnbauland oder Betriebsansiedlungsgebiet erhöht 
sich der Einheitswert der Grundstücke und zieht eine entsprechende Erhöhung des 
Grundsteueraufkommens mit sich. 

• Die Grundsteuerbefreiung für Verkehrsflächen und (möglicherweise) für neue 
Wohnobjekte wirkt ebenfalls tendenziell in Richtung Zersiedelung. 
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Interessentenbeiträge. „Interessentenbeiträge“ von Grundstückseigentümern und 
Anrainern sind ein Sammelbegriff für verschiedene Abgaben an die Gemeinde. Sie 
unterscheiden sich von Steuern dadurch, dass sie Beiträge zu den Aufwendungen für 
öffentliche Anlagen im Interesse der Grundeigentümer und Anrainer sind, etwa für öffentliche 
Verkehrsflächen, Kanal- und Wasserleitungsanlagen. Der Unterschied zu den 
Benützungsgebühren dieser Anlagen besteht darin, dass die Interessentenbeiträge einmalig 
bei deren Errichtung oder Erweiterung entrichtet werden, während Benützungsgebühren 
laufen zu bezahlen sind und vorwiegend den Betriebs- und Erhaltungsaufwand decken59. 
Die Interessensbeiträge sind in eigenen Landesgesetzen oder in verschiedenen 
Materiengesetzen (zB. in Bauordnungen, Kanalgesetzen, Wasserleitungsgesetzen oä) geregelt. 
Zersiedelungsrelevanz: 

• Aufgrund der häufig nicht verursachungsgerechten Höhe (Begrenzung nach oben) 
erfolgt tendenziell eine Subventionierung zersiedelter Strukturen durch Beiträge aus 
dichteren Strukturen. 

 
Tourismusabgabe. Nicht analysiert 
 
Gebühren. Gemeinden erheben Gebühren für die Benutzung gemeindeeigener Infrastruktur 
wie Kanal, Wasserversorgung und Müllentsorgung.  
Die Grundsätze für die Zuständigkeiten und die organisatorischen sowie finanziellen 
Rahmenbedingungen sind in jeweiligen Materiengesetzen der Länder definiert, die Höhe der 
Gebühren selbst wird vom jeweiligen Gemeinderat aufgrund der landesgesetzlichen 
Bestimmungen festgelegt. 
Zersiedelungsrelevanz: 

• Aufgrund der häufig nicht verursachungsgerechten Höhe (Begrenzung nach oben) 
erfolgt tendenziell eine Subventionierung zersiedelter Strukturen durch Beiträge aus 
dichteren Strukturen. 

 


